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Vorwort 

In der BRD - ebenso wie anderswo - hat die Solidaritätsbewegung 
mit den von der Militärdiktatur vorläufig niedergerungenen chile- 

nischen Massen stark nachgelassen. Für diesen Rückgang gibt es 

verschiedene Gründe. 
Im Verlauf der Klassenkämpfe in Lateinamerika sind 

die Volksmassen und Arbeiterklassen anderer Länder in den Vorder- 

grund getreten, die der Aufmerksamkeit und solidarischen Unter- 
stützung bedurften und bedürfen. An erster Stelle ist hier der 
siegreiche Kampf der von der Sandinistischen Befreiungsfront (FSLN) 
geführten Volksmassen Nicara~uas zu nennen. Gegenwärtig sind es 
besonders die Landarbeiter, Bauern und Massen der städtischen Ar- 
mut in E1 Salvador, aber auch in Guatemala, die in ihrem bewaffne- 

ten Kampf gegen die - vor den USA gestützten - Militärdiktaturen 
ihrer Länder auf praktische Solidarität angewiesen sind. In an- - 
deren Ländern haben sich die Klasserilrämpfe verschärft: In Bolivien 

konnte sich die Armee vorläufig mit blutigem Terror gegen den Wi- 
derstand der Arbeiter und Bauern durchsetzen; in ~rasilien geht 

der Kampf der Arbeiterklasse um gewerkschaftliche und politische 
Freiheit auch nach dem Streik der Metallarbeiter weiter. 



Für das Nachlassen der Chile-Solidaritätsbewegung 

spielt aber sicher auch eine Rolle, daß der Widerstand gegen die 

f*lilitärdiktatur noch keine spektakulären Erfolge erzielen konnte. 

Viele, die diesen Kampf hierzulande eher vom Standpunkt ihrer 

Hoffnungen und Wünsche als dem der gegebenen Realität in Chile be- 

trachtet haben, haben sich enttäuscht abgewendet. 

Auf der anderen Seite verstärkt die chilenische Mili- 

tärdiktatur die Bemühungen, ihre Herrschaft zu festigen und nach 

außen respektabel erscheinen zu lassen, ohne daC sich an ihrem 
Wesen irgendetwas geändert hätte. Die am siebten Jahrestage ihres 

Putsches von der Diktatur veranstaltete "Volksabstimmung" diente 
diesem Zweck. Teile der bürgerlichen Uffentlichkeit in der BRD 
haben diesen Anlan erneut benutzt, mit in den Chor derer einzu- 

\ 
stimmen, die die Militärdiktatur salonfähig machen wollen. 

Doch die barbarische Wirtschaftspolitik zueunsten des 

internationalen Großkapitals und einer handvoll einheimischer Kapi- 
talisten, die auf dem Elend der chilenischen Massen aufbaut, wird 

unbeirrt weitergeführt; der Terror der Mord- und Entführungskomman- 

dos hat wieder zugenommen; die politischen Parteien sind weiter- 
hin verboten,und die Gewerkschaftsbewegung soll mit dem neuen Ar- 

beitsstatut (Plan Laboral) geknebelt und handlungsunfähig gemacht 

werden. Trotz alleden: Auch nach über sieben Jahren Militärdikta- 
tm-ist der 'Widerstand nicht tot! Der Kampf zum Sturz Pinochets 
geht weiter! 

über diesen Yliderstand zu informieren und einen kleinen 

Beitrag solidarischer Unterstützung zu leisten,' ist Zweck der vor- 

liegenden Broscnüre. Dabei sollen die bestehenden Schwierigkeiten 
keineswegs unterschlagen werden: Von einer Einheit der klassenbe- 

wuRten Kräfte kann gegenwärtig in Chile nicht gesprochen werden. 
Die chilenische Linke befindet sich in einer Krise. 

Diese Krise kommt auch durch die Auseinandersetzungen 

in der Sozialistischen Partei Chiles zum Ausdruck, jener Partei, 

die im Rannen des Bündnisses der Unidad Popular (Volkseinheit) 
über das e;rö?te Wählerpotential verfügte und in der Arbeiterklasse 
stark verankert war. Die Gesensätze in der Partei waren schon vor 

dem Fiilitäroutsch vorhanden, ihre Entwicklung wurde jedoch durch 

die Bedingungen der 1llep;alität und durch den Terror, dem führende 
Genossen zum Gpfer fielen, beschleunigt. 
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Die Sozialistische Partei Chiles / Koordination der 
Regionalkomitees (PS / CM() ist als & Resultat aus diesen frak- 
tionellen Auseinandersetzungen hervorgegangen. Die Kritik an der 

Auslandsführung der PS mit Carlos Altamirano an der Spitze, die 
Ablehnung einer Unterordnung unter die au9enpolitischen Interessen 

des sozialistischen Lagers oder die bürgerliche Politik der inter- 
nationalen Sozialdemokratie sowie die Kritik der sich abzeichnen- 

den Biindniskonzepte ge~enüber bürgerlichen Kräften führten schließ- 
lich zum organisatorischen Bruch der PS/CIiR mit der restlichen 

Partei. 
1979 wurde Altamirano selbst von einer knappen Mehr- 

heit des Auslandssekretariats der Sozialistischen Partei (mit Sitz 

in Berlin/DDR) ausgeschlossen und Clodomiro Alsegda, ehemaliger 

Außenminister der Unidad Popular. zum neuen ieneralsekrecär be- 
stimmt. Der Flügel der PS um Almeyda folgt grundsätzlich dem Kurs 

der Kommunistischen Partei Chiles, die in der Christdemokratischen 

Partei den Hauptbündnispartner sieht und als Etappenziel darauf 

hofft, daß unter deren Führung eine bürEerliche Denokratie errict- 
tet werden kann. Deshalb müsse die Linke - so Almeyda - aucn be- 
reit sein, durch einen mehrjähri~en "Sozialfrieden" diesen lieg 

Sem Bürgertum schmackhaft zu machen. Altamirano, &er diese Politk 

nicht mittragen wollte und inzwischen nach Holland übergesiedelt 
ist, hat heute einen ideoloqisch uneinheitlichen Kreis um sich ge- 

sammelt. 

Auch die klar sozialdemokratischen Teile der PS 
haben sich organisatorisch verselbständigt. Sie haben jecie Klassen- 

position über Bord geworfen und streben unter AusscbluR der linken 
Kräfte ein direktes Bündnis mit den Christdemokraten an. Dafür 
hoffen sie,die Unterstützung durch die internationale Sozialdemo- 
kratie zu erhalten. 

Alle genannten Strömungen haben Vertretungen in Aus- 
land und stützen sich auf einen Teil der inländischen Basis, ohne 
da8 hier zahlenmäßige Vergleiche möglich wären. Allerdings gibt 
es in Chile eine Reihe von sozialistischen Gruppen, die keiner der 
genannten Richtungen zuzuordnen sind. 
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Die Frage der Bündnispolitik gegenüber bürgerlichen 

Kräften steht im Zentrum der Auseinandersetzungen innerhalb der 

chilenischen Linken. Die PS/CIiR vetritt in diesem Zusammenhang die 

These der "Arheiterfront". Damit ist ein strategisches Bündnis 

unter Führung der Arbeiterklasse gemeint, das auch die "mittleren 

Sektaren" in der Stadt und auf dem Land einschließen soll. - Wie 
angedeutet bemühen sich andererseits die KP und der Almeyda-Flügel 

der ES um ein Bündnis mit der G'nristdemokratischen Partei - bisher 
freilich erfolglos. 

Die Genossen der FS/CNR haben diese Bündniskonzeption 
von Anfanc an bekämpft. Fedro Vuskovic, ehemaliger Wirtschafts- 

minister der Unidad Fonular und der bekannteste Führer der PS/CNR 

erklärte 19'76, dal? sich jede Bündnispolitik auf die Stärke der 
Arbeiterklasse ~ri¿?den mui?, auf ihre Bereitschaft, für die eigenen 
Ziele zu kämpfen. Programmaxische Zu~eständnisse und Zurückhaltung 

im Kampf für die Interessen der Arbeiter Kämen nur den bürgerlichen 
Kräften zunute.+) In einer Stellunxnahme der Inlandsorganisation 

der FS/CNR zur B5ndnispolitik der KF und des Almeyda-Flügels hiei? 

es AnfanE 1980: 

Am Vorabend der faschistischen Diktatur war die 

niszisct~e Opposition in Deiitschland vor dem Hintergrund der 3r- 

fairun~en 5er destschen Arbeiterbewepang zu ähnlichen Zinschätzungen 
~ekoxmen. Auaust Thalheimer schrieb 1912: 

"Das Bündnis mi¿ dem 'yemä3igten1 Flügel der Bourgeoi- 
sie ist n.dr zu haben und a.Jfrechtzuerhalten, indem die 

+)pedro Vuskovic, Bßerica Latina: Que sigue al Fascismo, Mexico 
D.F. 1'176, deutsch: Die Sozialis~ische Partei Chiles und der 
Kampf Lateinamer-ikas, Bonn 1977 





Das bedeutet natürlich nicht, daß die Gruppe Arbeiter- 

politik jede Position und Einschätzung der PS/CNR teilt oder um- 
gekehrt. Wir konnen von der BRD aus die konkrete politische Si- 
tuation in Chile und die Kcäfteverhältnisse der sozialen Klassen 
nioht gründlich und detailliert genug einschätzen. Das allein ver- 

bietet schon vorschnelle Urteile und Festlegungen. Hinzu kommt, 
daR die Gruppe Arbeiterpolitik seit dem Militärputsch von 1973 

die Verhältnisse in Chile nicht mehr eingehend untersucht hat.') 
Die hier veröffentlichten Materialien konnen kein Ersatz für eine 

historisch-materialistische Analyse sein. 
Die Gruppe Arbeiterpolitik ist selbstredend offen für 

die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen chilenischer Sozia- 
listen und Kommunisten. Dies ist auch im Sinn der PS/CNR, die sich 
als Teil des Einigungsprozesses der chilenischen Linken versteht, 
eines Einigungsprozesses auf dem Boden des Klassenkampfs und ge- 
stützt auf die Arbeiterklasse als führende Kraft. 

Wir veröffentlichen im folgenden ein Gespräch mit ei- 

nem Vertreter der ?S/CKR über die Entwicklung seit dem Putsch und 
die Perspektiven des Kampfes gegen die Militärdiktatur. Weiterhin 
berichten westdeutsche Genossen über ihre Eindrücke und Beobach- 
tungen, die sie während einer Chile-Reise Anfang 1980 gesammelt 
haben. 

Gruppe Arbeiterpolitik 
Sozialistische Partei Chiles (Cm) Februar 1981 

+)~eröffentlichungen der Gruppe Arbeiterpolitik zu Chile: 
- Analyse der Volksfrontpolitik in Chile: Chile zwischen bürger- 
licher Legalität und sozialistischer Revolution; Arbeiterpoli- 
tik 3/4, 5, 6 - 1971 - Von Lo Curro zu den Gewerkschaftswahlen, Beilage zur Arbeiter- 
politik 4 - 1972 

- Die Konterrevolution kommt der Revolution zuvor - Der Militär- 
putsch in Chile - ein Warnsignal für die Arbeiterklasse, Bei- 
lage zur Arbeiterpolitik 4 - 1973 - Hungerstreik in Chile und im Exil - Ein Bericht chilenischer 
Genossen, Arbeiterpolitik 4 - 1978 



i Der Kampf in Chile 
ist 

Teil des Kampfes in 
ganz Lateinamerika" 

GESPR~~CH MIT EINEM VERTRETER DER SOZIALISTISCBEN PARTEI GEILES / 
NATIONALE KOORDINATION DER REGIONALKOMITEES ( C m )  I N  DER BRD 

OBER DIE ENTWICKLUNG I N  CHILE VOR UND NACH DEM MILSTÄRPUTSCH UND 
DIE PERSPEKTIVEN DES K A ~ I P F E S  GEGEN DIE M I L I T ~ D I K T A T U R  

Das Gespräch w u r d e  M i t t e  u n d  Ende  1980 geführt. 



Der Putsch der chilenischen Militärs am 11. Septem- 
ber 1973+]die Beseitigung der Regierung der Unidad 
Popular und die Ermordung des sozialistischen 
Präsidenten Allende stellten einen tiefen Einschnitt 
für die Entwicklung in Eurem Land, besonders für die 
Arbeiterbewegung, dar. Der Putsch kam nicht über 
Nacht, er hatte seine Voraussetzungen. Welche allge- 
meine politische Situation war vor dem Putsch gege- 
ben? 

Die Situation muß im Rahmen des vom US-Kapital abhängigen Kapita- 
lismus in Lateinamerika in den letzten Jahrzehnten analysiert wer- 

den. Wir können mit der kubanischen Revolution 1959 beginnen. die 
für den nordamerikanischen Imperialismus und seine nationalen Ver- 
bündeten ein sehr harter und bisher - von Nicaragua abgesehen - 
einzigartiger Schlag war. Nach dem Sieg der kubanischen Revolution 

hat: sich das Verhalten der USA gegenüber Lateinamerika geändert, 
es wurde eine andere Politik entwickelt. Früher hieß es. daß La- 

teinamerika zusammen mit Nordamerika sich gegen einen Feind von 

außen verteidigen müßte, zuerst gegen den Faschismus, später gegen 
den Kommunismus. Seit der kubanischen Revolution geht es für die 
USA darum, den inneren Feind zu bekämpfen. Auf militärischer Ebe- 

ne bedeutet das, daß die USA bestrebt sind, die lateinamerikani- 
schen Armeen für den Kampf gegen diesen inneren Feind auszubilden. 
2.B. an den berüchtigten Schulen in Panama und in den USA selbst. 
Weiterhin wurde die Ausrüstung der lateinamerikanischen Armeen mit 
liilfe der USA auf die Erfordernisse des Kampfes gegen den inneren 
Feind umgestellt. Auf politischer Ebene reagierten die USA unter 

Ke?nedj mit Reformversuchen und der Bildung der 'Allianz für den 
Fortschritt' auf die kuhanische Revolution. Durch den Abbau der 
krassesten sozialen Unterschiede sollte bei den Massen das h t -  
stehen von politischem Bewißtsein verhindert werden. Damit sollte 
die Bereitschaft gesichert werden. gegen den inneren Feind zu 
kämpfen. 

In diesem Zusammenhang muß auch gesehen werden, 
daß die Militärputsche in Lateinamerika seit dem in Brasilien 19W 
eine andere Stoßrichtung haben als frühere Interventionen des Mili- 
tärs in das politische Geschehen. Prüher handelte es sich haupt- 
sächlich darum, Widersprüche innerhalb der herrschenden Klasse zu 

+) Die Unidad Popular (Volkseinheit) war ein Bündnis von Sozialis- 
tischer Partei, Kommunistischer Partei, des linkskatholischen 
MAPU, der kleinbürgerlichen Radikalen Partei und anderen. klei- 
neren Organisationen. 



lösen, während seit 1964 das Entstehen und Erstarken von Nassenbe- 
wegungen verschiedener Art verhindert werden sollte. Am deutlichsten 
wird dies am Beispiel der Entwicklung Chiles, aber auch Brasilien 
1964, Bolivien 1971, Uruquay 1973 und Argentinien 1976 liegen auf 
dieser Ebene. 

Bei dem Putsch in Chile spielten zwei Faktoren eine 
besonders Rolle: Erstens der externe Faktor. dek durch die Interes- 
sen des Imperialismus bestimmt ist und zweitens die interne Situa- 
tion der Bourgeoisie in Chile. deren Interessen durch die Regierung 
Allende bedroht waren. Diese beiden Elemente müssen immer zusammen 
betrachtet werden. Außerdem war der kapitalistische Akkumulations- 
prozeß in Lateinamerika in dieser Phase schon in eine Krise geraten. 

Dle Perlode der Unidad Popular 

Der Wahlerfolg des Parteienbündnisses der Unidad 
Popular und die folgende Regierungszeit des Präsi- 
denten Allende wurden bei uns von allen politischen 
Uäften mit großem Interesse verfolgt. Bei den Lin- 
ken in Westdeutschland reichten die Einschätzungen 
von vorbehaltloser Zustimmung bis zu der These, daß 
das Scheitern der UP-Regierung von vornherein fest- 
gestanden habe. - Wie schätzt Ihr heute rückblickend 
die Periode der W-Regierung ein? Wo lagen ihre 
Grenzen? 

Die Regierung der Unidad Popular war ein Ausdruck des Kampfes der 
chilenischen Arbeiter. der eine lange geschichtliche Entwicklung 
hat. ~ e i  Wahlsieg, der die höchste Stufe dieses Kampfes bildete, 
machte zugleich auch dessen Grenzen deutlich: Der Sieg der Unidad 
Popular beweist zwar einerseits, daß es möglich ist, eine Wahl inner- 
halb des bürgerlichen Systems zu gewinnen, er zeigt aber andererseits- 
auch, daß es auf diese Weise nicht möglich ist, den Sozialismus auf- 
zubauen. Die Unidad Popular hat das zentrale und entscheidende Pro- . 
blem der Machtfrage nicht gelöst. Sie hat einen Teil des Staats- 
apparats besetzt und von da aus versucht, die ganze Macht zu erobern. 
Dieser Proeeß hat sich als sehr schwierig erwiesen; es handelt sich 
hierbei um ein Problem der politischen Führung. 

Der Wahlsieg war mit einer großen Massenmobilisie- 
m g  verbunden. An diesem Prozeß mui3ten alle linken Kräfte in der 



einen oder anderen Weise teilnehmen. Sie trugen eine große Verant- 
wortung, aber die gesamte Linke ist letztlich dacan gescheitert, 
daß dieser Prozeß nicht in Richtung auf eine wirkliche nachtüber- 
nahe durch die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten weiterentwickelt 
wurde. Es wurde deutlich, daß es - jedenfalls unter den heutigen 
Bedingungen - nicht möglich ist, von einem bürgerlichen Btaatsappa- 
rat Teile abzuschneiden wie bei einer Wurst und auf diese Weiae die 
Macht zu übernehmen. Das Problem war. daß die Machtfrage von dar 
Arbeiterklasse nicht gestellt und von der Unidad Popular auch nicht 
gelöst wurde..Rückblickend kann man heute sagen, de5 es ein großer 
politischer Fehler der Linken gewesen wäre, wenn eie sich außerhalb 
dieses Prozesses der Massenmobilisierung gestellt hätte, denn diaaer 
ProzeD hatte im Kampf der chilenischen Arbeiterklasse seine Orund- 
lage. Es wäre unsere Aufgabe gewesen - bei der auch wir versagt 
haben - eine alternative Führung in diesem Prozeß zu entwickeln. 

Es ist behauptet worden, die Regierung der Unidad 
Popular habe sich mit Blick auf die bürgerlichen Kräf- 
te und die Armeeführwig selbst gegen eine breitere 
Massenmobilisierung gestellt. Kannst Du das bestätigen, 
und wie stellt sich in diesem Zusammenhang das ange- 
sprochene Problem der politischen Führung? 

Das ist ein sehr schwieriger Punkt. Der ProzeD der Massenmobilieie- 
nuig war unabhängig von der Regierung, er ging sicherlich Beb? oft 
über den Rahmen der Regierung und der Regierungsparteien hinaus. 
Und hier stellt sich wieder das Problem der politischen Führung. 
Nach unserer Meinung iat es nicht möglich. daß spontane Massenbeweg- 
ungen zur Eutwicklung der sozialistischen Revolution führen'kömen, 
sondern gerade in dieser Phase ist die Führung notwendig. Weiterhin 
ist die Regierung nicht als ein einheitliches abstraktes Ganzes zu 
betrachten. Es gab neben der offiziellen Regiemuigslinie des chile- 
nischen Weges zum Sozialismus auch noch andere Linien. Aber es ist 
anderen politischen Kräften. auch uns als dem linken Flügel der So- 
zialistischen Partei, nicht gelungen, eine alternative Fiihnuig zu 
entwickeln. 

In entscheidenden Momenten zeigte sich, daB bei den 
Massen schon ein sehr hoher Bewußtseinsstand vorhanden var, konkret 
in der Krise im Oktober 1972, als von der Bourgeoisie der Versuch 
unternommen wurde. die Wirtschaft lahm zu legen. Damals ist es über 

die eigenständige Organisation der Massen gelungen, die Wirtschaft 
in Gang zu halten. Dabei tauchte das Problem der Führung in aller 



Sohärfe aui. Sicherlich war es nicht das einzige Problem, auch an- 
dere Eiemente spielten eine Rolle. Auch hatten nicht die gesamten 
üaasen in Chile ein ausgeprägtes sozialistisches Bewußtsein. Aber 
man muß die Rolle der Führung unter anderem so verstehen. daß sie 
dieses BevuBtsein eue den Erfahrungen der Klasse heraus weiterent- 
wickelt. Aus diesem Grund sind wir der Meinung, daß die fehlende 
Führung, die eine Alternative zum Reformismus dargestellt hätte, 
das sentrele Problem war. 

In Deiner Einschätzung ist das Fehlen einer revolu- 
tionären Führung das zentrale Problem. Wenn aber die 
Massen noch nicht bereit sind oder nicht die Kraft 
finden. ihre sozialen und politischen Errungenschaf- 
ten notfalls auch mit Gewalt zu verteidigen, kann 
elich eine entaehlaasene revolutionäre Führunn diese --.- .-... ~ -~ ~ ~~ 

Schranke nicht überspringen. Versuche, eine älterna- 
t i v a  nolitisebe Braft-cerrenüber dem Bündnie der - ~ - ~ ~ -  - ~ 

Unidad Popular zu etablieren, hatten keinen Erfolg, 
und dieses Scheitern hatte zweifellos nicht nur sub- 
jektive Ursachen. 

U m  die Unidad Po~ular mit all ihren --- ~~~ 

Illusionen über einen friedlichen Weg zum Sozialis- 
mus nicht auch ein Ausdruck des BewuBtseins großer 
Teile der chilenischen Arbeiterklasse, die eben diese 
Illusionen und Hoffnungen teilten? 

Ihr habt sicher in einer Hinsicht völlig recht. Die Unidad Popular 

war das Produkt der historischen htwicklung der Kämpfe der chile- 
nischen Arbeiterklasse. Diese ~ & u ~ f e  spielten sich hauptsächlich 
auf der Wene der Sozialrefonnen ab, wodurch die chilenische Arbei- 
terklasse geprägt wurde. Trotz allem muß man in diesem Zusammen- 
hang die Rolle der Partei, der revolutionären Partei,und ihr dia- 
lektisches Verhältnis zu den Massen genau untersuchen. 

In der Periode der Unidad Popular haben sich die 
Klaseenkämpfe in Chile sehr verschärft. Die Massen machten konkrete 
Erfahrungen, in denen 2.B. die Grenzen der bürgerlichen Legalität 
deutlich wurden. Eine wirkliohe Avantgarde hätte imstande sein 
müssen, diese Erfahrungen zu verarbeiten, um real eine Führungsrolle 
zu spielen. Es handelt sich dabei nicht um eine statische Situation 
- die Unidad Popular als Widerapiegelung des Massenbewußtseins - , 
sondern um einen Prozeß, in dem eine revolutionäre Organisation ei- 
ne koalrrete Rolle spielen muß. Dies vor allem, wenn man davon aus- 
geht, daD die revolutionäre Organisation eine aktive Rolle im Be- 
wußtseinsbildungsprozei? spielt. Das ist der Grund, warum wir - auch 
selbstkitisoh - der Frage der politischen Führung wo große Bedeu- 
tung zumessen. 



Wir stellen diese Frage sicher auch vor dem iiinter- 
grund unserer Erfahrungen in der BRD. Es hat in der 
Folge der Studentenbewegung Ende der sechziger Jahre 
eine Reihe von Gruppen gegeben, die sich selbst zur 
Avantaarde des Proletariats ernannt haben. ohne daß 
dafür-die Voraussetzungen gegeben waren. Bas Problem, 
aus der wirklichen XlassenbeweRun diese Vorhut der 
Arbeiterklasse zu entwickeln. wurde damit nicht ae- - 
löst , eher sogar gehemmt. 

Du hast bereits angedeutet, daß weder 
die Unidad Popular noch Eure Partei, die Sozialis- 
tische Partei Chiles, als unterschiedslose Einhei- 
ten betrachtet werden können. Um welche Fragen dreh- 
ten sich die inneren Auseinandersetzungen? 

Innerhalb der Unidad Popular und auch innerhalb unserer Partei wa- 
ren sämtliche Strömungen der chilenischen Lir&en vertreten. Es gab 
zwei arundsätzliche Positionen: Die Anhänger der einen meinten, daß 
man den bürgerlichen Staat verändern könnte, bzw. daß dieser sich 
selbst verändern würde, wenn man einen Weg ginge, der immer weiter 
Über die existierende, selbst veränderte Legalität fiihrte, bis hin 
zum Sozialismus. Die Vertreter der anderen Position, zu denen Ver- 
tgeter verschiedener Parteien, auch Teile unserer Partei, gehörten, 
meinten, daß dies nicht möglich wäre, gerade weil die Unidad Popu- 
lar Maßnahmen ergriffen hatte, die die Interessen der Großbourgeoi- 
sie bedroht hatten, sei es aui der Ebene der Agrarreform, des Bank- 
wesens oder der Verstaatlichung der Bodenschätze, wo auch interna- 
tionale Interessen berührt wurden, sei es auch im Industrieberei~h, 

Ohne den Begriff 'revolutionär' hochzuspielen, kann 
gesagt werden, daß die revolutionären Teile der Parteien und auch 
der Unidad Popular insgesamt schon sehr früh und sogar schon vor 
dem Wahlsieg deutlich gesehen haben, daß in dem Moment. wo diese 
konlcreten Interessen angegriffen würden, die Bourgeoisie auf jede 
mögliche Art und Weise diese Interessen verteidigen würde, wie sie 
es ja auch getan hat. Es ist also nicht richtig, wenn manche Genoa- 
Sen die Regierung der Unidad Popular leichtfertig abtun und sagen, 
sie habe bloß das Bürgertum verteidigt. Wenn das nämlich so gewesen 
wäre, dann hätte es in Chile keinen Putsch gegeben. Der Putsch hat- 
te unter anderem seine Ursache darin, daß die Interessen des Bürger- 
tums und des Imperialismus bedroht waren. Auch wenn es die Strate- 
gie der Unidad Popular war, den Staat auf friedliche Art und Weise 
zu verändern und wir diese Strategie für falsch hielten, so bedeutet 
das nicht, daß keine konkreten Interessen durch die Maßnahmen der 
Unidad Popular getroffen worden wären. 



Die UP-Regierung hat praktisch bis zum Schluß ge- 
hofft. daß sich die chilenische Armee als verfassunas- . -~ ~~ ~- ~ ~~ - 

treue und demokratische iiraft erweisen würde. In de; .-.-. - - - -  -- ~ ~~~ 

letzten Monaten vor dem Putsch versuchte man oerzwei- 
felt, zumindest Teile der Armee an der Regierung zu 
beteiligen. Wie habt Ihr diese Bemühungen beurteilt? 

Es gab immer wieder Teile der Unidad Popular, die versuchten, wenig- 
stens Teile der Armeeführung in diesen Prozeß einzubeziehen. Man 
hat krampfhaft sogenannte fortschrittliche Generäle gesucht, von 
denen es Ja durchaus einige gab, beispielsweise General Prats, der 
nach dem Putsch in Argentinien ermordet wurde. Aber als soziales 
Phänomen waren diese Kräfte so schwach, daß sie keinen Einfluß auf 
das Geschehen hatten. Diese krampfhafte Suche nach fortschrittlichen 
Generälen war zweifellos ein Fehler. Denn deswegen wurde innerhalb 
der Truppe eine Arbeit vernachlässigt, die einen ganz anderen Klassen- 
ursprung hatr Wenn man bei den einfachen Soldaten einen politischen 
Prozeß zu entwickeln versuchte. stieß man immer wieder auf Einwände 
der politischen Führung der Unidad Popular. die darin eine Provoka- 

tion der möglicherweise fortschrittlichen Generäle sah. Diejenigen 
Kräfte, die innerhalb der L P  in der Mehrheit waren, haben das Mili- 
tär falsch eingeschätzt; sie glaubten,durch ein paar Generäle mehr 
auf ihrer Seite hätte der Putsch verhindert werden können. 

Bei der Einschätzung einzelner hoher Militärs hat 
man sich öfter geirrt, ich denke da 2.8. an German Brady, der als 
fortschrittlicher Militär galt und zum SchluB zu denen gehörte, die 
den Putsch vorangetrieben hatten. Auch von Pinochet hatman geglaubt, 
er sei verfassungstreu. 

In den letzten Monaten vor dem Putsch wurden von der 
Armee Aktionen gegen die linken Kräfte durchgeführt, 
es fanden Hausdurchsuchungen, Beschlagnahme von Waffen 
und Verhaftungen statt. Hat die UP-Regierung diese Ak- 
tionen im Interesse der Zusammenarbeit mit den Militärs 
toleriert oder sogar unteratützt? 

Zu dem Zeitpunkt, als diese Aktionen durchgeführt wurden, war die 
Regierung bereits sehr schwach. Sie hatte nicht mehr die Kontrolle 
über das Militär, das Hausdurchsuchungen usw. durchführte. Das 
Waffenkcntrollgesetz wurde im Kongreß unter Nichtteilnahme eines 
Teiles der linken Abgeordneten verabschiedet; ich erinnere mich nicht 
mehr so genau daran, sicher ist das ein anekdotischer Aspekt der Ge- 
schichte. Tatsache ist aber, daß die Regierung insbesondere nach dem 
ersten Putschversuch am 29. Juni 1973 nicht mehr in der Lage war, 
das Verhalten des Nilitärs zu kontrollieren. Man kann also nicht 



sagen, daß die Regierung die Durchsuchung der Fabriken gefördert 

hätte, denn die Regierung war in dieser Phaee nicht mehr in der 

Lage, das Militär zu kontrollieren. Dieser Aspekt ist sehr wicb- 
tig für die richtige Einschätzung des Putsches vom 11. September 

1973. Der Putsch war kein plötzliches, überraschendes Ereignis, son- 
dern er war das Ergebnis eines Prozesses der zunehmenden Schwächung 
der Regierung gegenüber dem Militär. 

Während der Unidad Popular Periode haben die Arbeiter 
einer großen Kupfermine gestreikt, die UP-Regierung 
hat dagegen Stellung genommen. Manche haben das bei 
uns als Beweis für die These angesehen, daß die Uni- 
dad Popular im Interesse der Zusammenarbeit mit bür- 
gerlichen Kräften die Interessen der Arbeiter zurück- 
stellt. 

Jede linke Organisation muß die Interessen der Arbeiterklasse als 
Gesamtheit wahrnehmen. Die Kupferarbeiter waren innerhalb der chi- 
lenischen Gesellschaft privilegiert. In diesem Zusammenhang mu3 der 
Versuch der Kupferarbeiter gesehen werden, höhere Lohne zu erlangen. 

Der Unterschied zwischen dem Einkommen eines Kupferarbeiters und dem 
eines Kohlearbeiters war ungeheuer groß; man muß sehen, was das für 

die Gesamtheit der Arbeiterklasse bedeutete. 
Es gibt innerhalb der Arbeiterklasse unterschied- 

liche Interessen, aber es wäre falsch, die Kupferarbeiter wegen 
ihrer privilegierten Stellung als reaktionär abzustempeln. Hier 
wäre eine viel gründlichere politische Arbeit nötig gewesen. Die 

Kupferarbeiter haben unter der Regierung Allende für ihre ökonomi- 
schen Interessen gekämpft, sie waren deswegen nicht reaktionär, aber 
sie gerieten in einen Widerspruch zur Regierung und zu den politi- 
schen Organisationen, die die Gesamtheit der Interessen der Arbei- 

terklasse im Auge behalten mußten. 
Ein anderes Beispiel waren die großen verstaatlich- 

ten Betriebe. Im Interesse der Aqbeiterklasse wäre es nötig gewesen, 
so viele Arbeitskräfte wie möglfcb dort zu beschäftigen. Aber das 
hätten die Arbeiter in diesen Betrieben nicht verstanden. Ähnliche 

Probleme gab es bei der Arbeitszeitverkürzung, wo ebenfalls Arbeits- 
lose und,die Arbeiter in den Betrieben unterschiedliche Haltungen 
einnahmen. Auf einer anderen Ebene zeigte sich das gleiche Problem 
auch bei den relativ privilegierten Kupferarbeitern. Natürlich haben 

dann reaktionäre Kräfte, die Christdemokraten und andere rechte 
~ruppen, den Streik der Kupferarbeiter unterstützt. 



Bleiben wir zunächst noch einmal bei den unterschied- 
lichen Strömungen innerhalb der Kassenbeuegung. Vorhin 
hasv 3u darafhingewlesen, da3 nus Teile der Arbeirer- 
klasse eine klare revolucionire Oricnrierun~ hatcen. 
In einer solchen Situation ist es zweifello~ eine ent- 
scheidende Aufgabe, die revolutionären Kräfte mit den 
kämpferisch reformistischen im Kampf um konkrete Ziele 
zu verbinden. Wie wurde dieses Problem von den poli- 
tischen Organisationen gesehen und wie wurde versucht, 
es zu lösen? 

Es gab keine ausformulierten Theorien, aber die praktische politische 
Arbeit zielte darauf. neue Organisationsformen zu entwickeln. Im 
Induatriegürtel um Santiago wurde versucht, über die lokalen Or- 
ganisationen eine Bündnispolitik zu entwickeln, die eine Zusammen- 
arbeit zwischen den Arbeitern aus den Fabriken und anderen Teilen 
der Bevölkerung bis hin zur Landbevölkerung und den Studenten bein- 
haltete. Es hat sich über diese neuen Organisationen ein Bündnis 

entwickelt, das auch unter den heutigen Bedingungen eine Rolle 
spielt. Zumindest bietet es die Möglichkeit, eine Verbindung zwi- 
schen den bewußteren Teilen der Arbeiterschaft und anderen Bevöl- 

kerungsteilen herzustellen. In den Auseinandersetzungen standen auf 
der einen Seite die Vertreter des 'chilenischen Weges zum Sozialis- 
mus', die von der Annahme eines sich selbst verändernden Staates 
ausgingen, auf der anderen Seite standen die Vertreter der Linie, 
daß früher oder später ein revolutionärer Kampf notwendig sein wür- 
de. ebenso wie die wirkliche Zerstömg des bürgerlichen Staates. 
Das klingt sehr abstrakt, aber man kann die Bedeutung dieser beiden 
Linien in jeder konkreten Situation nachweisen, wo diese Unterschie- 
de zum Ausdruck kamen. 

Ein zentrales Problem war unserer Meinung nach die 
Frage der Beteili~un~ der Arbeiter in den staatlichen Betrieben, 
nicht zu verwechseln mit der deutschen Form der Mitbestimmung. Für 
die Genossen der Kommunistischen Partei war daa Hauptziel bei der 
Beteiligung der Arbeiter an der Betriebsführung die Erhöhung der 
Produktion. Sie gingen davon aus, daß sich das Arbeitsklima verbes- - 
sern würde, wenn der h c k  der Bosse verschwunden wäre und daß sich 
dann auch die Produktion erhöhen würde. Diese Auffassung führte zu 
der berühmten'Schlacht um die Produktion', sie paüt in den Rahmen 
des Konzeptes der institutionellen Veränderungen. 

Im Gegensatz dazu betrachteten wir die Beteiligung 

der Arbeiter (participacibn) als Keim einer entstehenden Volksmacht 
(poder popula.). Für uns bestand das zentrale Problem nicht darin, 



ob ein paar Kilo mehr oder weniger von etwas produziert wurden, 

sondern es kam darauf an. diese Beteiligung in den Betrieben zu 
Keimen einer Volkamacht' zu entwickeln. von wo aus die nächsten 
Schritte erfolgen sollten. Die Organisierung des Industrieg3rtels 
um Santiago, an der Arbeiter aus verstaatlichten und privaten Be- 
trieben beteiligt waren, gehört in diesen Zusammenhang. Dieser 
Organisetionsansatz war ein wichtiger Ausgangspunkt; der linke Flü- 
gel der Sozialistischen Partei war im Industriegürtel besonders ak- 
tiv. 

Es gab eine Reibe von konkreten Beispielen, in de- 
nen die beiden unterschiedlichen Linien zum Ausdruck kamen. Das vur- 
de in den Diskussionen in den Betrieben deutlich, und es gab auch 
in unserer Partei in diesem Zusammenhang unterschiedliche Einechätz- 
ungen. 

Der Putsch und die Entwicklung 
danach 

Bis jetzt haben wir über die Entwicklung vor dem 
Militäl<putsch und über die Probleme, die x h  da- 
mals den klassenbewußten Kräften in Chile stellten, 
gesprochen. 

Waren die linken Organisationen eigent- 
lich auf eine mögliche Intervention des Militärs 
vorbereitet? 

Die Linken waren auf diesen Putsch nicht vorbereitet. Das betrifft 
alle, auch diejenigen, die wie wir glaubten, daß der Putsch früher 
oder später kommen müsse. Daraus ergibt sich, daß der Putsch für 
alle Parteien sehr große Verluste mit sich gebracht hat. Die Püh- 

< 
rungen der meisten Parteien wurden entweder ermordet oder mußten 
ins Ausland gehen, nur sehr wenige konnten sich weiter in Chile 

- aufhalten, um den Widerstand zu organisieren. Das war ein antschai- 
dender Punkt von dem alle Organisationen mehr oder weniger betrof- 
fen waren. Die Fdhrer des MIR'), die zumindest anfangs zum großen 
Teil im Land geblieben sind, haben einige Monate später die Repras- 
sion sehr stark gespürt. Es gibt heute keine Partei, die noch einen 
Generalsekretär aus der Zeit vor dem Putsch in Chile hat. Das be- 

+) Movimiento de Izquierda Revolucionario (Bewegung derrevolutio- 
nären Linken) 



trifft aber nicht nur die Generalsekretäre. sondern große Teile der 
Führungen aller Parteien. Da alle ungenügend vorbereitet waren, war 

der Putsch für alle ein harter Schlag, und deswegen hat sich der 
Widerstand unter sehr schweren Bedinguogen nur langsam entwickelt. 

In der BRD - aber auch anderswo - gab es viele. die 
sich mit der htwicklung in Chile identifizierten 
und oft auch ihre eigenen Wünsche und Hoffnungen mit 
der tatsächlichen Entwicklung verwechselten. Als sich 
abzeichnete, daß der chilenische Widerstand die Mili- 
tärdiktatur kurzfristig nicht würde stürzen können, 
breitete sich Enttäuschung aus. 

Wie würdest Du heute rückblickend Eure Ein- 
schätzung der Kräfteverhältnisse vor dem Putsch be- 
urteilen? 

Ich weiß nicht genau, wie die chilenische Situation damals unter den 
Linken im Ausland eingeschätzt wurde. Unsere Einschätzung war ver- 

hältnismäßig realistisch. Wir waren uns b e d t ,  daß wir nicht in 
der Lage' sein würden, einem Militärputsch effektiven Widerstand 
entgegenzusetzen. Zu dieser Einschätzung kamen wir angesichts des 
Organisationsgrades der Linken auf allen Ebenen, die militärische 

eingeschlossen. Andere Gruppen der Linken, darunter auch die Kommu- 
nistische Partei, sahen die Gefahren eines Putsches nicht, sie be- 

reiteten sich sogar noch kurz vor dem Putsch auf die nächsten Prä- 

sidentschaftswahlen vor. Die Genossen des MIR hatten die Notwendig- 
keit der militärischen Vorbereitung deutlich formuliert, aber auch 

sie schätzten in der ersten Phase der Repression die Lage zu opti- 

mistisch ein, auch sie waren auf die Situation nicht genügend vor- 

bereitet. 

W e m  man von den Kreisen absieht, die sich an der DIP 
bzw. der chilenischen KP orientierten, spielte der 
MIR in den Einschätzungen der westdeutschen Linken 
eine große Rolle, sozusagen als Symbol einer unver- 
fälscht revolutionären Perspektive. üie Losung 'Waf- 
fen für den MIR' war ein Ausdruck dieser Stimmung, 
wie sie beispielsweise bei der zentralen Solidaritäts- 
demonstration in Frankfurt im September 1974 herrschte, 
an der sich 30 000 Menschen beteiligten. 

Die Selbstdarstellung des MIR bewirkte, daß man insbesondere seinen 
Einfluü in der Arbeiterklasse überbewertet hat. Zahlen sind zwar 
nicht das Wichtigste für Revolutionäre, aber der Stimmenanteil des 
MIR bei den Wahlen für den ztntralen Gewerkschaftsverband spiegelt 
wider, was die Arbeiter selbst meinten. Dabei zeigte es sich, daß 

der Einfluü dieser Organisation sebr gering war. Das bedeutet sicher 

nicht, da@ der MIR immer Unrecht hatte. Aber abgesehen davon, daß 



man ihn als das kritische Bedtsein der Unidad Popular bezeichnen 

könnte, war seine politische und soziale Bedeutung geringer, als 

oft behauptet wurde. 
Bei ihrer Analyse der UP-Periode neigten die Ge- 

nossen des MIR dazu, von zwei Strategien zu sprechen: Dia der KP 
w m  immer falsch, die des MIR war immer richtig. Dabei wurde ver- 

nachlässigt, welche Rolle andere Organisationen gespielt haben, Or- 
i:arirsationen, die viel stärker in der chilenischen Arbeiterklasse 

verankert waren. Dazu zählte die Sozialistische Partei, vor allem 

ihr linker Flügel - trotz aller inneren Probleme, die es auch schon 
damals gab. Auch andere Organisationen wie z.B. der MAPU waren, 

wenn auch auf relativ niedrigem Niveau, stärker als der MIR in der 

Arbeiterklasse verankert. 
Unabhängig davon ist der MIR für uns eine der Or- 

ganisationen, mit denen wir viele Einschätzungen teilten und teilen. 
Auch hier gibt es aber eine widersprüchliche htwicklung: Vor eini- 

ger Zeit ging der MIR ein enges Bündnis mit der Unidad ~opular'). 
ein. Aufgrund unterschiedlicher Einschätzungen eines solchen Bünd- 

nisses entfernten sich unsere Organisationen zeitweise voneinander. 

Heute scheint es wieder möglich zu sein, diesen Zustand zu überwin; 

den. 

Der Militärputsch war nicht nur politisch ein tiefer 
Einschnitt. Wirtschaftlich markiert er den Beginn ei- 
nes völlig anderen Entwicklungskonzeptes, das aus- 
schlieBlich am Großkapital und der Integration in den 
Weltmarkt orientiert ist. Wie hat sich dieses Konzept 
auf die Lage der gesellschaftlichen Klassen ausgewirkt? 

Wir haben keine tiefgreifende Klassenanalyse nach dem Putsch er- 

'stellt, aber einige Punkte lassen sich nennen. Die Wirtschaftspoli- 

tik der Junta hat dahin geführt, daß sich eine große Konzentration 
des Reichtums und des Besitzes in Chile entwickelt hat. Große Teile 

der besitzenden Mittelklasse, also viele Klein- und Mittelbetriebe, 
haben bankrott gemacht oder sind vom Ruin bedroht. Diese Leute sind 

in eine sehr schwierige wirtschaftliche Situation geraten, was aber 
nicht bedeutet, daB sie jetzt ein klares antikapitalistisahms <las- 

senbedtsein entwickeln würain. Gleicnwohl ist es eine Tatsache, 

daß die besitzende Mittelklasse verarmt. Hinzu kommt. daß die Ange- 
hörigen der nichtbesitzenden Mittelklasse, die im Staatsapparat be- 

+) Die Unidad Popular besteht auch nach dem Putsch als Parteienbünd- 
nis im Untergrund und vor allem im Exil weiter, im wesentlichen 
getragen von der KP und dem prokommunistischen Flügel der PS. 



schäftigt sind, von Arbeitslosigkeit bedroht sind. weil die Junta 

bemüht ist, die Staatsausgaben zu senken. 
Aber am härtesten treffen die Auswirkungen dieser 

Wirtschaftspolitik große Teile der Arbeiterklasse, die arbeitslos 

wurden. Für sie ist es ungeheuer schwierig, das nackte Uberleben zu 
sichern. Die ganze Gesellschaft polarisiert sich immer mehr in eine 
Gruppe von wenigen, die alles haben und die breite Masse, die immer 
mehr verarmt. Nach der Rücknahme der Landreform gilt das auch für 
die Landbevölkerung. Dieser Prozeß der Bevölkerungsverarmung darf 

aber nicht mit einer Proletarisierung gleichgesetzt werden, denn 
die verarmten Mittelschichten werden nicht zu Arbeitern, sondern 

sie versuchen, auf irgend eine andere Art und Weise zu überleben. 
Der allgemeine Verarmungsprozaß trifft die Arbeiterklasse besonders 

stark und führt für viele zum Abstieg in die gesellschaftlichen Rand- 

gruppen. Es muß noch untersucht werden, was es bedeuten kann, daß 
politisch und gewerkschaftlich erfahrene Arbeiter in die Randbevöl- 

kerung hineinkommen. Vielleicht können diese Genossen dort etwas 

von ihren Erfahrungen vermitteln; aber andererseits ist klar, daß 

ein Arbeiter, der eine große Zahl von Kindern zu ernähren hat, seine 
Kraft vor allem zum Oberleben braucht und weniger für den politi- 

schen Kampf einsetzen kann. Trotzdem werden mehr als früher Verbin- 
dungen zwischen der Randbevölkerung und der Arbeiterschaft herge- 

stellt und vielleicht ist es möglich. daß im Sinne einer revolutio- 

nären Entwicklung diesem Prozeß auch positive Elemente abzugewinnen 
sind. 

Es gibt schließlich einen Teil der sogenannten Tech- 

nokratie. der eng mit der Regierung verbunden ist, ohne selbst Be- 
sitzer von Produktionsmitteln zu sein. Die berüchtigten 'Chicago 
boysq+) spielen in diesem Zusammenhang eine Rolle. Es ist die tech- 
nokratische Schicht, die sich an der Chicagoer Schule der National- 

ökonomie orientiert, selbst keine Produktionsmittel besitzt, aber 
- 

der Junta aber ihre Arbeitskraft zur Verfügung stellt und sich mit 

dem System identifiziert. Es ist also nicht nur die Großbourgeoisie, 

+) 'Chicago boys' sind die ökonomischen Technokraten, die sich an 
den Theorien der Chicagoer Schule der Nationalökonomie orien- 
tieren. Bekanntester Vertreter dleser Schule ist Milton Fried- 
man. Er tritt für eine Verringerung des Staatseinflusses auf die 
Wirtschaft ein, was unter anderem staatliche Sparpolitik in unpro- 
duktiven Bereichen wie Sozialwesen usw. bedeutet. Weiterhin befür- 
wortet er die dffnung gegenüber und die Orientierung auf den Welt- 
markt und damit verbunden den Abbau schützender Zollschranken und 
Importregelungen. 
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die ein InteresBe an der Pinochet-Regierung hat, sondern ebenfalls 
die erwähnten Teile der zivilen Technokratie, die den Mittelschich- 
ten zuzurechnen sind. 

Dieser Umstand zwingt uns, unter den gegenwärtig in 

Chile gegebenen Bedingungen nicht allgemein und abstrakt von & 
Mittelschichten zu sprechen. Man muß genau untersuchen, um welche 
Gruppen es sich bandelt,und man darf nicht aus dem Auge verlieren, 
daß der objektive Prozeß der Verarmung keineswegs zwangsläufig ein 
revolutionäres Bewußtsein zur Folge hat. Wir halten diese Peststel- 

lung für sehr wichtig, weil es viele gibt, die alle zusammenzählen, 
die eigentlich Gegner der Junta sein müßten. Sicher ist die Ver- 
schlechterung der +ebensbedingungen für große Teile der Mittelschich- 
ten unbestreitbar, beispielsweise sind heute auch die Lastwagenbe- 

sitzer, die damals mit zu den treibenden Kräften im Kampf gegen die 

Regierung der Unidad Popular gehörten, mit der Entwicklung in Chile 

unzufrieden. Aber daraus kann nicht geschlossen werden, daß sie auch 
ein Bewußtsein für den Sozialismus entwickelt hätten. 

Aus dem Reisebericht der westdeutschen ~enossen') 
geht hervor, daß die Angehörigen der Mittelschicht, 
teilweise auch der 0berschicht.bei aller vorsichtigen 
Kritik die Junta grundsätzlich akzeptieren oder doch 
wenigstens als kleineres Ubel ansehen. Die Junta wird 
als Garant dafür betrachtet, daß die Entwicklung in 
der Gesellschaft nicht nach links geht. Das Bürger- 
tum ist von der wirtschaftlichen Entwicklung unter- 
schiedlich betroffen: Unternehmer im spekulativen 
Bereich (Banken, Bauwesen u.ä.) zählen eher zu den 
Gewinnern, während Besitzer kleiner, auf den Binnen- 
markt orientierter Fabriken (2.B. in der Textilindu- 
strie),eher auf der yerliererseite stehen. 

Was Du hinsichtlich der Widersprüche innerhalb der Bourgeoisie sagst, 

ist richtig. Die heutige Wirtschaftspolitik ist exportorientiert 
und auf die Eingliederung in den Weltmarkt ausgeriohtet. Dadurch 
wurden die traditionellen Sektoren, insbesondere die binnenmerkt- 
orientierte Induatriebourgeoisie, benachteiligt unh geschädigt. 
Allerdings folgt daraus ebensowenig wie bei den Mittelschichten ein 
antikapitalistisches BewuBtsein. Nach unserer Meinung vetritt die 
Christdemokratische Partei die Interessen der benachteiligten Teile 
der Bourgeoisie, die aber nicht als nationale Bourgeoisie angesehen 
werden können, wie es von Teilen der chilenischen Linken vertreten 

+' Vgl. den 'Bericht von einer Reise nach Chile' in dieser Broschüre 



wird. Die Einschätzung der Christdemokraten als Partei und die Be- 
urteilung der Rolle, die sie spielen, gehören zu den zentralen Dis- 
kussionapunkten innerhalb der chilenischen Linken. Nach unserer Auf- 
fassung hat die Geperschaft der Christdemolcraten gegenüber der Jun- 
ta keinerlei antikapitalistische Stoßrichtung. Diese Feststellung 
ist wichtig für die Entwicklung einer linken Bündnispolitik. 

BUndnispoiltlk und Krise der 
Sozialistischen Partei 

Eine Voraussetzung für eine solche Bündnispolitik ist 
sicher, zunächst innerhalb der Arbeiterklasse die ver- 
schiedenen Strömungen zusammenzufassen. In Eurer Bünd- 
niskonzeption spielen aber auch die 'mittleren Sektc- 
ren! oder Mittelschichten eine gewisse Rolle. Kannst 
Du diese Bündniskcnzepticn genauer erläutern? 

Das Problem der Bündnispclitik hat für uns einen großen Stellenwert. 

Wir verstehen unter Bündnispolitik die Zusammenarbeit unterschied- 
licher politischer Organisationen oder sozialer Klassen und Schioh- 
ten. Dabei unterschniden wir drei Ebenen: 
- Erstens strateaische Bündnisse zwischen pclitischen Organisationen 
mit ähnlichen Einschätzungen der gegebenen Wirklichkeit und ähn- 
lichen Vorstellungen über das sozialistische Ziel. Es besteht al- 
so Einigkeit über die aktuelle Lageeinschätzung und die Zielper- 
spektive. 

- Zweitens taktische Bündnisse mit Organisationen, mit denen wir ein 
Stück des Weges gemeinsam gehen können, wobei aber abzusehen ist, 
daE der Punkt kommt, wo ein Bruch unvermeidlich wird. Das betrifft 
beispielsweise unsere Vorstellung von der zu schaffenden sozialis- 
tischen Gesellschaft, die sich von der der Kommunistischen Partei - 
unterscheidet. Die Zusammenarbeit bei der gegenwärtig zentralen 
Aufgabe 'Sturz der Diktatur' ist ein solches taktisches Bündnis. 
Abgesehen-von gegenseitiger Beeinflussung ist dabei klar. daß die . 
Gemeinsamkeiten begrenzt sind. 

- Drittens die punktuelle Zusammenarbeit mit anderen pclitischen Or- 
ganisationen. Wenn sich beispielsweise die Christdemokraten heute 
für die Verteidigung der Menschenrechte einsetzen, werden wir in 
dieser konkreten Frage mit ihnen zusammenarbeiten. Das ist jedoch 
etwas anderes als die genannten Bündnisse strategischer und tak- 
tischer Art. 



Wir halten als PS/CNR an der Bündnispolitik fest, 
die die Partei in den letzten Jahrzehnten entwickelt hat. Sie be- 
ruht wesentlich auf der Einschätzung, daß die sogenannte nationale 
Bourgeoisie aufgrund der internationalen Verflechtungen und Abhängig- 

keiten eben keine nationale Bour~eoisie ist. Sie kann deswegen auch 
kein Bündnispartner für die Arbeiterklasse sein. Für uns besteht das 
anzustrebende zentrale Bündnis zwischen Arbeitern,Bauern, verarmten 
Mittelschichten und revolutionären Intellektuellen. Dazu kommt noch 
die sogenannte marginale Bevölkerung, d.h. vor allem die verarmte 
Bevölkerung in den Städten, die unter den heutigen Bedingungen zah- 
lenmäüig ein großes Gewicht hat und als revolutionäres Potential 
nicht ausgeschlossen werden darf. Die Arbeiterklasse muü in diesem 
Bündnis die Führung haben und die notwendige Einheit der Arbeiter- 
klasse spielt dabei eine große Rolle. 

Du sprichst von sogenannter marginaler Bevölkerung. 
Meinst Du damit dasselbe, was Marx mit dem Begriff 
'~umpenproietariat' ausgbdrückt hat? 

Ich spreche b e d t  nicht von 'Lumpenproletariat'. Man darf nioht 
vergessen, daß die Ursprünge der sogenannten marginalen Bevölkerung 
Lateinamerikas andere,sind als im Europa zur Zeit Marxene. Aller- 
dings hat der Begriff 'Marginalität' auch einen ideologischen Inhalt, 
den wir nicht teilen. E r  wurde hauptsächlich von den lateinamerika- 
nischen Christdemokraten geprägt, denen es darum ging, dissetMargi- 
nalen'zu'integrieren', ohne aber das System zu verändern - ein un- 
mögliche Aufgabe. Vielleicht ist der Begriff von den 'Armen der 
Stadt und des Landes' besser, es handelt sich auf Elle Fälle um die 
Folgen der abhängigen Entwicklung und der abhängigen Induatriali- 
sierung. Insbesondere geht es um die Gruppen der Landbevölkerung. 
dis in die Städte abwandern und dort keine Arbeit finden. Unserer 
Meinung nach können diese Bevölkerungsteile nicht die Führung im 
Kampf für den Sozialismus übernehmen, aber aufgmd ihrer zahlen- 
mäßigen Bedeutung sind sie ein wichtiges Potential. 

Wir wollen nach diesen etwas grundsätzlicheren Uber- 
legungen noch einmal auf die Entwicklung in Chile 
seit dem Militärputsch zurückkommen. Wie hat sich der 
Putsch auf die verschiedenen Organisationen und Par- 
teien der Linken ausgewirkt,und welche Folgen hat er 
speziell auch für Euch gehabt? 

Wie schon erwähnt war der Putsch ein harter Schlag für die Arbeiter- 
klasse und ihre Organisationen. Die Situation danach ist nioht mehr 



eu vergleichen mit den Verhältnissen vorher. Ein Merkmal der chile- 
nischen Linken besteht allerdings darin, daü sich die zentralen 
Orientierungen und Einschätzungen der Organisationen nicht geändert 
haben. Auf der einen Seite stehen wieder diejenigen, die mit einem 
Teil der GroQbourgeoisie ein strategisches Bündnis anstreben. Das 
ist die Politik der Kommunistischen Partei bzw. der Unidad Popular. 
Sie suchen das Bündnis mit den Christdemokraten als dem politischen 

Ausäruck jenes Teils der Bourgeoisie. 
Auf der anderen Seite stehen diejenigen, die wie vir 

davon ausgehen, daO ein solches Bündnis aufgrund der konkreten Inte- 
ressen und Abhängigkeiten dieser Bourgeoisie vom Imperialismus nicht 
möglich ist. Hier liegt das zentrale Problem der Diskussionen inner- 
halb der chilenischen Linken. Auch wenn der Putsch ein sehr harter 
Einschnitt war, haben sioh in dieser Hinsicht die Einschätzungen der 
Pacteien nicht grundsätzlich geändert. 

Die harte, wenn auch vorübergehende,Niederlage hat 
auch dazu geführt, daü innerhalb der Parteien die unterschiedlichen 
Konflikte ausbrachen. Besonders deutlich wird das bei unserer Organi- 
sation, der Sozialistischen Partei. Es läQt sich heute feststellen, 
da13 sich wenigstens zwei Teile von der Partei getrennt haben: eine 

sozialdaokratische Gruppierung und eine prokommunistische ~endenz+). 
Sie können nioht mehr zu dem gerechnet werden, was wir unter chile- 

nischem Sozialismus verstehen. Diese Tendenzen existierten schon vor 
dem Putsch, aber durch die Niederlage traten die Unterschiede viel 

deutlicher hervor. Dieses Problem betrifft aber nicht nur uns, son- 
dern auch andere Organisationen. 

DU sprichst von den Gruppen, die sioh nach Eurer Ein- 
schätzung von der Sozialistischen Partei getrennt ha- 
ben. Diese Gruppen, wie 2.B. die prokommunistische Ten- 
denz um Almeyda beanspruchen aber auch. die authentische 
Sozialistische Partei zu sein. 

Es geht uns nicht um einen Namensstreit,auch nicht darum, wer zahlen- 

+) 11s 'prokommunistische Tendenz' wird der Teil der Sozialistischen 
Partei bezeichnet, der sehr stark mit der Politik der Kommunisti- 
schen Partei Chiles sympathisiert. Bekanntester Vertreter dieser 
Richtung ist zur Zeit Clodomiro Almeyda, der ehemalige Außenminis- 
ter der Unidad Popular. 



mäßig das größere Gewicht hat. Letzteres ist im Inland ohnehin nur 
schwer festzustellen. Für uns handelt es sich um das Verhältnis zu 
den zentralen Aussagen unserer Organisation, das heißt u.a.: 
- die Charakterisierung der chilenischen Gesellschaft, wobei für uns 
die Nichtexistenz einer sogenannten nationalen Bourgeoisie eine 
zentrale Bedeutung hat, 

- die Charakterisierung der chilenischen Revolution als ein ununter- 
brochener Prozeß unter Führung des Proletariats, 

- die Notwendigkeit des bewaffneten Kampfes, 
- der Lateinamerikanismus; damit meinen wir, da5 die chilenische 
Revolution als Teil eines kontinentalen Prozesses zu verstehen ist, 

- unsere Unabhängigkeit gegenüber den sogenannten Zentren der inter- 
nationalen Linken. 

Die Genossen, die sich der so2ialdemokratischen 
'Pendenz zuordnen, halten es für notwendig, den Leninismus aus der 
Partei zu entfernen und sie sprechen sich deutlich gegen die Diktatur 
des Proletariats aus. Diese Genossen haben nichts mehr mit der histo- 
rischen Linie der Sozialistischen Partei zu tun. Auf einer anderen 
Ebene gilt dies auch für die Genossen, die sich zur prokommunistischen 
Tendenz zählen. 

Unsere Diskussion mit der Kommunistischen Partei 
Chiles entwickelt sich vor allem auf zwei Ebenen: auf der einen Seite 
stehen wir in vieler Bineicht der Außenpolitik der Sowjetunion kritisch 
gegenüber (z.B. Ungarn, CSSR, Afghanistan, oder auch die engen wirt- 
schaftlichen Bindungen mit der argentinischen Militärdiktatur), aber 
auch ihrer inneren Entwicklung (Bürokratisierung). Andererseits stehen 
sich in Chile seit langer Zeit innerhalb der Arbeiterbewegung zwei 
Linien gegenüber: die der Kommunistischen Partei, die nach einem 
strategischen Bündnis mit einem 'Peil der Bourgeoisie sucht, um die 
bürgerlich-demokratische Etappe der Revolution durchzuführen; und die - der Sozialistischen Partei mit der Auffassung des ununterbrochenen 
revolutionären Prozesses unter der Führung des Proletariats. Hinzu 
kommt ein unterschiedliches Verständnis über die anzustrebende neue 
Gesellschaft: für uns ist hier der zentrale Gedanke die Volksmacht 
(poder popular), während den Genossen der Kommunistischen Partei das 
Modell der heute existierenden sozialistischen Länder sicherlich 
näherliegt. Diese, miteinander eng verbundenen Elemente. machen für 
uns eine Identifikation mit der Politik der KP, wie sie von den Ge- 

nossen-der prokommunistischen Tendenz, vor allem in der ersten Zeit 



nach dem Putsch angestrebt wurde, vollkommen unmöglich. 
Neben diesen beiden Gruppen, die sich von der 

zentralen Linie der Partei entfernt haben, gibt es andere, die die 
Linie der Partei verteidigen und den Versuch machen, sie auf die 
heutigen Bedingungen anzuwenden und die so unserer Haltung sehr 

naheatehen. Aus diesem Grund sind wir der Mejn-, dai3 der Wieder- 
aufbau der Partei noch nicht abgeschlossen ist. Sogar an der Basis 

der beiden eben angesprochenen Gruppen gibt es sicher Genossen, die 

aich weiter mit der Linie der Partei identifizieren und die nur auf- 

grund dar schwierigen Bedin-en,sei es im Untergrund oder im Fxil, 
sioh der einen oder der anderen Gruppe angeschlossen haben. Wir als 
PS/CNR verstehen uns als einen wichtigen Ausdruok der historischen 
Linie der Partei, aber wir erheben nicht den Anspruch, die Einzigen 
zu sein, die diese Linie vertreten. Wenn wir von der Einheit der 
Partei sprechen, meinen wir eine Einheit auf einer klaren ideologi- 
schen Grundlage. Es geht nicht darum, die Sozialistische Partei als 
eine Art Front zu betrachten, in der die unterschiedlichsten Kräfte 
enthalten sein können. Von diesem Standpunkt ausgehend, haben die 
Genossen der sozialdemokratischen und prokommunistischen Tendenz 
um Almeyda keinen Platz mehr in der Partei. Natürlich werden wir mit 
diesen~enosaen im Rahmen von Bündnissen zusammenarbeiten. Das ist 

jedoch etwas andepes. als der gemeinsame Wiederaufbau der Partei. 
Der. Diskussionsprozeß innerhalb aller soziali- 

stischen Organisationen. unsere eingeschlossen. ist keineswegs als 
beendet zu betrachten. Weiterhin haben sich in Chile selbst viele 
Genossen. die in der Sozialistischen Partei organisiert waren, keiner 
der neuen Organisationen angeschlossen. Nicht zuletzt aufgrund der 
Schwierigkeiten des Untergrunds gibt es im Inland sozialistische 
Gruppen, die abseits der neuen organisatorischen Strukturen stehen 
und die bei dem Wiederaufbau der Partei selbstverständlich miteinbe- - 
zogen werden müssen. 

Alles in allem, ein sehr komplizierter Prozeß, 
dessen Ziebes ist, der chilenischen Arbeiterklasse eines ihrer wich- . 
timten Werkzeuge wiederzugeben, die Sozialistische Partei Chiles. 

Du hastdie internen Probleme insbesondere Eurer Par- 
tei geschildert, die nach dem Putsch aufgebrochen sind. 
Welche Folgen hat das für die praktiache Arbeit gehabt? 

Die politischen Organisationen waren auf die neuen Bedingungen nach 
dem Putsch nicht vorbereitet. Aber alle mu5ten versuchen. im Unter- 



&rund ihre Strukturen wieder aufzubauen. Dieser ProzeQ isb komliziert 
und schwierig, wobei in unsarem Fall neben den harten Bedingungen des 
Untergrunds auch politische Differenzen in der ersten Phase nach dem 
Putsch eine Rolle spielten. Ein Teil unserer Organisation versuchte. 
die Partei durch ein Kooptationsmodell wieder aufzubauen,daa heißt, 
da0 für die gefallenen, geflohenen oder gefangenen führenden Genossen 
von der damals in Berlin(0st) befindlichen Führung neue Genossen 
ernannt wurden. Wir vertraten als PS/CNR dagegen ein von der Partei- 
hasis ausgehendes Aufbaumodell. Nachdem der größte Teil des Zentral- 
komitees nicht mehr im Lande oder nicht mehr aktiv war, haben wir 
den Standpunkt vertreten, da8 die natürliche Kontinuität der Partei 
in den unteren Strukturen zu suchen sei, also in den Re~ionaUtomitees 
bzw. der nationalen Koordination der Re~ionalkomitees. Dies war ein 
ganz anderes Konzept als das der Auslandsführung der Partei. Die 
Unterschiede in den Organisationsfragen sind jedoch nicht unabhängig 
von den schon erwähnten politischen Unterschieden. Die Auslandsfüh- 
rung versuchte, die Unidad Popular mit einer klaren reformistischen 
Stoßrichtung wiederherzustellen. Die Genossen im Inland verteidigten 
dagegen die schon dargestellte traditionelle Linie der Partei. Hier 
kamen die bereits vorhandenen politischen Unterschiede zum Ausdruck, 
die sowohl bei den Gruppen im Ausland als auch im Inland vorhanden 
waren. 

Widerstandsarbelt 

Es gibt in der BRD nur noch wenige klassenberni0te Wäf- 
te, die aus eigener Erfahrung wissen, was es bedeutet, 
unter den Bedingungen einer Diktatur politisch zu 
arbeiten. Deswegen ist es für viele -besonders aus der 
jüngeren Generation- schwierig, sich die Probleme kon- 
kret vorzustellen. Kannst Du beschreiben, was poli%che 
m i t  unter den gegenwärtigen Bedingungen in Chile 
bedeutet? Gibt es im praktischen Vorgehen Unterschiede 
zwischen den Genossen, die das Konzept der Unidad Popular 
vertreten und Euch? 

Heute in Chile ein Flugblatt zu schreiben, zu drucken und zu ver- 
breiten, bedeutet Lebensgefahr für die Beteiligten. An diesem ein- 
fachen Beispiel wird deutlich, wie einschneidend der Ubergang zur 
illegalen Arbeit war. Unter solchen Bedingungen erlangen kleine 



Schritte wie die bessere Verbreitung von Information im Untergrund 

große Bedeutung. 
Obwohl es für Teile der Opposition heute Möglich- 

keiten gibt, sich begrenzt in bestimmten Presseorganen zu äußern, 

hat die Untergrundpresse nicht an Bedeutung verloren. 
Zentral geht es uns beute darum, die Massen um 

ihre kodweten Bedürfnisse zu organisieren und dies mit unseren stra- 

tegischen.Aufgaben zu verbinden. Dies kommt hauptsächlich in der Ba- 
sisarbeit zum Ausdruck. Zum anderen mul? sich die Organisation für 

andere, höhere Kampfformen vorbereiten. Hinsichtlich der Unidad 
Popular ist festzuhalten, daß sie als Führungsinstanz mehr im Aus- 

land in Erscheinung tritt als in Chile selbst, obwohl sie sich auch 

im Exil in einer großen grise befindet. Da sie ein Bündnis mehrerer 
Organisationen darstellt, kann man sich die praktischen Schwierig- 

keiten vorstellen, die Rolle der Führungsinstanz tatsächlich zu 

spielen, die im Untergrund noch zu den politischen Problemen hinzu 

kommen-Die Linie der Unidad Popular kommt hauptsächlich in ihrer 
Bhdnispolitik zum Ausdruck und in einer gewissen Stillhaltepolitik, 

um bei der bürgerlichen Opposition einen guten Eindruck zu machen. 
Wir betonen die Arbeit an der Basis und messen 

den neuen Organisationsformen wie Widerstandskmmitees, Arbeiter- 

kommissionen und Bauernräten eine große Bedeutung zu, während sich 

die Unidad Popular mehr in den Führungsgremien der Gewerkschafts- 

Organisationen betätigt. Unserer Meinung nach geht es darum, im 

Untergrund Strukturen aufzubauen, die eine Rroßere Kontinuität als 
die halbleRalen oder legalen Or~anisationsformen haben. So stehen 
auch die Arbeiterkommissionen und ähnliche Orqanisationsformen nicht 
im Widerspruch zur Gewerkschaftsbewegung, sondern ergänzen diese: 

zum einen greifen sie konkrete Forderungen der Arbeiter auf und 
tragen diese in die Gewerkschaftsbewegung, auf die manchmal sogar 

Druck ausgeübt werden muß (es gibt auch gelbe Gewerkschaftsführer) 
und zum anderen bereiten sie unter anderem konkrete Boykottaktivitäten 
vor, die nur im Untergrund zu entwickeln sind. Für uns haben diese 
neuen Organisationsformen, die sicherlich noch sehr schwach sind, 
und denen man die unterschiedlichsten Namen geben kann, eine strate- 
gische Bedeutung als mögliche Keime einer Volksmacht. 

Darüberhinaus gibt es eine groAe Zahl von Aktivi- 
täten. die allen politischen Organisationen gemeinsam sind und wo 

Zusammenarbeit stattfindet. Diese Vereinheitlichung in der praxis 



wird schon von den gegebenen Bedingungen erzwungen. 

Wir wollen in diesem Zusammenhang noch einen weiteren 
Problemkreis ansprechen: die katholische Kirche hat 
in Chile ein großes Gewicht und scheint auch den for- 
mellen Rahmen für ein weites Feld politischer Akti- 
vitäten abzugeben. Dazu gehört das Engagement des 
"Solidaritätsvikariats" für die politischen Gefan- 
genen, Verschwundenen und die Bewohner der Armen- 
viertel. Wie beurteilt Ihr die Rolle der Kirche? 

Zunächst muß anerkannt werden, daß es nicht nur in Chile, sondern 
in Lateinamerika allgemein innerhalb der katholischen Kirche ein 
starkes Prctestpotential gibt,das sich gegen die existierenden 
Diktaturen richtet. Es gibt im Rahmen der Kirche Kräfte, die sich 

klar für soziale Strukturveränderungen in Lateinamerika einsetzen, 
dabei denke ich an Menschen wie Camil0 lorres oder den Bischof 
Romero aus E1 Salvador, der vor kurzem von reaktionären Kreisen 

seines Landes ermordet wurde. Aber man muß auch sehen, daß der 
Klassenkampf keinen Bogen um die Kirche macht. Es gibt auf der 
anderen Seite kirchliche Kräfte, die auf die eine oder andere Weise 
die Diktaturen stützen. Man kann heute in Lateinamerika nicht von 
der Kirche sprechen. Es handelt sich vielmehr um eine Institution, - 
die selbst vom Klassenkampf betroffen ist und in der sich unter- 
schiedliche Strömungen entwickeln. 

Dies trifft auch konkret für die chilenische 

Kirche zu. Sie hat sich mehr oder weniger für die Verteidigung der 
Menschenrechte eingesetzt und das Engagement des "Solidaritätsvika- 
riats" verdient Anerkennung. Aber Institutionen wie das "Solidaritäts- 
vikariat" bringen keine sozialistisohe Alternative für Chile zum 
Ausdruck, sie können kein Ersatz für politische Organisationen sein. 
Die Linke in Lateinamerika muß sich mit: der Kirche auseinandersetzen. 
Dieses Problem ist nicht neu, aber es hat siob unter den Bedingungen 
der Militärdiktatur verstärkt gestellt. In Chile sind wichtige Teile 
der Kirche politisch auf die Christdemokraten ausgerichtet. Auf die- 
ser Ebene spielen sie eine wichtige Rolle und die Christdemokraten 
können sich über christliche Aktivitäten in den Massen verankern. 

Freilich sind die Christdemokraten nicht die einzige Kraft, die dies 
tut und es wäre auch falsch, eine Zusammenarbeit mit der Kirche ganz 
abzulehnen. Wir haben jedoch den Eindruck, daß man sich im "Solidari- 
tätsvikariat" sehr differenziert verhalt und zunehmend von den sozi- 
alistischen Kräften distanziert, um eine stärkere Bindung mit den 
Christdemokraten einzugehen. Das ist allerdings ein widersprüchlicher 



Prozeß, denn andererseits sind gerade in jüngster Zeit wachsende An- 

griffe der Regierung auf die Kirche und insbesondere das "Solidari- 
tätsvikariat" zu beobachten. 

In dem Bericht von der Chilereise der westdeutschen 
Genossen werden Einrichtungen wie Volksküchen, Peiias, 
Gesundheitsstationan und Menschenrechtsgruppen be- 
schrieben. Welchen Charakter haben solche Einrich- 
tungen und wie verhaltet Ihr Euch als politische 
Organisation dazu? 

Diese Einrichtungen sind Formen, wo sich Keime einer Organisation 
entwickeln. Grundsätzlich mul? man sich an solchen Organisationen be- 

teiligen. Allerdings muß man sich überlegen, man sich beteiligt, 

wenn man nur relativ geringe Kräfte hat wie wir. Wir sind keine Orga- 

nisation mit Mitgliedern wie Sand am Meer und groRem Finanzpotential. 
Ebar im Gegenteil. W e m  wir uns eine Volksküche zur Mitarbeit aus- 
suchen, werden wir also nicht eine wählen, die fest in der Hand der 
Christdemokraten ist. Prinzipiell befikworten wir diese neuen Orga- 
nisationsformen, sie sind ein Ausdruck der Reaktivierung der Massen, 
ein Versuch, die eigenen Probleme selbst zu lösen. Selbstverständlich 

mu? man sich als politische Organisation aktiv daran beteiligen. 

Gewerkschaften und 
Arbeiterbewegung - 

Wir haben bisher einen winht inen  Re~eich noch ear nicht 
angesprochen, die Gewe 

. 
..__iet? Welchen Srellen- 
.n der Gewerkscbaftsbe- 

wegung? 

Eines der Ziele der Junta bestand darin, die Organisationen der Ar- 

beiter zu zerstören, wozu neben den Parteien die Gewerkschaften ge- 

hören. Eine der ersten Anordnungen der Junta war das Verbot des 
Ientralen Gewerkschaftsverbandes CUT. Man versuchte, die gesamte 

Gewerkschaftsbewegung unter die Kontrolle der Diktatur zu bekommen. 
Das ist allerdings nur in sehr geringem Umfang gelungen. Der Versuch, 
eine juntah'örige Gewerkschaftsorganisation aufzubauen, ist praktisch 

gescheitert. 
Innerhalb der bestehenden Gewerkschaftsbewegung gibt es aller- 

dings Widersprüche ähnlich wie auf der politischen Ebene. Es gibt 



eine gewerkschaftliche Organisation, die den Christdemokraten näher 
steht und die andere, die sich stärker an den Parteien der traditio- 

nellen chilenischen Linken orientiert. Eine weitere Organisation 

macht den Versuch, sich von der Parteipolitik deutlich zu distanzieren, 
dabei aber die konkreten Interessen der Arbeiter wahrzunehmen und die 
Politik der Junta anzuprangern. Die Gewerkschaftsbewegung ist nicht 
zerstört worden, aber es gibt unterschiedliche Interessen und Struk- 
turen darin. Es wird versucht, Dachverbände aufzubauen, eber es gibt 
'verschiedene. Gegenwärtig kann nicht von einer einheitlichen Gewerk- 
schaftsorganisation in Chile gesprochen werden. 

Die Regierung hat versucht, durch eine überrasch- 

ende Gewerkschaftswahl auf Betriebsebene die Verhältnisse zu ihren 
Gunsten ZU verändern. Diese Wahlen fanden unter äußerst diskriminie- 
renden Bedingungen statt und erfaßten nur eine Minderheit der chile- 
nischen Werktätigen. Obwohl die Ergebnisse dieser Wahl nur sehr 
schwer zu bemessen sind und obwohl die Wahlen unter ausgesprochen 
diskriminierenden Bedingungen stattfanden, war die Linke relativ er- 
folgreich. Selbst unter diesen erschwerenden Bedingungen -den die 
Genossen gewählt, die als Gegner der Diktatur galten. (Vgl. auch den 
Reisebericht in dieser Broschüre) 

Eine neue Maßnahme der Diktatur ist der sogenannte Plan Laboral, 
eine Arbeitsgesetzgebung, mit der der Prozeß der Institutionalisierung 
der Diktatur weiter vorangetrieben werden soll. Diese Gesetzgebung 

ist nicht aufgrund des Kampfes der Arbeiter entstanden, sie paDt viel- 
mehr vollständig in das Modell der Diktatur. Es wird versucht, der 
Arbeiterklasse innerhalb eines gewissen legalen Rahmens alle Kampf- 
möglichkeiten zu nehmen. Wenn auch auf dem Papier Streiks erlaubt 
sind, so hat die Praxis doch bewiesen, daß diese Gesetzgebung derart 
einengend ist, daß es für die Arbeiterklasse keinen Sinn mehr hat, 
giese Streiks zu nutzen. Es besteht jederzeit die Möglichkeit der 
Entlassung. Was das in einem Land mit sehr hoher Arbeitslosigkeit 
bedeutet, ist klar. Nach unserer Auffassung handelt es sich um ein 
Gesetz, das vollständig den Interessen der Diktatur entspricht, dem 
sogenannten Prozeß der Institutionaliaierung der Diktatur. Es ist 
kein Ausdruck des Kampfes der Arbeiterklasse. 

Körnte man nicht saoen. daß diese neue Arbeitsaesetz- 
U ~. 

gebung ein Ausdruck der Tatsache ist, daß es die Junta 
nicht geschafft hat, die Gewerkschaftsbewegung völlig 
zu zerschlagen? Da ihr das nicht gelungen ist, muß sie 
nun versuchen, der Bewegung das legalistische Korsett 
zu verpassen, um in diesem Rahmen die gewerkschaftlichen 
Kämpfe wirkungslos machen zu können. 



So gesehen. ja. Man kann unterschiedliche Einschätzungen des Gesetzes 
haben. Von der Tatsache ausgehend, daß es der Junta-nicht gelungen 
ist, die Gewerkschaftsbewegung zu zerschlagen, könnte man sagen, das 

neue Gesetz ist ein Produkt des Kampfes der Arbeiterklasse. Nach 
unserer Meinung hat das Arbeitsgesetz jedoch den gewerkschaftlichen 

Kampf eingeengt, ohne da5 die Arbeiterklasse bisher eine wirkungs- 

volle Antwort darauf gefunden hätte. Wir meinen nicht, daO jeder ge- 
setzliche Rahmen besser ist als gar keiner, denn dieser Rahmen zielt 

ja darauf ab. die Arbeiterklasse noch stärker zu spalten. Jetzt ist 
' 

es auch kleinen Gruppen im Betrieb möglich, sich zur "Gewerkschaft" 
zu erklären, ja es ist sogar legal, als Einzelner mit dem Betriebs- . 
leiter direkt zu verhandeln. Diese Entwicklung ist keinesfalls po- 
sitiv für die Arbeiterklasse. Das Gesetz entstand zu einem Zeitpunkt, 

als die Diktatur bemüht war, sich einen legalistischen Mantel umzu- 
hängen. Aber es ist weiterhin dieselbe Diktatur. Sicher wäre dieses 

Gesetz unmittelbar nach dem Putsch nicht möglich gewesen, es ent- 
spricht der gegenwärtigen Entwicklung der Diktatur. Diese Gesetzge- 
bung 1äßt der Arbeiterklasse kaum Kampfmöglichkeiten und verfolgt 

das Ziel, sie zu atomisieren. Zugespitzt formuliert könnte man 

sagen, daß es besser wäre, es gäbe keine Arbeitsgesetzgebung als 

eine, die die vorhandene Zersplitterung der Arbeiterklasse noch 
unterstützt und vorantreibt. 

In den wenigen Fällen, in denen Streiks durch- 

geführt werden konnten, waren die Arbeiter letzlich gezwungen, das 

Angebot der Unternehmer zu akzeptieren. Zudem fanden diese Streiks 

in Betrieben statt, in denen qualifizierte und spezialisierte Ar- 

beiter beschäftigt sind, 2.B. in Laboratorien. Die Arbeiter dort 
wußten, daI? es für die Unternehmer nicht einfach möglich war, eine 
Anzeige aufzugeben, auf die sicb Tausende von Arbeitswilligen melden 

würden, wie dies bei weniger qualifizierter Arbeit der Fall ist. , 

Sehr Ihr die Möglichkeit, daß sicb eine neue Massenbe- 
wegung entwickelt und welche Rolle spielt dabei die 
Arbeiterklasse? 

Die Aktivitäten der Arbeiterklasse gegen die Diktatur haben sich 

nach unserer Einschätzung in der letzten Zeit verringert, dafür sind 
aber andere Teile der Bevölkerung in den Vordergrund getreten, wie 
das beispielsweise in den Aktionen zum Internationalen Frauentag 

oder an den Universitäten zum Ausdruck kommt. Nach dem Putsch in 
Argentinien 1976 hat es in ganz Lateinamerika ein Ansteigen der 
Massenbewegung gegeben. dessen deutlichster Ausdruck der Befreiungs- 
kampf in Nicaragua und der heute stattfindende Kampf in E1 Salvador 
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ist. Allerdings gibt es kein ununterbrochenes Ansteigen der Massen- 

kämpfe, sondern die Entwicklung verläuft sicher widersprüchlich. In 

Chile hat sich die Massenbewegung insbesondere seit 1977 mit den 
großen Streiks der Kupferarbeiter entwickelt. In den letzten Monaten 

hat sich aber gezeigt, daß die Arbeiterklasse nach neuen Wegen sucht, 

ohne schon eine klare Antwort gefunden zu haben. Es ist wichtig, 

nicht so zu tun, als gäbe es seit der Mitte der siebziger Jahre in 

Lateinamerika eine geradlinige Aufwärtsbewegung der Massenlrämpfe. 
Auch wenn zweifellos eine allgemeine Tendenz zur Reaktivierung der 
Massenbewegungen vorhanden ist, verläuft die htwicklung doch wider- 
sprüchlich, was 2.B. in dem jüngsten Militärputsch in Bolivien zum 

Ausdruck kommt. 

Xi-hiige Lrfahr'mgen der deucscten Arbelcerbewegunq 
. ,  .~raen . in der Zeir ier deimarer ile?uElik ('319--433) 
resemeli. Jarals war n , r  cine f.:ir.3crheir der Arbeicer- 
klasse revolutionär gesinnt, während die Mehrheit der 
bierktätigen kämpferisch-reformistisch eingestellt war. 
Bür die Kommunisten bestand die Aufaabe darin. diesen 
Teil aer Arbeiterklasse für den ~0z;alismus zu ge- 
winnen. Mit der Einheitsfrontpolitik versuchte die 
Kommunistische Partei Deutschlands bis 1921 und später 
die CD-Opposition an dem Widers~ruch aneulniürifen. daß 
die soziaidemokratisch orientierten Arbeiter iwar'be- 
reit waren, für die Erhaltung ihrer Lebensbedingungen 
ZU kämpfen, nicht aber unmittelbar für den Sozialismus. 
In den tagespolitischen Kämpfen sollten möglichst viele 
Arbeiter aufgrund ihrer konkreten ~Yfahrungen für den 
Sozialismus gewonnen werden. 

In Chile gibt es nach unserer Meinung 
ebenfalls in der Arbeiterschaft eine starke kämpfe- 
risch-reformistische Strömung, als deren politischen 
Ausdruck man die Kommunistische Partei und die pro- 
kommunistische Tendenz der Sozialistischen Partei 
bezeichnen könnte. Wie versucht Ihr in den Tages- 
kämpfen diese Arbeiter für Zure Politik zu gewinnen? 

Im gegenwärtigen Stadium steht für uns der wiederaufbau unserer Orga- 
nisation ini Vordergrund. Um eine Politik betreiben zu können, so wie 
ihr sie beschrieben habt, muß man selbst schon eine Kraft sein und 
Zinfluß haben. Viele von uns vertreten die Ansicht, daß es unbedingt 

nötig ist, mit anderen Organisationen, die ähnliche strategische Ziele 

verfolgen wie wir, stärker zusammenzuarbeiten, um so unter den breiten 
Massen grsßeren Einfluß zu gewinnen. Zweifellos ist es eine wichtige 
Aufgabe. die Anhänger und Mitglieder der Parteien der Unidad Popular 
von einer revolutionären Strategie zu überzeugen, aber wir sind noch 

nicht in der Lage, diese Aufgabe zu lösen. 



Widerstandskomitees, Arbeiterkommissionen in den Be- 
trieben, Bauernräte sind aber doch schon Keime einer 
solchen Politik? 

Selbstverständlich. Der Kampf für den Sozialismus darf nicht von 

dem Kampf um die konkreten Interessen der Massen getrennt werden. 
Das ist ein zentrales Element unserer Strategie. Die Genossen der 
eher reformistischen Gruppierungen erheben die Taktik zur Strategie. 

d.h. sie versuchen nicht mehr, die konkreten Kämpfe um Tagesforde- 
rungen mit dem sozialistischen Ziel zu verbinden, sondern sie erheben 

diese Tagesforderungen selbst zum Ziel. 

Wir wollen in diesem Zusammenhang noch einmal auf die 
bereits angeschnittene Frage zurückkommen, inwieweit 
es im raktischen Vprgehen zwischen Euch und den Ver- 
treter: des heutigen W-Konzepts Unterschiede gibt. 
Dieses Konzeot. wie es insbesondere von der KP ver- - ~ 

rreien w l r l ,  Zen: ,ja nocn  bar den urspr~~xi~liche- 
ArisaTz der Pe~ierunp der ':rii=ad i3i'Jlar :..r.Uuc, i r s o -  
fern als <er T.:r'.:i rsmjs C . !  I .  der Iai .ei3rr lr . inx 
gestrichen wurde und im ~ittelPunkt das angestrebte- 
Bündnis mit den Christdemokraten steht, mit dem er- 
klärten Ziel, die bürgerliche Demokratie wiederherzu- 
stellen. Giötes in der praktischen Widerstandsarbeit 
Anzeichen dafür, dal? Z.B. die Kommunistische Partei 
im Interesse dieser Politik bremsend und demobilisie- 
rend auftritt? 

Es lassen sich keine konlrreten Beispiele anführen, weil der Wider- 

stand allgemein noch verhältnismäßig schwach ist. Aber nach unserer 
Meinung hat die Politik der reformistischen Gruppierungen genau 

diese Stoßrichtung: es wird der Versuch gemacht, gegenüber den 
Christdemokraten die Salonfähigkeit zu erlangen. Allerdings scheint 

es bei der Kommunistischen Partei gewisse Änderungen zu geben, nach- 
dem ihr Angebot eines politischen Bündnisses von den Christdemokraten 

erneut kategorisch abgelehnt wurde. 



Faschistische Milittirdlktaturen 3 

Das Problem der Charakterisierung der Diktaturen in Lateinamerika 
ist in unserer Organisation noch nicht genügend ausdiskutiert. Ich 
persönlich bin hier der Ansicht, daß es sich bei diesen Diktaturen 
nicht um faschistische Diktaturen handelt. Sie sind aus verschiedenen 
Gründen nicht mit dem europäischen Faschismus gleichzusetzen. Aber 
wenn wir von kolonialem oder abhängigem Faschismus sprechen und 
wenn wir noch einige Adjektive hinzusetzen, kann man den Begriff 
beibehalten. 

Zentrale Elemente der Beurteilung müssen sein, 
ob ein Land Subjekt oder Objekt des Imperialismus ist und ob eine 
Massenbewegung existiert oder nicht. Für uns geht es praktisch darum, 
welche koheten Kampfschritte aus der Analyse folgen. 

++) Zur Faschismusanalyse vgl. auch Gruppe Arbeiterpolitik (Hrsg.) 
Der Faschismus in Deutschland - Analysen der PD-Opposition 

' '  
aus den Jahren 1928-1933, Frankfurt/M. 1973 



Wenn man gegen ein Regime kämpft, das sich auf eine Massenbasis 

stützen kann, muß man sicher anders vorgehen als bei einem Regime, 
wo das nicht der Fall ist. Bls weiteres Beurteilungskriterium kann 

man in Betracht ziehen, ob es eine faschistische Partei gibt oder 
nicht. Hier gibt es ..B. die Meinung, daß im Falle Lateinamerikas 

die Rolle der faschistischen Partei vom Militär übernommen wird, 
veil nicht ein einzelner General, sondern das Militär als Institu- 

tion die Macht übernimmt. 
Aber wie gesagt, diese Diskussion ist bei uns 

noch nicht beendet. Ich persönlich bin der Ansicht, daß man die Mi- 

litärdilrtaturen in Lateinamerika in einer wissenschaftlichen Analyse 
nur schwer ais Faschismus kennzeichnen kann. Etwas anders ist es, 
wenn wir die Ebene der Propaganda betrachten. Wenn wir hier in der 

Bundesrepublik Deutschland Solidaritätsmbeit machen und den Men- 
aohen sagen, daß sie gemeinsam mit uns etwas gegen den Faschismus 
in Chile tun müssen, dann hat das eine stärkere Wirkung als wenn 

wir sagen, man muß etwas gegen die reaktionäre Militärdiktatur tun. 

Dle Rolle der Sozlaldemokratle in 
Latelnamerlka 

- 

reicht es aber nlcht aus: die Kritik auf diesen L 

 speit zu beschränken, denn das Konzept der Sozial- 
demokratie ist nicht nur in Lateinamerlka. sondern 
auch in Eurcpa ein bürgerliches Konzept, das mit 
einer sozialistischen Zielsetzung nichts zu tun hat. 
Ihr stellt selbst fest. da8 die Sozialdemokratie in 
Lateinamerika nur solchen Gruppen hilft und sie unter- 
stützt, die ihr ideologisch nahestehen, d.ha die eine 
reformistische Strategie verfolgen. Aufgrund der Er- 
fahrungen in hkcpa und speziell in Deutschland seit 
I 9 1 4  meinen wir, daß die optimistische Einschätzung 
nicht zutrifft, die sozialdemokratischen Parteien 
wie 2.B. die SPD könnten unter dem Druck ihrer Mit- 
gliederbasis noch eine fortschrittliche d.h. sozia- 
listische Richtung einschlagen. 



Die Sozialdemokratie ist weder in Europa noch in Lateinamerika eine 
Alternative zum Kapitalismus. Aber die Einschätzung der Sozialdemo- 
kratie muß von den Bedingungen ausgehen, die man vorfindet. Eure 
Einschätzung ist von den Erfahrungen in Europa und speziell in der 
BRD geprägt, während die unsrige von den Erfahcungen in Latein- 
amerika ausgeht. 

Grundsätzlich und überall ist die Sozialdemokratie 
eine Organisation, die - zumindest heute - nicht die uberwindung 
des Kapitalismus, sondern seine "Verbesserungn zum Ziel hat. Ein 
zentrales Element dieses,Modells ist die Bindung der Arbeiterklasse 
an das Kapital. Dies ist kein Model1,das wir befürworten oder wol- 
len. Zum anderen sind aber die sozialdemokratischen Parteien Eure- 
pas widersprüchliche Organisationen, ja man kann sogar sagen, daB 
es Widersprüche von Land zu Land gibt. Es gibt Widersprüche zwi- 
schen Parteiführung und Basis - zumindest mit bestimmten Parteiflti- 
geln. Die Sozialdemokratie Schwedens ist nicht einfach mit der der 
BRD gleichzusetzen, ebensowenig wie die Politik der SPD-Führung =.B. 
mit der der Jusos. Damit wollen wir nicht sagen, daß es tiefgreifen- 
de Unterschiede zwischen den politischen Konzepten der sozialdemo- 
kratischen Parteien gibt, aber es ist eine gründliche Analyse nötig. 
um die Unterschiede herauszuarbeiten. 

So ist beispielsweise nicht zu leugnen, daB eine 
Strömung der Sandinistischen Befreiungsfront, die Somoza mit Waf- 

fengewalt gestürzt hat, der Sozialdemokratie sehr nahe steht. Das 
sind Tatsachen, mit denen man arbeiten muß. Sie zeigen, daß es 
Widersprüche zwischen den nordamerikanischen Interessen und der Po- 
litik der Sozialdemokratie in Lateinamerika gibt. Die Revolutionäre 
müssen solche Widersprüche ausnutzen. wenn sie die Kraft dazu haben. 
Wenn Teile der Sozialdemokratie revolutionäre Kämpfe unterstützen, 
muß man ernsthaft überlegen, wie man sich dazu verhalt. Die revolu- 
tionäre Linke überall auf der Welt hat keinen Bruder- oder Schwester- 
Staat hinter sich, wodurch das Problem der internationalen Unter- 
stützung sehr kompliziert wird. Wir identifizieren uns weder mit der 
Sozialdemokratie noch mit der Form des Sozialismus, wie er in den 
osteuropäischen Ländern praktiziert wird. 

Vor noch nicht allzu langer Zeit hat sich die 
"Sozialistische Internationale'' kaum um Lateinamerika gekümmert. 
erst in jüngster Zeit versucht sie, dort Fuß zu fassen und wird 
damit zu einem Problem, mit dem wir uns auseinandersetzen müssen. 



Gerade angesichts dieser hitwicklung muß doch die Frage 
nach den politischen Motiven der Sozialdemokratie ge- 
stellt werden. Was die SPD betrifft, die ja in der 
"Sozialistischen Internationale'' eine führende Rolle 
bpielt, so kann sie nach unserer Meinung keine rund 
sätzlich andere Politik als die USA in ~ a t e i n a m e  
verfolgen. Aufgrund der besonderen Entwicklung nach 
dem 2. Weltkrieg ist die Bindung der BRD an die USA 
auDerordentlich eng, unabhängig davon, welche Parteien 
gerade die Regierung stellen. Damit ist auch der Spiel- 
raum einer eigenständigen Politik stark begrmzt. 

In Lateinamerika konnte die für lange Zeit 
übliche Form der imperialistischen Herrschaft in man- 
chen Ländern wie jetzt in Nicaragua nicht mehr aufrecht- 
erhalten werden. Die USA wurden in diesem Fall zu Recht 
mit der Somoza-Diktatur identifiziert, so da8 eine un- 
verdächtige Kraft nötig war, um den Versuch zu machen, 
den Einfluß des Imperialismus auch unter den varänder- 
ten Bedingungen aufrechtzuerhalten. Dies scheint die 
Rolle zu sein, die die Sozialdemokratie in Latein- 
amerika übernehmen soll. 

Hinzu kommt natürlich, daß das westdeutsche 
Kapital seit einigen Jahren in gewissem Umfang auch mit 
nordamerikanischen Interessen weltweit konkurriert. Die 
SPD tritt dabei international als Wegbereiter des west- 
deutschen Kapitals auf und ist in diesem Zusammenhang 
bestrebt, vorhandene Widersprüche politischer und wirt- 
schaftlicher Art gegenüber den USA auszunutzen. 

Ich stimme mit dir weitgehend überein. Aber wir müssen genau beob- 
achten, was sich konkret entwickelt. Schließlich ist es ja nicht das- 

gelbe, ob die Sozialdemokratie den bewaffneten Kampf gegen die Dik- 
taturen unterstützt oder ob sie diese Diktaturen stabilisiert. Die 

"Sozialistische Internationale" hat z.B. klar zum Kampf gegen 

Somoza aufgerufen und die Eandinistische Befreinungafront unter- 

stützt; diese Tatsache müssen wir auswerten. 

Das Problem der internationalen Widersprüche des 
Imperialismus ist kompliziert. Sicher kann man sagen, daß letztliah 
die Interessen des westdeutschen, europäischen, japanischen und nord- 

amerikanischen Kapitals übereinstimmen, Allerdings entstehen dcch 
immer wieder Widersprüche zwisch~ ihnen, die man genau untersuchen 

und in die konlcrete Politik einbeziehen muß. 



Welcher Boden ist in Lateinamerika für sozialdemo- 
kratische Politik vorhanden? Das sozialdemokratische 
Modell, so wie es in der BRD praktiziert wird, läßt 
sich nicht einfach übertragen, da die nötigen materi- 
ellen Grundlagen fehlen. Us einen relevanten Teil der 
Arbeiterklasse und der Massen mit den herrschenden 
Verhältnissen zu versöhnen, sind gewisse Zugeständnisse 
nötig. die in den Ländern des abhängigen Kapitalismus 
nicht möglich sind. 

Wir teilen diese Meinung. In Lateinamerika ist die materielle Basis 

für ein sozialdemokratisches I-odell nicht vorhanden, ganz unabhängig 

davon, ob wir dieses Modell gut oder schlecht finden. 

Solidartätsarbelt 

Wir haben jetzt einiges über die Interessen des Ka- 
pirals gesast. Wie steht es mit der anderen Seite? 
Wie schätzt Ihr die MöglicNceiten praktischer Soli- 
darität zwischen den Arbeitern der kaoitalicticchen ~~~~~~ ~~~~ ~~ ~ ~- ~ ~~ ~~~~~~ 

Industrieländer und den~~rbeitern in ¿ändern der 
sogenannten Dritten Welt, 2.B. in Lateinamerika, ein? 

Wir meinen, daß kein Widerspruch zwischen den Arbeiterklassen der 

1 Welt" und der " 3 .  Welt'' besteht. Die Verlagerung von Industrien 
schafft zirar neue Arbeitsplätze in den Ländern der "3.  Welt", während 
sie in den entwickelten Industrieländern abgebaut werden, die Probleme 

werden dadurch aber hier wie dort nicht gelöst. Die teilweise statt- 
findende Verlagerung von hochmoderner Technologie schafft kapithl- 

intensive Strukturen, die nicht in den jeweiligen nationalen Wirt- 

schaftszusammenhang eingebunden sind. Auf der anderen Seite wächst 

die Arbeitslosigkeit in den kapitalistischen Industrieländern. Daraus 

wird schon ersichtlich, daß der Gegner der "1." und der "3. Welt" der 
Gleiche ist und sich die Interessen der Arbeiterklassen immer mehr 

annähern. Das soll nicht heißen, daß das schon vollständig der Fall 
ist. Aber die wachsende Internationalisierw des Kapitals bringt 

auch eine verstärkte Annäherung der Interessen der Arbeiterklassen 

in den verschiedenen Teilen der Welt mit sich. Diesen Punkt wollen 
wir besonders hervorheben, weil es auch Positionen gibt, die von 
einen Interesse der Arheiterklassen der entwickelten Industrieländer 

an der Ausbeutung der "3. 'Welt" aussehen. 



Nach unserer Meinung müRte die Solidaritätsar- 

beit in den Betrieben hier auf der Tatsache aufbauen, daß z.B. die 

Politik des VW-Konzerns weder im Interesse der westdeutschen noch 2.B. 

der Arbeiter in Brasilien ist, daß es die gleichen Kapitale sind, die 
in der " 3 .  Welt" Aktivitäten entfalten und Diktaturen unterstützen. 
Man sollte nicht abstrakt von Solidarität mit der "3.  'Welt" reden, 
sondern die Zusammenhänge konkret auf~eigen, =.B. daß die Produkte 

jenes Konzerns oder seine Rohstoffhezüge anderswo mit dazu beitragen, 
dai? Diktatoren wie Pinochet an der Macht gehalten werden. Eine so 
konkret vermittelte Solidarität ist sicher schwierig zu entwickeln, 
aber das miiRte man leisten. 

Wir wollen zum Schluß noch zwei aktuelle Fragen an- 
schneiden, das Plebiszit, das im Herbst 1980 durch- 
geführt wurde und der Präsidentenwechsel in den USA. 
Zunächst zum ''Plebiszit" in Chile. Die chilenische 
Militärregierung hat den 7. Jahrestag ihres Putsches 
im Herbst 1980 gegen die Regierung der Unidad Popular 
ausgewählt, um eine Volksabstimmung über eine neue 
Verfassung durchzuführen. Nach dieser Verfassung wird 
der bestehende Zustand der Militärdiktatur bis in die 
neunziger Jahre festgeschrieben. Die Junta hat behauptet, 
67,5% der Teilnehmer hätten für die Annahme des Junta- 
entwurfs gestimmt, 30% dagegen. Allerdings waren nicht 
einmal die Minimalbedingungen eicer demokratischen AD- 
Stimmung gegeben: es besteht Wahlpflicht, Wählerregisrer 
existieren seit dem Putsch nichr mehr (sie wurden da- 
mals vernichtet), nach wie vor herrscht Ausnahmezustand, 
die politischen Parxeien sind verboren und die Angeha- 
rigen der linken Organisationen verden nach wie vor 
verfolgt und mit Verhafcunp, Folter und iiord bedroht.- 
In der bürgerlichen Offentlichkeit unseres Landes siht 
es starke Tendenzen - allen voran die Frankf3rter All- 
gemeine Zeitung - die Plilitärjunta gesellschaftsfähip; 
zu machen und zu rehabilitieren. Das Er~ebnis des Ele- 
biszits w d e  von diesen Kreisen als großer Erfolg 
Pinochets und seiner Wirtschaftspolitik gefeiert. 

Wie beurteilt Ihr das Plebiszit? Wariim' 
wurde es durchgeführt und wie ist das Ertrgebnis einzu- 
schätzen? Welche aolgen ergeben sich aus der Abstimmung? 

Das Plebiszit markiert einen Endpunkt des Prozesses der sogenannten 

Institutionalisierung der Diktatur. Konkret handelt es sich um den 

Versuch der Diktatur, sich einen legalen Anschein zu geben, es ist - 



aber auch ein Versuch Pinochets, seine persönliche Macht zu festigen. 

Schließlich ist das Plebiszit auch ein Ausdruck innerer Auseinander- 

SetzWiien fleS Regimes, was auch die sehr kurzfristige ~ ~ t ~ ~ h ~ i d ~ ~  

für seine U31rchführung erklärt. Seit geraumer Zeit haben die G ~ ~ ~ ~ -  

Sätze zwischen "Harten" und "Weichen" innerhalb des ~ ~ ~ i ~ ~ ~ + )  deut- 
lichere Formen an~enommen, ebenso ist das Bemühen Pinocbets - der 
selbst den "Harten" nahesteht-.erkennbar, diese Widersprüche zu über- 
brücken. Hinzu kommen Skandale unter anderem finanzieller Art, die 

eine gewisse Erschütterung des Regimes verursacht haben. Vor diesem 

Hintergrund spielte das Plebiszit die Rolle, die Verhältnisse inner- 

halb des Regimes zu klären. 
Innerhalb der chilenischen Linken gab es zwei 

unterschiedliche Positionen: mit "Mein" zu stimmen oder sich der 

Stimme zu enthalten. Nach einem für die Bedingungen des Untergrunds 

breiten Diskussionsprozeß kamen unsere Genossen in Chile zu dem Schluß, 
daß Stimmenthaltung die richiigs Haltung gegenüber dem Vorhaben der 

Diktatur sei. Dieser Entscheidung lag die Tatsache zugrunde, daß das 

Zrgebnis von vornherein feststand, da die Regierung alle Rahmenbe- 

dingungen unter Kontrolle hatte, sowie die Auffassung, daß man bei 

den Massen keine falschen Hoffnungen wecken sollte. Es handelt sich 

hier um die politische Aussage unserer Organisation, nicht um Einzel- 
fälle. 3ie Bevölkerung wurde praktisch gezwungen, sich an der Abstim- 

mung zu beteiligen und es ist verständlich, daß jemand, dem der Ver- 

lust des Arbeitsplatzes droht, trotz gegenteiliger Aufrufe seine Stim- 
me abgegeben hat. Unsere Genossen haben auch von Anfang an gesagt, 

daß die Frage des Stimmverhaltens (Nein oder Enthaltung) nicht die 

zenirale Trage sei, sondern daß es darauf ankomme, die Situation 

zur Nassenmobilisierung zu n'Jtzen, um zu verdeutlichen, daß von dieser 

Wahlfarce absolut nichts zu erwarten sei. Es ist fast tragisch zu 
hören, daß es in Chile Menschen gab. die ernsthaft an die Möglich- 

keit eines Abstimmungssieges der Opposition geglaubt haben. 

Als "Barte" und "%eichet' werden Gruppierungen innerhalb des herr- 
schender. Regimes bezeichnet. Die "Weichen" wollen das tikonomische 
Modell in Chile durch einen politischen Rahmen absichern , der 
nicht nur auf persönlicher Autorität beruht. Dabei ist auch die 
stark kontrollierre Einbeziehung bestimmter Parteien nicht ausge- 
schlossen. Die "Harten' orientieren sich eher an ständestaatlichen 
Vorstellungen und lehnen jede "Verwässerung" der Militärdiktatur 
ab. Einer der Revräsentanten der "Harten" ist der ahernalinc Chef ~~~ - -  ~ - - - - - - -, , . . -. . 
des Geheirdiens*ks DIPJA (.ietzt CM11 ilanuel Contreras. der für den 
Mord an dem ~ußenministei'der ~e~reruna der Unidad ~ooul&. ~etelier. ~ - -  

in Washington verantwortlich ist: 



Einige linke Organisationen haben ihre Entschei- 
dung, zur Stimmabgabe geqen die Vorlage der Regierung aufzurufen, 

im Schlepptau der Christdemokraten getroffen. Diesen fiel es leicht, 

sich als Führer der Opposition aufzuspielen, da ihnen von der Re- 

gierung ein gewisser Freiraum gegeben wurde. Die Rede des christ- 

demokratischen Führers Frei im Theater Caupolican, in der er eine 

aus Zivilisten und Nilitärs zusammenqesetete Regierung forderte, 

zeigt, wie wenig diese politische Gruppierung dem chilenischen Volk 

zu bieten hat. Bei dieser Forderung drängt sich der Gedanke an die 

"christdemokratische" Militärdiktatur in E1 Salvador auf... . 
Im Rahmen der Mobilisierung vor der "Volksab- 

stimmung" wurde deutlich, da3 sich an der Basis unter breiten Schich- 

ten des Volkes der ProzeR zur Herstellung der Einheit entwickelt. 

Wenn man unterstellt, daß das Plebiszit die gesamte Opposition davon 

überzeugt hat, daß es innerhalb des Regimes keinen Demokratisierungs- 

prozeß geben kann, könnte man die "Volksabstimmung" als einen Wende- 

punkt im Kampf geEen die Diktatur in Chile bezeichnen. Zinige Ent- 

wicklungen der jüngsten Zeit laufen in diese iiichtung. Beispiels- 
weise hat dich die Kommunistische Partei Chiles in einer Szelluns- 

nahme für die Anwendung Kampffornen ausgesprochen. Auoh wenn 
die Frage der Kampfformen nicht der zentrale Punkt ist, an dem sich 

unsere Politik von der der Kommunistischen Partei uriterschei?et, 

handelt es sich ohne Zweifel um eine wichtige Entwicklung. 

Polltlk des US- lmperialismus in 
Latelnameri ka 

Es ist viel über mögliche Konsequenzen der Wahl Reagans 
für Lateinamerika spekuliert worden. Welche Sedeii¿un,s hat 
nach Eurer Meinung der Präsidenten\wchsel in den üdA f~ 
den Kampf in Chile und in ganz LateineneriXa'? 

Die Politik des nordamerikanischen Imperialismus ist nicht an der 
Person oder der Partei des jeweiligen Präsidenten festzumachen. Es 
handelt sich hier ganz entscheidend um wirtschaftliche xnd geopoliti- 

sche Interessen des nordamerikanischen Kapitalism~s, die sowohl von 

der Demokratischen .wie der Re~3blikanischen Partei - n e i r  oder weniger 
- wahrgenommen werden. Wir haben aus diesen Gründen vor vier Jahren 
keine Hoffnungen auf Carter gesetzt, im Unterschied zu anderen Orga- 



nisationen der chilenischen Linken, die glaubten, daß die Wahl 

Carters einen tiefen und positiven Wandel der Lateinamerikapolitik 

der USA bedeuten würden - der Präsident der USA sozusagen in der 
Rolle des Antiimperialisten. 

Von dieser allgemeinen Aussage ausgehend, muß 

man allerdings auch feststellen, daß es innerhalb des nordamerikani- 
schen Imperialismus Widersprüche gibt und unterschiedliche Taktiken 
entwickelt werden. Mit der Wahl Reagans wird zwar keine qualitative 
Veränderung eingeleitet, aber doch eine Verhärtung der amerikanischen 
Lateinamerikapolitik. Auch wenn Wahlkampfaussagen immer mit Vorsicht 

zu genießen sind, zeichnet sich schon ab, daß Reagan eine härtere 
Politik gegenüber Kuba verfolgen wird und daß er unter Umständen 

nicht vor eine unmittelbaren und massiven Intervention der USA in 
Mittelamerika zurückschreckt. Allerdings sollte man hier nicht ver- 

gessen, daß auch Carter z.B. die Diktatur in E1 Salvador in viel- 

fältiger Weise unterstützt hat. Reagan wird die Diktaturen der Süd- 
spitze Lateinamerikas, d.h. auch Chile, die gewisse Schwierigkeiten 

mit der sogenannten Menschenrechtspolitik Carters hatten, noch 

stärker stützen. Innerhalb der bestehenden Lateinamerikapolitik der 

USA ist von der Wahl Reagans zum Präsidenten eine Verhärtung zu 

erwarten. Das hat auch einen EinfluR auf die reaktionärsten Kräfte 

in den lateinamerikanischen Ländern, die nun glauben, der Zeitpunkt 
sei fiir sie gekommen, noch brutaler vorzugehen, wie es bereits in 

der jüngsten Entwicklung in E1 Salvador deutlich wird. 

Gibt es noch einen Punkt, der in unserem Gespräch 
zu kurz gekommen ist, den Du abschließend betonen 
möchtest? 

Ich will noch einmal darauf hinweisen, daQ der kontinentale Kampf 

in Lateinamerika ein zentrales Element unserer Politik ist. Die la- 
teinamerikanischen Völker sind durch ihre gemeinsame Geschichte und 

Sprache sowie vor allem durch den gemeinsamen Feind - im 19. Jahr- 
hundert die Spanier und heute der US-Imperialismus - eng verbunden. 
Aus diesem Grund verstehen wir den Kampf in Chile als einen Teil des 
gesamten revolutionären Kampfes in Lateinamerika.Der Sieg in Nicara- 

gua hatte und hat für uns eine sehr große Bedeutung und wir rufen 
jetzt auch zur bedingungslosen Solidarität mit dem Volk von E1 
Salvador auf, dessen Kampf ein über Lateinamerika hinausgehendes Ge- 
wicht besitzt. 
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Von Februar bis März 1980 haben wir eine Reise nach Chile gemacht. 

In dem folgenden Bericht sind ohne Anspruch auf Vollständigkeit 

die Iriformationen und Eindrücke zusammengestellt, die wir in Ge- 

sprächen mit Vertretern des Widerstandes, mit Menschen aus ver- 

schiedenen Schichten der Bevölkerung gewonnen haben. 
Wir können nicht von spektakulären Kämpfen und großen 

Erfolgen im Kampf gegen die Diktatur berichten. Stattdesaen wollen 

wir über das Leben unter dem Militärregime informieren und auf die 

alltäglichen Formen des Widerstandes und der politischen Kleinar- 
beitaufmerksam machen, die Voraussetzung jedes größeren Erfolges 

sind. 
Die chilenische Arbeiterbewegung ist das Rückgrat des 

Widerstandes gegen die Diktatur. Leider konnten wir uns nur aus 

zweiter Hand über die Situation in Betrieb und Gewerkschaft infor- 
mieren. Die politischen und gewerkschaftlichen Organisationen der 

chilenischen Arbeiterklasse haben durch den Putsch vom 11.9.1973 

und den folgenden staatlichen Terror schwere Niederlagen erlitten. 
Sie waren gezwungen, unter den Bedingungen der Diktatur im Unter-' 

grund ihre Reihen neu zu formieren und wiederaufzubauen. Obwohl es 
zur Zeit keine gemeinsame Strategie der linken Kräfte zum Sturz 
der Militärdiktatur gibt und die Verbindungen der Exilführungen mit 
den Organisationen im Lande nach wie vor schwierig sind, haben wir 

insgesamt doch den Eindruck gewonnen, daß es der Militärdiktatur 

auch nach über sieben Jahren nicht nelunnenist, den Widerstand der 

chilenischen Arbeiterklasse zu brechen. Die politischen Parteien 
arbeiten in der Illegalität weiter,und es ist gelungen, neue ge- 
werkschaftliche Strukturen zu entwickeln. Gemessen an den Zielen 

'Sturz der Diktatur' und 'soziale Revolution' mag das noch wenig 

sein, aber gemessen an der ~chwe're der Niederlage, die die Arbeiter- 
und Wassenbewegung erlitten hat, handelt es sich um einen wichtigen 
politischen Erfolg. Um das richtig beurteilen zu können, wollen wir 

noch einmal an die Opfer der Plilitärdiktatur in Chile erinnern+): 

- in den ersten klonst-en nach 5em Putsch wurden Ca. 3p 000 Menschen 
erm.ordeL; 

- es sibt 050 Verschwundene, deren Fälle 10O%ig dokumentiert sind, 
wahrscheinlich lie~t die Zahl der iierschwundenen aber über X)Oil. 
¿s ist zu befürchten, da13 sie ermordet wurden. 

+)~n~aben nach Schätzungen von aansty international 



- es gibt (oder gab) 6000 - 8000 politische Gefangene, 
- ca. 1 Million Chilenen - das sind ungefähr 10 % der Bevölkerung! - 
mußten ins ausländische Exil fliehen. 

Eln kommensverhäItnlsse 
Wir haben aus verschiedenen Gesprächen und Angaben die Schätzung 
abgeleitet, da8 eine 4-köpfige Familie monatlich umgerechnet Ca. 
900 - 1130 DM für ihren Lebensunterhalt benötigt. Vor diesem Hinter- 
grund sind die folgenden Lohnangaben zu sehen. Wir haben sie nicht 
Statistiken entnommen, sondern in Gesprächen erfahren. 

Der gesetzliche Mindestlohn beträgt ca. 136 DM im Mo- 

nat. Allerdings sind - nach amtlichen Angaben - fast 13 % der Be- 
völkerung arbeitslos, weitere 4 % der Bevölkerung (ca. 150 000 Per- 

sonen) sind im Rahmen des sogenannten Mindestbeschaftigungsplanes 
(Plan de Empleo Minima: PEM) beim Staat angestellt. In der Arbeits- 
losenstatistik werden sie normalerweise nicht mitgezählt. was die 
ohnehin schon beschönigenden Daten noch weiter verzerrt. Sie werden 
zu allen möglichen öffentlichen Arbeiten wie Reinigung, Müllabfuhr, 
Straßenbau u.a. herangezogen und erhalten monatlich noch nicht ein- 
mal die Hälfte des gesetzlichen Mindestlohns, nämlich Ca. 50 DM. 
Eine Busbegleiterin, die die Reisenden ähnlich wie im Flugzeug auf 
den langen Strecken betreut, erzählte uns, daß sie 180 DM verdient 
und seit Monaten keinen freien Tag gehabt habe. Ein Hilfsarbeiter 
auf dem Bau verdient Ca. 270 DM, das ist aber schon eine gute Be- 
zahlung; ein Holzfacharbeiter 680 DM und ein Maurerpolier 900 DM. 
Eine privat beschäftigte Kindergärtnerin erzählte uns, sie ver- 
diene Ca. 545 DM im Monat; eine Krankenschwester im öffentlichen 
Dienst erhält 410 DM. Ein Lehrer mit 36 Schulstunden verdient Ca. 
364 DM. Die volle Arbeitszeit der Lehrer liegt in Chile allerdings 
bei 44 Schulstunden in der Woche! Die Bergleute in der großen Kupfer- 
mine Chuquioamata - sie liegt im Norden Chiles in der Atacama-Wüste - 
verdienen ohne Oberstunden zwischen 200 und 400 DM im Monat. 

Diese Angaben sind vor dem Hintdrgrund zu sehen, daß das 

.chilenische Preis-niveau durchaus dem unsrigen entspricht, bei vie- 
len Waren aber auch darüber liegt. Die Schulkinder sind verpflichtet, 
mit Schuluniform bzw. -kleid und entsprechenden Schuhen zum Unter- 
richt zu kommen. Die Kosten müssen die Eltern tragen, wie auch für 



Schulbücher u.ä.. Eine solche Uniform kostet zwischen 30 - 40 DM, 
ein Paar Schuhe zwischen 40 und 50 DM. Diese Zahlen machen schon 
deutlich, 3al eine große Zahl der Bevölkerung nicht in der Lage ist, 

mit ihrem Uinkomrnen einen normalen Lebensunterhalt zu finanzieren. 
Ein Padre, mit Uem wir gesprochen haben, erzählte uns, daß er als 

Priedhofsverwalter wisse, daR in seiner Gemeinde noch niemand vor 
Hunger gedorhen sei, aber wovon viele Menschen leben, das könne er 
uns auch nicht sagen. Oft seien es junge Menschen mit Familie, die 
im Rahmen des Clindestbeschäftiguggsplanes angestellt seien. Von 

diesem Entgelt könne niemand eine Familie ernähren. 

3s gibt in Chile eine von der Regierung berechnete In- 
flasionsrate (Indice de Precioc al Concumidor: IPC), die automa- 

tisch den Löhnen zugeschlagen wird und als Basis für Lohnerhöhungen 
gilt+). Allerdings entspricht der IFC in keiner Weise der inflatio- 

nären Realität, sondern liegt regeleäßig unter der tatsächlichen 

Inflationsrate, so daß o'me zusätzliche Lohnerhöhungen ein ständi- 

Eer Reallohnverlust Orott. Beispielsweise gab die Regierung in ei- 
nem Konat den IPC mit 2,l % an, der Ökonom Cumsille kam dagegen auf 
eine Inflationsrase von über 6 ;; in diesem Monat. 

i)urch die Importpolitik der Regierung (drastische Sen- 

kung der Importzölle) gibt es praktisch alle Konsumartikel ein- 

schließlich ausländischer A,~tos auf dem Narkt, die man auch bei uns 
findet. Für diejenigen, die das nötige Geld haben, erscheint dieser 

Zustand irr Vergleich zu der Maiißelwirtsct!a:t in den letzten Monaten 
der Re~ierungszeit der Cniaad Popular und unmittelbar danach als 

'milagro economico', als Wirtschaftswunder. Andererseits vergrößert 
sich die Kluft zwischen 'Armen' und 'Reichen' zunehmend, der Prozeß 

der Verarmung nagt mittlerweile auch an treditionellen ~ittel- 

schichten (v.a. Angestellte und bestimmte Gruppen von Akademikern). 
In einem Gespräch bezi:ferte eine Mitarbeiterin der kirchlichen Ein- 

richtung 'Vicaria de la Solidaridad' den Teil der Bevölkerung, der 

tatsächlich von den Konsumangebot Gebrauch nachen kann, auf ca. I0 %. 
Auf-der anderen Seite haben wir Menschen gesehen, die sich 'ihre 
Iiahrung aus den Mülltonnen in den Vierteln der Reichen zusammensuchen. 

+)  Eine Lohnforderung von z.B. 10 % bedeutet also nicht 10 % vom his- 
herigen Lohn zusiirzlich, sondern 10 % des Inflazionszuscilages 
(IPC) zusätzlich! 
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In den Armenvlerteln von Santlago 

Die Callampas, die Armenviertel von-Santiago, liegen vie ein Kranz 

um die 4 Mio. Stadt. Zusammen mit den Bewohnern der innerstädti- 

schen Verfallsqebiete leben Ca. 30 - 40 % der Einwohner in solchen 
Quartieren. Meist sind es Holzhütten in einheitlichem Baustil mit 

2 Räumen. Die extremeren Formen, primitive Ritten aus Pappe, Aolz 

Elendsquartier in Santiago 

und Wellblech, haben wir in Santiago nur noch vereinzelt gefilnden - 
im Untersuhied zu den Städten Valparaiso und Antofagasta, wo wir 

ihnen noch häufiger begegnet sind. Wir haben Plätze aufgesucht, wo 

früher solche Siedlungen zu finden waren. Heute sind dort freie 

Flächen oder Wohnblocks. 
Was ist aus den Menschen geworden, die dort gelebt 

haben? Ein Sozialarbeiter hat uns durcli die Zlendsquartiere s c f . l h r~  

und uns einige Zusammenhän~e erklärr;. Darauf scLte? sic! 3ie 101- 

gende Schilderun~. 



Die Jiinta hat die schlimmsten Formen der Armensiedlungen, die Hüt- 

ten aiis Fappe, Holz und Blech in Santiago tatsächlich weitgehend 

beseiti~t. Entscheidend ist vor allem aber: Sie sorgt dafür, da8 

keine neuen ~ebaut werden. Für die Menschen, die früher (d.h. vor 

dem Putsch) mangels Arbeitsmöglichkeiten auf dem Land in die Städte 
und vor allem nach Santiago geströmt waren, bestand der 'normale' 

Weg, sich Wohnraum zu beschaffen, vielfach darin, ein brachliegen- 
des Stück Land zu besetzen und eine einfache Hütte darauf zu er- 

richten. Diese Hütten wurden dann langsam verbessert und ausgebaut 
mit der Hoffnung, irgendwann auch den Segen der Stadtverwaltung zu 
erhalten. Das bedeutete z.B. in das Straßen- und Elektrizitätsnetz 
einbezogen zu werden. Eine solche Hoffnung war vor dem Putsch und 
auch in der Zeit vor der Allende-Regierung unter dem Christdemokra- 

ten Frei durchaus begründet. Heute gibt es jedoch keine 'spontanen' 

Landbesetzungen mehr. Jeder Versuch wird sofort im Keim erstickt, 

die Kräfte der staatlichen Ordnung, Polizei und Militär, schreiten 

rücksichtslos ein. 
Die bestehenden besonders miserablen Siadlungen hat man 

schlicht abgerissen und mit Planierraupen den Boden eingeebnet. Die 

Bewohner wurden 'umgesetzt': Das kann beispielsweise bedeuten, daB 

man sie in Wohnblocks verpflanzt hat, die dann oft am anderen Ende 
der Stadt liegen, was für viele Menschen auch den Verlust der bis- 
herigen Arbeitsstelle mit sich bringt, beispielsweise als Hausmäd- 

chen oder Gärtner in den Vierteln der Reichen, da die Entfernungen 
zu groß werden. Der Bau vieler dieser Wohnblocks wurde schon in der 
Allende-Zeit begonnen. Viele der Slumhewohner hat man aber auch ein- 
fach auf die Straße geworfen,und sie mußten versuchen, bei Ver- 

wandten, Freunden und Bekannten unterzukommen. So wurde uns berich- 
tet, daß am Weihnachtstag 1978 die Bewohner einer solchen Siedlung 
auf Armeelastwagen verladen und abtransportiert wurden. Irgendwo 
in den nahen Bergen hatte man ein Zeltlager für sie errichtet. Die 
Siedlung wurde anschließend dem Boden gleichgemacht. 

Die monatlichen Raten in den Wohnblocks sind nicht be- 
sonders hoch, gemessen aber am Einkommen der meisten Bewohner eben 

doch vielfach unbezahlbar. So kommt es, daß die Bewohner oft alle 
beweglichen Einrichtungsgegenstände verkaufen, um die Raten bezahlen 
zu können. 

Grundsätzlich sind alle Wohnungen in den Armenvierteln, 

egal, ob 'Wohnblock oder Holzhütte, extrem überbelegt. Es ist vorge- 



Landbesetzung in La Bandera 
Am 22. Juli 1980 besetzten etwa 250 obdachlose Familien ein unbe- 
bautes Grundstück der Siedlung La Bandera im Stadtteil La Granja 
in Santiago, um damit auf ihre Lage aufmerksam zu machen. Die 
Polizeikräfte griffen sofort ein und vertrieben die Besetzer. Sie 
verbrannten dabei die Zelte der Besetzer und schlugen Frauen und 
Kinder. 

Eine Landbesetzung,ist im heutigen Chile ein großes 
Risiko. Viele wurden im Fall von La Bandera verhaftet, einige ver- 
loren den Arbeitsplatz, als ihre Beteiligung an der Landbesetzung 
bekannt wurde. Bei einer von Gewerkschaftern auf 20% gesch'ätzten 
Arbeitslosigkeit bedeutet das eine existentielle Bedrohung. 

Die Landbesetzung von La Bandera muß vor dem Binter- 
grund des großen chilenischen Wohnungsmangels gesehen werden, der 
nach offiziellen Angaben auf 600 000 - 700 000 Einheiten beziffert 
wird. Davon sind Ca. 3 Mio. Chilenen - das sind 27 B der Bevöl- 
kerung - betroffen. Die Obdachlosen haben sich in Santiago in dem 
'ComitB de pobladores sin casa' (Komitee der Siedler ohne Haus) 
zusammengeschlossen. Versuche, über die gesetzlich zuständigen In- 
stanzen zu einer Lösung ihrer Probleme zu kommen, hatten keinen 
Erfolg. Der zuständige Minister weigerte sich, die Siedler zu emp- 
fangen, weil er ihre Organisation nicht anerkennen will. 

Die beipisse um die Landbesetzung von La Bandera 
haben eine Welle der Solidarität mit den Betroffenen ausgelöst. 
Arbeiterorganisationen, andere Siedlerkomitees und Vertreter der 
Kieche gaben in Santiago öffentlich Unterstützungserklärungen ab. 
In einer Erklärung der 'Frente Unido de Trabajadores' (FUT)+) 
heißt es abschließend: 

"Die FUT fordert die Freilassung aller Personen, die 
wegen dieser Tatsachen (der Landbesetzung, d.V.) ver- 
haftet wurden. Sie wiederholt ihre Anklage gegen die 
Ungerechtigkeiten, die ihre Grundlage in dem sozioöko- 
nomischen Modell haben. Dieses Modell führt zur Konzen- 
tration allen Reichtums bei einigen wenigen Privileeier- 
ten auf Kosten der poßen Mehrheit der chilenischen Be- 
völkerung." 

+)nie 'Frente Unido de Trabajadoresl(FUT) (Einheitsfront der 
Arbeiter) ist ähnlich wie die Nationale Gewerkschaftskoordina- 
tion ein überbetrieblicher gewerkschaftlicher Zusammenschlufi 



kommen, daß in einer Hütte mit zwei Räumen vier Familien gelebt ha- 

- benl Und das bei normalen Familiengrößen zwischen 5 und 10 Personen1 
Die flol~er) solcher Wohnverhältnisse in sozialer, psychischer und 

hygienisclier Hinsicht liegen auf der Hand. Wir wurden erinnert an 
die Schilderungen der Lebens- und Wohnverhältnisse von Arbeiterfa- 

milien im frühkapitalistischen Europa. wie beispielsweise die von 
Friedrich Engels. Die Slums von Santiago brauchen hier keinen Ver- 

gleich zu scheuen. Freilich muß angemerkt werden, daß die chileni- 
schen Verhältnisse im lateinamerikanischen Vergleich (etwa mit Lima, 

Bogota oder Rio) keineswegs zu den schlimmsten zählen! 

Die Junta war und ist lediglich bestrebt, den optischen 
Eindruck in der Bauptstadt Santiago zu verbessern. An den Lebenshe- 

din5un:en in den Armenvierteln hat sich dadurch nichts geändert. 

Durch die uberhelegung des vorhandenen Wohnraums haben sie sich viel- 

mehr noch weiter verschlechtert. Die sozialen Konsequenzen des 
'chilenischen Modells' treten in den Callampas in gebundelter Form 

auf. Für ganz Santiago betrug die - offizielle - Arbeitslosenquote 
Anfang I980 Ca. 13 46, die Beschäftigten des PEM nicht gerechnet. In 
manchen Siedlungen lie~t sie dagegen bei 50 % und mehr. Die Folgen 
sind zerrhttete Familien; Frauen, die sich allein um ihre Kinder 

kümmern müssen, aber auch Kinder, um die sich überhaupt niemand mehr 

kümmert. Kinderarbeit, Kinderbettelei, Prostitution und Alkoholismus 

- auch bei Kindern und Jugendlichen - sind an der Tagesordnung. Oft- 
mals sind es allein die Frauen, die durch Putzen, Waschen, als 
Dienstmädchen bei den Reichen, durch Prostitution, den Lebensunter- 
halt bestreiten, während die Männer arbeitslos sind. 

Die selbständige Organisation der Bewohner der Armen- 

Siedlungen (Poblaciones) ist seit dem Putsch tot. Die Bewohner die- 

ser Viertel waren wesentlich am erbitterten Widerstand gegen das Mi- 
litär beteiligt. In La Granja, einem der Viertel, das wir besucht 
haben, mui3te das Militär sogar Panzer einsetzen, um diesen Wider- 

stand zu brechen. Freie Wahlen für die Vorstände der Nachbarschafts- 

vereinigungen gibt es nicht mehr, sie werden von oben eingesetzt,und 
sind gewöhnlich völlig inaktiv. Versuche einer selbständigen Organi- 

sation sind ständig in Gefahr, von Spitzeln durchsetzt zu werden. 
Was bleibt, ist die Nutzung vorhandener Organisationen wie Sportver- 
eine oder kirchliche Einrichtungen. 



Im Wohnungsbauministerlum 

Wie aehen die Herrschenden die Probleme der Wohnungsnot? Wir haben 

uns im Ministerium für Wohnungs- und Städtebau erkundigt, ein Be- 

anter gab uns einige Auskünfte. 

Das Ministerium ist nicht mehr wie früher selbst Auf- 

traggeber für Wohnungsbauten, sondern die Bauaufträge werden an pri- 

vate Firmen vergeben. 'Sehr Arme' würden einen Zuschun für den 'doh- 

nungskauf erhalten, allerdinp räumte der Beaxte eir., daß damit nur 

ein ganz geringer Teil der Bedürftigen erfaßt-werde. 

Den Wohnungsfehlbestand bezifferte er für ganz Chile auf 

600 000 Einheiten. Allein um dieses Defizit stabil zu halten, müßte 
man pro Jahr 55 000 neue Wohnungen bauen. Tatsächlich werden aber 
nicht mehr als 75 000 gebaut, mit der Folge einss ständig wachsen- 
den Mangels. 

Auf unsere Frage, ob es denn keine Versuche gebe, die 

städtische Wohnungsnot dadurch zu mildern, daß man die Ursachen der 

Landflucht bekämpfe und 2.B. die Schaffung von Arbeitsplätzen in den 

Provinzen fördere, k.atte der Beamte die einfache Antwort, daß es 
sich bei der Verstädterung um einen "natürlichen Prozeß der Entwick- 

lung" handele. Regionale Förderungsprcgramme ~ e b e  es nicht, man 

wolle den Firmen vielmehr helfen, in den urbanen Zentren alle Ar- 
beitskräfte zu absorbieren. Er meinte, wenn europäische Metropolen 

wie London oder Paris in ihren Dezentralisierungsbemühungen Fe- 

scheitert seien, wie sollte dann Cnile bzw. Santiago erfolgreich sein. 
Die Regierung betreibe eine Politik der 'freien Marktwirtschaft', 
frei von allen Restriktionen: "Jede Zirma kann entscheiden, wo sie 

investieren will, jeder Einwohner kann entscheiden, wo er arbeiten 

will." - Daß die 'ZntscheidunE' der Arbeitssuchenden davon abhäne;t, 
ob sie überhaupt bzw. wo sie Arbeit finden, ist natürlich ein ganz 

anderes Problem. 

Arbelt-sbedingungen 
Im Rahmen ihrer von dem amerikanischen dkonomen Milton Friedman in- 
spirierten Wirtschaftspolitik betreibt die Regierung im sozialen Be- 

reich eine Politik drastischer Einsoarungen und Rationalisierungen, 



so 8.B. im Gesundheitswesen. Ein wichtiges Instrument ist dabei der 
schon erwähnte Mindestheschäftigungsplan (PEM). So werden Z.B. 
staatliche Angestellte entlassen,und man bietet ihnen großzügig an, 
über den Mindestheschäftigungsplan wieder eine Stelle zu bekommen, 

diesmal aber für 50 DM im Monat1 Von diesem Verfahren sind auch hö- 
her qualifizierte Arbeitskräfte und Akademiker betroffen. Die 

meisten Betroffenen haben keine Chance, sich dieser drastischen Re-' 
allohnsenkung zu entziehen, da es für Personen, die einmal aus dem 

öffentlichen Dienst entlassen wurden, auf dem normalen Weg keine 
Möglichkeit der Wiederbeschäftigung im öffentlichen Dienst gibt. 
Auch in der Privatwirtschaft sind die Chancen für soziale Berufe 

ausgesprochen schlecht. 
Gesetze über die Arbeitszeit existieren zwar, sie sind 

in der Praxis aber nur soviel wert, wie die Beschäftigten im kon- 

kreten Fall durchzusetzen vermögen,nnd das ist oft wenig. Es ist 
durchaus üblich (wie im Fall der erwähnten Busbegleiterin), daß Ar- 

beitszeitregelungen vom Unternehmer systematisch umgangen werden. 
Wer nicht einverstanden ist, kann gehen. 

Mitte letzten Jahres hat die Regierung ein neues 

beitsstatut (Plan Laboral) erlassen. Das Ziel ist ziemlich unver- 
hüllt, die gewerkschaftliche ~rganisation, die man nicht vollstän- 

dig unterdrücken konnte, durch gesetzliche Regelungen soweit zu 

knebeln, zu spalten und zu atomisieren, daß sie unwirksam wird. So 
sind gewerkschaftliche Organisation und l'arifverhandlungen nur auf 

betrieblicher Ebene erlaubt. Unter bestimmten Bedingungen sind nach 
diesem Statut auch Streiks möglich. Mach einer vorgeschriebenen Yer- 

handlunssphase dürfen die betrieblichen Gewerkschaftsvertreter zum 

Streik aufrui'en. Allerdings kann der Unternehmer vom ersten Tag an 
Streikende entlassen und neue Arbeitskräfte einstellen. Die Höcbst- 
dauer eines Streiks ist gesetzlich auf 60 Tage festgelegt. Danach 
ist er illegal. Der Unternehmer hat dann auch das Recht, die gesamte 

Belegschaft zu entlassen, auszuwechseln oder den Betrieb zeitweilig 

zu schließen. Schließlich muß man noch berücksichtigen. daß es in 
Chile kein System von Streikkassen und gewerkschaftlichen Unter- 

stützun~szahlungen wie in der BRD gibt, wo ein Streik mit nur ge- 
ringen maseriellen EinbuRen, v.a. aber nicht mit einer existentiel- 

len Gefährdung verbunden ist. Die Streikenden sind immer auf ihre 

eigenen - geringen - Mittel und auf Solidaritätsspenden aus der Be- 
völkerung angewiesen. 



Umso höher ist es zu bewerten, daß trotz solch widriger Umstände im 
letzten halben Jahr eine ganze Reihe von Streiks durchgeführt wurden. 
Sie sind Ausdruck der miserablen Lebensbedingungen der chilenischen 
Arbeiter, aber auch ein Ausdruck der schwindenden Angst und von 
wachsendem Selbstvertrauen. Es kam zu Streiks in Textilfabriken 
(bei Sumar U. Fanal), in der Erdölindustrie, im Stahlwerk von Aua- 
chipato bei Concepcion und in kleineren Betrieben wie Pfizer und 
Goodyear in Santiago. 

Zum bisher größten Streik seit dem Putsch hat sich die 
Arbeitsniederlegung von bis zu 10 000 Bergarbeitern in der zweit- 
größten Ku~fermine 'E1 Teniente' in der Nähe von Santiago ausge- 
weitet'he regierungsfreundliche Gewerkschaftsführung von 'Tenien- 
te' war nicht in der Lage, den Ausstand zu verhindern. Die großen 
Minen gehören der staatlichen Gesellschaft CODELCO, die ihrerseits 
vom Militär kontrolliert wird. Im Fall von 'E1 Teniente' wurde der 
Belagerungszustand verhängt und eine Reihe aktiver Gewerkschaftler 
entlassen. Die ursprüngliche Forderung der insgesamt 8 Gewerkschafts- 
gruppen lautete 55 % mehr (auf der Basis des IPCI), das Angebot der 
Firma lag bei 4 %. Die Gewerkschaften reduzierten ihre Forderung im 
Lauf der Verhandlungen auf 35 $, CODELCO erhöhte das Angebot schließ- 
lich auf 9 %,und dabei blieb es! Die volle AuszahlunS der 9 ;B wurde 
noch zusätzlich von einer bestimmten Steigerun~ der Produktivität 
abhängig gemacht. Ende Februar - der Streik hatte am 18. Januar be- 
gonnen - stimmten 7 Gewerkschaftsgruppen für die Annahme des Ange- 
bots von CODELCO, die Mitglieder der achten Gruppe - Sewell y Minas - 
stimmten allerdings gegen ihre Führung für Ablehnung. 

Das Ergebnis des Streiks bei 'E1 Teniente' ist typisch 
auch für die übrigen Arheitsnieder1egungen:Materiell haben die Ar- 
beiter nirnendwo ihre Forderunaen durchsetzen können, sie mußten 
letztlich das Unternehmerangebot akzeptieren. Aber die gemachten Er- 
fahrungen werden sich zweifellos positiv für die weitere Entwicklung 
der Gewerkschaftsbewegung auswirken. Die Auseinandersetzung mit dem 
Arbeitsstatut (Plan Laboral) ist dabei von großer Bedeutung. Der 
Plan Laboral ist ein Bestandteil des Prozesses der Institutionali- 

sieruna der Diktatur. Er geht von der Tatsache aus, daß es der 

+) Die Angaben über den Streik bei 'E1 Teniente' haben wir der Zeit- 
schrift 'Solidaridad' Nr. 87 entnommen. 



Junta trotz aller Unterdrückungsmaßnahmen nicht gelungen ist, die 

Gewerkschaftsbewegung völlig zu zerschlagen, und daß auch ihre Neu- 

formierungnicht wirksam verhindert werden konnte. Mit dem neuen 

Arbeitsstatut soll der gewerkschaftlichen Aktivität ein le~alisti- 

sches Korsett angelegt und diese damit unwirksam gemacht werden. In- 
wieweit dieses Ziel erreicht werden kann, hängt vom Widerstandswil- 

len und der Kraft der chilenischen Arbeiterklasse ab. 

Gewerkschaften 
Wir haben schon angesprochen, daß die Bedingungen gewerkschaftli- 
cher Organisation und Arbeit nicht mit unseren Verhältnissen zu ver- 
gleichen sind. Einen gesetzlichen Schute, sei er auch noch so unge- 

nügend und relativ, gibt es praktisch nicht. Aktive Gewerkschaftler 
sind ständig von htlassung bedroht, innerbetrieblich versucht man 

sie durch die Organisation der Arbeit zu isolieren usw.. Wie er- 
wähnt, ist gewerkschaftliche Organisation zunächst nur auf betrieb- 

licher Ebene erlaubt. Diese Betriebsgewerkschaften können dann ent- 

scheiden,oh und welchem größeren Verband sie sich anschließen wol- 

len. Zur Zeit gibt es 5 solcher Verbände, von denen einer als re- 
gierungsfreundlich eingestuft wird. 

Ende 1978 hatte die Junta 'überfallartig' Gewerkschafts- 

wahlen durchgeführt, sie reagierte damit auf ausländischen Druck, 
+) 

v.a. aus Kreisen der amerikanischen AFL-CI0 .Um kein Risiko einzu- 
gehen, waren kurz vorher 7 Verbände mit der Begründung verboten wor- 
den, sie seien 'marxistisch ausgerichtet'. Sie gehörten der 'Coordi- 

nacion Nacional Sindical' (CNS) an, einer Koordinationsgruppe oppo- 

sitioneller Gewerkschafter, die 1978 gebildet wurde. Sie wird zur 
Zeit geduldet und hat auch in diesem Jahr eine wichtige Rolle bei 

der Organisation ,und Durchführung der Aktionen zum Frauentag und 

zum 1. Mai gespielt. Ziel der staatlich verordneten Gewerkschafts- 
wahlen war, regimefreundliche Vorstände zu schaffen. Um einen Erfolg 

in diesem Sinn sicherzus-cellen, wurden die genannten 7 Verbände ver- 
boten und weitere Vorsicbtsmalnahmen getroffen: 
Freitagnachnittags wurde angekündigt, daß die Wahlen am Dienstag der 

folgenden Woche stattfinden würden! Die Vorbereitungszeit sollte so 
kurz wir nöglich sein. Wählbar war nur, wer 5 Jahre Betriebszuge- 
hörigkeit in einem Privatunternehmen nach'nreisen konnte und wer in 

+) amerikanischer Gewerkschaftsdach~erba~d 
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den vergangenen 10 Jahren nicht für politische Ämter kandidiert und 

keiner politischen Partei angehört hatte. Für die Schulung der so 

ausgesiebten neuen Funktionäre hatte die Hans-Seidel-Stiftung der 

CSU ihre Unterstützung angeboten. Mit der Juntainstitution 'Insti- - 
tut für gewerkschaftliche Studien' wurde ein Kooperationsabkommen 

geschlossen, um 'politisch neutrale' Gewerkschaften aufzubauen. 
Finanziert werden die Kurse von der Aans-Seidel-Stiftung. 

Die auf die beschriebene Weise durchgeführten Wahlen 

umfaßten schließlich nur ca. 13 % der chilenischen Werktätigen! Al- 
lerdings stellten sich die gewünschten Erfolge trotz aller Bemühun- 

gen nicht ein. Es wurden mehrheitlich kämpferische, fortschrittliche 

Arbeiter gewählt, die bisher wenig bekannt und hervorgetreten waren. 

Dadurch, dafl die bekannteren Arbeiterführer entweder ermordet wur- 

den, im Gefängnis sitzen, ins Ausland fliehen mußten oder durch die 

Bestimmungen der verordneten Gewerkschaftsvahlen an einer Kandida- 

tur gehindert wurden, ergeben sich allerdings Probleme für die neu 

gewählten Vorstände: Sie werden von Arbeitern gebildet, die in Fra- 

gen der gewerkschaftlichen Organisierung und Verhandlungsführung 

noch völlig unerfahren sind. 

Ein Gesprächspartner, der die Verhältnisse im Bereich 

der Landarbeitervewerkschaft aus eigener Erfahrung gut kennt, schil- 
derte uns die Auswirkungen des neuen Arbeitsstatuts in diesem Be- 

reich. Danach gibt es keinen Unterschied zwischen Arbeitern und Land- 

arbeitern mehr. Damit ist verbunden, daß es nur noch auf der Ebene 

landwirtschaftlicher Betriebe (Fundo) Gewerkschaften geben darf. 

Voraussetzung ist, daß auf dem Fundo mindestens 9 Landarbeiter he- 
schäftigt sind. Tariffähi~ gegenüber dem Fundobesitzer ist die Ge- 
werkschaft allerdings erst, wenn sie mindestens 15 Mitglieder be- 
sitzt. Auf vielen Fundos ist es nicht möglich, diese Voraussetzun- 
gen zu erfüllen. Unser Gesprächspartner schätzte, d a  von den Fun- 

dos, wo es überhaupt Gewerkschaften gibt, nur 22 % Icollektive Ver- 
träge abschließen können. In den übrigen Fällen müssen die Landar- 
beiter einzeln mit dem Pundobesitzer die Arbeitsverträge aushandeln. 

Gegenüber den Verhältnissen vor dem Putsch sind das ein- 
schneidende Verschlechterungen: Vorher hatten die Landarbeiter das 

-Recht, ihre Gewerkschaften frei zu wählen und sich auf Örtlicher 
Ebene zusammenzuschließen. Diese örtlichen Verbände waren wiederum 

gegenüber allen örtlichen Fundobesitzern tariffähig. Unter den ge- 
genwärtigen Bedingungen ist die Zahl der gewerkschaftlich organi- 



sierten Landarbeiter von vorher 250 000 auf 50 000 gesunken. Die 

Bildungsarbeit der Gewerkschaft, die früher von den Fundobesitzern 

finanziell teilweise mitgetragen werden mußte, kann heute nur noch 
in bescheidenem Umfang mit Hilfe ausländischer Spenden aufrechter- 

halten werden. 

Dieses Beispiel macht noch einmal deutlich. welche Zie- 
le mit dem 'Plan Laboral' verfolgt werden: 

Die gewerkschaftliche Bewegung, die nicht völlig zerschlagen wer- 

den konnte, soll zersplittert und geknebelt werden, damit der Druck 
der Arbeiterschaft nicht wirksam werden kann. 

Rolle der Kirche 
Die katholische Kirche verfügt in Chile über gro5en Einflu5. Bisher 

hat die Militärdiktatur keine direkte Konfrontation mit ihr gewagt. . 
Für den Widerstand gegen die Diktatur ist das humanitäre Engagement 
der Kirche von großer Bedeutung. Allerdings hängen die konkreten 

Formen dieses kirchlichen Engagements von der jeweiligen Einstel- 

lung der lokalen Kirchenoberen ab. So deckt 2.B. der im Rahmen der 
Kirche liberale Kardinal von Santiago, Silva Henriquez, die Arbeit 

der 'Vicaria de la Solidaridad'. In der Hafenstadt Valparaiso, wo 

der örtliche Kirchenobere politisch rechts steht, ist die Arbeit 
der 'Vicaria' in dieser Form nicht möglich. 

Die 'Vicaria de la Solidaridad' (Sclidaritätsvikariat) 

ist eine Institution der katholischen Kirche, sie kümmert sich um 

die politischen Gefangenen, um deren Angehörige, um die Armen in 

den Elendsquartieren, um die Kinder und Arbeitslosen. Im Rahmen 
dieses humanitären Engagements unterstützt die'Vicaria'Volksküchen. 
'Polykliniken' in den Slums, sie organisiert eine sogenannte Arbeits- 
losenbörse und Feriencamps für die Kinder,der Armen. Von der 'Vica- 
ria' stammt auch eine mittlerweile auf 7 Bände angewachsene Doku- 
mentation über die Verschwundene. Darin werden für jeden Fall bio- 

graphische Angaben gemacht und die Umstände des 'Verschwindens' ge- 

schildert. Die Arbeit der 'Vicaria' wird von den staatlichen Stel- 

len geduldet, wohl in erster Linie, weil sie von einflußreichen 
Kirchenleuten gedeckt wird. Allerdings kommt es schon vor, daß die 

Mitarbeiter durch nächtliche Telefonanrufe belästigt werden, und 
man versucht, ihre Kinder einzuschüchtern, wie uns eine Mitarbei- 



terin schilderte. Versuche der Einschüchterung haben in jüngster 

Zeit stark zugenommen. 

Die 'Vicsria' gibt die Zeitschrift 'Solidaridad' heraus, 

von der wir bereits gesprochen haben. Sie erscheint zur Zeit mit 
einer Auflage von Cs. 25 000 Exemplaren und wird von einem festen 
Journalistenstemm in Santiago erstellt. In den Beiträgen wird über 

die sozioökonomische Lage der Arbeiter, der Armen, der Arbeitslosen 

usw. berichtet, es gibt Berichte über die Probleme im Gewerkschafts- 

bereich, über Streiks oder über Aktionen wie 2.B. zum Internatio- 

nalen Frauentag am 8. März. Natürlich wird auch über kirchliche und 
religiöse Belange berichtet. Die 'Solidsridad' gehört jedoch zu den 

wenigen legalen (d-h. geduldeten) Presseereeugnissen, in denen man 

überhaupt Nachrichten über die Lage der Massen und über die Oppo- 

sition gegen die Diktatur finden kenn. 

Menschenrechtsgruppen 
In vielen Orten sind sogenannte Menschenrechtsgruppen entstanden. 

Sie sind ein Versuch, den Widerstand in den verschiedenen legalen 

und halblegalen Bereichen zu koordinieren. Aktivisten aus verschie- 

denen Bereichen wie Gewerkschaften, Gesundheitswesen, Kultur etc. 

schließen sich hier zusammen. Oft sind kirchliche Gruppen der le- 

gale Rahmen und Schutz dieser Gruppen. Genossen in Valparaiso ba- 

ben uns erklärt, da8 sie ihre Arbeit in der Menschenrechtsgruppe 

auf drei Bereiche konzentrieren: 

- Gewerkschaften: Da es wie erwähnt im gewerkschaftlichen Bereich 
das Problem der Zersplitterung und Atomisierung gibt, wird der 
Versuch gemacht, die Vertreter kleinerer Gewerkschaften zu sam- 
meln. So wurden in Valparaiso über 50 Gruppen zu einem Treffen 
eingeladen. Daß schließlich 10 kamen, wurde von den Genossen als 
Erfolg gewertet. 

- Soziales: Hier geht es vor allem um die Koordinierung und Unter- 
stützung der Arbeit in den Volksküchen und der medizinischen Ver- 

sorgung der Armen ('Polykliniken'). 

- Kultur: Hierzu gehört die Unterstützung von Peiias u ~ d  allgemein 

die Förderung der Volkskunst (Musik, Handwerk U-ä.). ' 



Alle genannten Bereiche sind auf die Tagesbedürfnisse und -nöte der 

Menschen bezogen. Diese Nöte wurden durch die staatliche Repression 

in vielcn Iiereichen unerträglich gesteigert, z.B. durch die Zer- 
störung wirklicher Selbstverwaltungsorgane in den Poblaciones (Sied- 

lungen). lieben dem sozialen und humanitären Aspekt sind aber alle 

genannten Einrichtungen und Pormen auch Sanmeluunkte des Widerstan- 
des, Treffpunkte, Orte des i4einunp;saustauschs und des politischen 
Lernens. Und es sind Orte der Verankerung der politischen Kader in 

den Massen. 
oreilich gibt es auch Probleme. Die Massaker des Mili- 

tärre~ißes nach dem Putsch haben bei einem großen Teil der Massen 

die gewollte lähmende Angst erzeugt. Auch wenn diese Angst heute 

deutlich nachgelassen hat, ist ihre Wirkung noch zu spüren. Mitglie- 

der der Menschenrechtsgruppe in Valparaiso wurden in einer Poblacion 

mit Stöcken empfangen, als sie das Gespräch mit den Bewohnern suchen 

wollten. Diese hatten Angst, in der Folge Opfer staatlicher Re- 
pressionsmaßnahmen zu werden. Andere Schwierigkeiten beziehen sich 

auf die Zusammenarbeit politisch unterschiedlich orientierter Men- 

schen im Widerstand. Vor der jetzigen Gruppe existierte in Valpara- 

iso eine Menschenrechtsgruppe mit starkem Einfluß der Kommunisti- 
schen Partei Chiles. Aus Gründen, die wir nicht in Erfahrung brin- 

gen konnten, zerfiel diese Gruppe. Die nicht zur KP gehörenden Ge- 

nossen entschlossen sich, in einer im Rahmen der Kirche parallel 

entstandenen Gruppe mitzuarbeiten und sich dort Einfluß zu ver- 
schaffen. Die Genossen der KP allerdings haben diesen Schritt nicht 
vallzogen und sich in diesem Bereich selbst isoliert. 

Volksküchen 
Volksküchen (Comedores Infantiles) sind Einrichtungen in den Armen- 

vierteln, in denen vor allem Kinder, die zu Hause nichts oder nur 

unregelnäfiig zu essen bekommen, deren Eltern Probleme haben, die Er- 
nährung der Familie sicherzustellen oder um die sich überhaupt nie- 

mand mehr kümmert, Frühstück und Mittagessen erhalten. Der Anstoß 

für diese Einrichtung kam meistens von außen, mittlerweile werden 
sie aber von den Betroffenen - das sind meist die Mütter der Kinder, 
die dort essen - selbst organisiert. Initiator war in vielen Fäl- 
len die 'Vicaria de la Solidaridad', die nach wie vor die Volks- 



küchen u n t e r s t ü t z t ,  a b e r  auch e i n e  gewisse  K o n t r o l l e  ausüb t .  I n  

San t i ago  werden von den Volkslcüchen Ca. 18 000 Kinder b e t r e u t .  Wie 

schon erwähnt ,  s i n d  d i e  Volksküchen n i c h t  n u r  E n ~ l ä t z e ,  sondern  

auch Tre f fpunk te  f ü r  Kinder ,  Jugend l i che ,  a b e r  auch  Erwachsene. 

Die ' V i c a r i a '  h a t  d a s  Konzept d e r  Volksküchen wei tere-wickel t  und 

o r g a n i s i e r t  Feriencamps f ü r  Kinder ,  de ren  E l t e r n  s i c h  ke inen  Urlaub 

l e i s t e n  können. 

I n  S a n t i a g o  haben w i r  e i n e  s o l c h e  Volksküche besuch t .  M i t  Ca. 250 

b e t r e u t e n  Kindern hal idel te  e s  s i c h  dabe i  um e l n e  d e r  ~ r ö ß t e n  i n  d e r  

S t a d t .  I n  d e r  näheren Umgebung Rib t  e s  10 w e i t e r e  E in r i ch tungen  d i e -  

s e r  A r t .  Es f inden  regelmä3itge T r e f f e n  d e r  M i r a r b e i t e r  d e r  Volks- 

küchen i n  d i e s e r  Gegend s t a t t .  Bevor e i n  Kind auf~enommen w i r d ,  e r -  

kundigen s i c h  d i e  Veran twor t l i chen  d e r  Vollrsküche, ob urirlclich Be- 

d ü r f t i g k e i t  v o r l i e g t .  J e d e s  Kind mun s i c h  e i n e r  r e g e l a ä n i ~ e n  Ge- 

sundhe i t sun te r suchung  u n t e r z i e h e n  und p r o  'Woche u m S e r e c h e r  1 0  

P f e n n i ~  B e i t r a g  zahlen.  Js n i b t  a l l e r 3 i n g s  R inder ,  d i e  d i e s e  1 0  

P f e n n i g  n i c h t  a u f b r i n e n  könlen oder  i i e  d i e  Gesunu>eitsictersuc!lunir 

versäumt haben. Die Frauen i n  d e r  Volkslcüche e r z ä h l t e n  u n s ,  da3 l i i o r  

e i n  K o n f l i k t  zwischen ihnen und dem zust5qdigen P f a r r e r  l i e z e .  

L e t z t e r e r  möchte d i e  Kinder ,  d i e  d i e  Aufla?en n i c h c  e r l u l l t  haben,  

aus  d e r  'Jo1ks:cüche aussch l i eCen ,  d i e  ?raue? s i n d  d a g e ~ e n .  Der P fa r -  

r e r  habe auch angedroh t ,  d i e  Volksiricnc vorüher6Tehend zu s c n l i e - e n  

( s i e  b e f i n d e t  s i c h  i n  dex Rä~men  d e r  k i r c h l i c h e n  Gemeinde), v o z u  c r  



als Brizründun,; 'unsoziale' Verhaltensweisen der Kinder angeführt 

:ist<?. 

l!i der Re~el erhalten die Kinder Frühstück und Mittag- 

essen, hurir:ri-:C grwachsene bekommen ebenfalls Essen, wenn sie da- 

rum bitten. Ule i'rauen in der Volksküche, die wir besucht haben, 

haben in der 'Woche filr die 250 Kinder 2 kg Pleisch und 150 Eier. 
Allerdin~s ~ i b t  es nur dann tatsächlich Pleisch, wenn es jemand 

~Ünsti:: besoryen kann, da das Geld nicht ausreicht, um normal beim 

Metzger einzukauien. Zin Bäcker schenkt ihnen altes Brot. Aufbak- 

Xen können sie das harte Brot allerdings nicht, weil das Gas für 

den Kocher zu teuer ist. Manchmal schenken ihnen die Händler auf 

dem Markt auch etiuas Gemüse. Grundnahrungsmittel in der Volksküche 

sind Nudeln, Maisbrei und Bohnen. 

Probleme gibt es bei der Beteiligung der Mütter an der 

Arbeit Über die ganze Woche. Viele Familien sind zerrüttet oder 

existieren nicht mehr, viele iiiütter kümmern sich unter dem Druck 

der Not nicht sehr un ihre Kinder. Diese Mütter beteiligen sich 

auch nicht an der Arbeit der Volksküche. Auch hier gibt es Kon- 

flikte mit dem Pfarrer. Dieser möchte, daß nur die Kinder versorgt 

werden, deren Mütter sich auch an der Arbeit beteiligen. Die akti- 

ven Frauen sind dagegen und kümmern sich auch um die Kinder, deren 

?lütter sich nicht an der Arbeit der Volksküche beteiligen. 

Arbeitslosenbörsen 
in verschiedenen Ge~enden Santiagos haben sich sogenannte Arbeits- 

losenbörsen gebildet, wo sich Arbeitslose zusammenschließen, um auf 

~emeinschaftliche ;$eise ihren Lebensunterhalt zu sichern. Es han- 
delt sich un kleine kierkstätten, die oft in kirchlichen Räumen in 

den Armenvierteln ein~erichtet sind. Dort werden handwerkliche und 

lcünstlerisclie Produkte hergestellt, 2.B. die Stoffbilder (arpilleras), 

die auch bei uns bekannt sind. Die 'Vicaria' stellt das benötigte 

Platerial zur Verfü~urg, kauft für eine bestimmte Summe monatlich 

fertige Produkte auf und vertreibt sie über ihre Einrichtungen. Die- 

se Arbeitslosenbörsen sind in besonderem MaBe auch Treffpunkte; 
Orte, wo sich a i e  i1rheii;slosen orzanisieren, wo sie über ihre Pro- 

bl~eici reden k~rnen und versuchen, sie zerneinsam zu verzrbelten. In 

.,anrin,;o sind ca. 20011 ?ersonon in solchen Arbeitslosenbörsen oraa- 



nisiert (Stand 1978); .es sind die pblitisch bewußteren Arbeitslose':, 

die sich hier zusammenschliei3en. Ansätze zu organisierter Zusammen- 

arbeit mit den gewerkschaftlichen Vertretern der 'Coordinadora Sin- 

dical' sind vorhanden. 

Der erwähnten Volksküche, die wir besucht haben, war ei- 

ne solche Arbeitslosenbörse angegliedert. Konkret ist das ein Raum 

mit zwei Webstühlen und einigen Bänken. Dort waren  rauen der urn- 
liegenden Siedlung mit der Herstellung von üti>l::.liern beschäfti~t, 

zwei Männer arbeiteten an den Webstühlen. Sie C r:::i!il:en uns, dafi die 
'Vicaria' pro Person und Monat für ca. 50 21~1 Produkte aufkauft und 
weitervertreibt. Die Mitglieder dieser Arbeitslosenbörse kümmern 

sich auch um andereprobleue ihrer Siedlung. So ha'ten sie sich ein 

Programm für die Schulkinder vorgenommen. Es sollte ermittelt wer- 

den, wieviel Schulkinder es überhaupt in der Siedlung gibt, wieviel 

davon wirklich in die Schule gehen,und es sollte sichergestellt wer- 

den, daß wirklich die Ärmsten die - geringen - Zuschüsse des lii- 
nisteriums bekommen. 

Die Mitglieder der Börse, mit denen wir ges?rocl.cn iiu- 

ben, haben berichtet, sie hätten schon öfter Besuch von hu;lUndern 

gehabt - darunter auch Vertreter von Chile-Komitees - d i .  ~ v l e l  ver- 

sprochen, aber nichts gehalten hätten: "Wenn sie zcrücl: z ~ n d ,  haben 
sie die Armen Chiles vergessen.' Sie konnten auch richl. verstehen, 

daß die Stoffbilder, für die die Frauen pro Stück Ca. I >  - 20 DM be- 

kommen, in Europa wesentlich teurer verkauft werden, bei uns kosten 

sie ca. 40 DM. Zumindest war ihnen nicht klar, was mit den tiberschü;- 
Sen geschieht, welche politische Arbeit o.ä. damit finanziert wird. 

Während unseres Besuches in der Vol lc sküche /Arbe i t s lo se~-  

börse erschien auch eine Gruppe aeerikanischer Frauen Cvermutlich 
von einer Wohltätigkeitsorganisation), geführt von einer Vertre- 
terin der 'Vicaria'. Frauen und Kinder mußten sich im Ealbkreis 

gruppieren, um fotografiert zu werden. Ein Arbeiter in der Arbeits- 

losenbörse erklärte, das sei der neue 'Tourismus der Armut'. "Wenn 

sie fotografieren wollen, warum gehen sie nicht in den Zoo? Warum 

fotografieren sie, wenn sie doch nicht die Wahrheit sagen wollen?" 
Er meinte weiter, daß die Armut in Chile kein lokales, sondern ein 

grundsätzliches Problem sei: "Um das zu ändern, muß man das ganze 
politische System umstellen. Die Einheit ist die wichtigste Voraus- 

setzung. " 
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Gesundheitswesen 

D a s  c h i l e n i s c h e  Gesundhei tssys tem is t  noch weitgehend s t a a t l i c h  or-  

g a n i s i e r t .  

Die s t a a t l i c h e  KrankenversorEun': i s t  gemessen an  unse- 

r e n  PIaRszäben ä u ß e r s t  mangelhaft .  Aunerdem g i b t  e s  e i n e  große Zahl 

von Menschen, d i e  weder von dem s t a a s l i c b e n  System e r l a ß t  werden 

( A r b e i t s l o s e ,  S t r a ß e n h ä n d l e r  isd.) noch s i c h  e i n e  t e u r e  p r i v a t e  

Versorgung l e i s t e n  können. Der Zwang, zum Arz t  gehen zu müssen, 

wird da&Jrch e r h ä h t ,  daPd g r u n d s ä t z l i c h  a l l e n  Kedikamenten, d i e  man 
i n  Apotheken kaufen :tarn. d i e  H i n w e i s z e t t e l  f ü r  Gebrauch und Do- 

s i e rung  ontnomnen s i n d .  

I m  Hahren i h r e r  ökonomischen P o l i t i k  ist  d i e  J u n t a  be- 

s t r e b T ,  d i e  Kosten d e r  s t a a t l i c h e n  :esundhei tsversor%ung zu senken 

r r i t  d e r  l ä n c e r f r i s t i x e n  Perspel r t ive  e i n e r  q e n e r e l l e n  E'rivatisierun!:. 

I n  d i e s e x  Zusaßnechrnr: ist  d i e  ¿ntl.assm.& von 4700 B e d i e n s t e t e n  d e s  

s t a r t l i c k . e r  Cosu:dheitswesers z ~ i  se:ien, d i e  i m  Februa r  d i e s e s  J a h r e s  

vorgenommen wurde. E s  h a n d e l t  s i c h  dabe i  un med iz in i sche  A i l f s k r ä f t e ,  

Laborpe r sona l ,  a b e r  auch um Schures t e rnund  :&zte. Die o f f i z i e l l e  Se- 

~ r ü n d u n , ~  l a u t e t  l a k o n i s c h :  ' R a t i o n a l i s i e r u n c '  und 'Unfäbiglcei;' d e r  

Ent lassenen.  Genossen haben urs b e r i c h t e t ,  dar! & ~ r c h  d i e  Zn t l a s sungs -  

we l l e  d i e  ,yeiicr:rschaft l iche O r q a n i s a ~ i o n  i n  diesem 3 e r e i c h  p ra l t z i sch  

ze r s tö r ;  worden s e i .  J e d e r  habe Angst ,  daB e s  i h n  a l s  nächs ten  t r e i -  

f en  könnte.  Die S t e l l e n  d e r  L b t l a s s e n e n  werden z u  einem k l e i n e n  T e i l  

mir Personen neu b e s e t z t ,  d i e  entweder  über  den I* i indes t5eschäf t i -  

guqgsplan e i n g e s t e l l t  .werden, d i e  e i n e  g e r i n ~ e r e  ( $ u a l i f i k a t i o n  oe- 

s i t z e r .  oder  weniger D i e n s t j a h r e  h i r i t e r  s i c h  h rhen ,  i n  jedem F a l l  a l -  

so  b i l l i g e r  s i l d .  

3ii. &obende P r i v a t i s i e r u n g  d e r  Gesundheitsversorgun.: 

bedeutet e i l e  enorme S t e i ~ e r u n g  d e r  Kosten ,  wodurck s i e  f ü r  e i n e n  

grofien 'Teil  d e r  Bevölkerung une r schwing l i ch  inirae. B e r e i t s  j e t z t  

g i b t  e s  i n  den Armenvier te ln  k l e i n e  G e s u n d h e i t s s t a t i o n e n  ( ' P o l y -  

k l i n i k e n ' ) ,  d i e  s i c h  un d i e j e n i g e n  kümmern, d i e  n i c h t  von d e r  

s t a a t l i c h e n  ' I e r s o r y ~ n g  e r f a ß t  werden und s i c h  e i n e  p r i v a t e  n i c h t  

l e i s t e n  können. Diese  ' P o l y k l i n i k e n '  werden auch von d e r  ' Y i c a r i a '  

u n c e r s t ü t z t  und haben wie d i e  schon erwähnten i i n r i c h t u n g e n  (Volics- 

ktichen, A r b e i t s l o s e n b ö r s e n )  d i e  Doppelfunkt ion,  z u g l e i c h  ~ r e f f -  



- 

punkte und Zentren der Kommunikation zu sein. 

In Chile existiert noch eine Volkskunst, die diesen Namen weit- 

gehend verdient. Es handelt sich dabei um Musiker, Gedichteschrei- 

ber, Theatergruppen oder auch handwerkliche Künstler, die mit ihrer 

Tätigkeit noch tief in den Traditionen, in Denken und Fühlen der 

Massen verankert sind. Und es  ab schon imner eine enge Verbindung 
zwischen dieser Volkskunst und dem politischen Lied, Gedicht etc.. 

In diesen Zusammenhan~ gehören auch die -. Das sind 
Orte, Lokale, Cafes u.ä., wo Sänger, Liedermacher, Poesen, Theater- 

Gruppen auitreten. Die Penac haben nct~on eine lengere Tradition. 
Früher Ware:] es haupssächlich die l3reizeittrei'fpunl.te von linken 

Intellektuell.en. :$ährend der .P-Zeit wurden sie aber im eigentlichen 

1,Wortsir.n popul~&, sie öffnekeri sich der breiten Bevöllceriin.;. Die 

ver bin dun^ von Volkskunst und politischem Engagenent und den Cba- 
rakter einer in der Bevölkerung verwurzelten Institution Iiaben die 

PeEas ois heute weitgehend bewahrt. Soweit wir erfahren konnten, 

werden sie von der Diktatur gegenwärtig geduldet, was nicht aus- 
schließt, da8 man solchen Einrichtungen ständig Schwierigkeiten 

macht. Die PeEa spielt im kulturellen Bereich eine ähnliche TJlle 

wie Volksküchen etc.: Sie ist Treffpunkt und halblegale Form der 
Samm1ur.g des politischen Widerstandes. 

Vir haben in Valparaiso eine Peiia besucht, die von Ge- 
nossen aus verschiedenen politischen Organisationen betrieben wird. 

Sie wollen allen I<ünstlern, von denen viele arbeitslos sind, die 
Hö~lichkeit des Auftretens geben. Bisher konnten sie aber den Auf- 

tretenden noch nichts zahlen, da sich die Kosten der PeEa gerade 
über den Verkauf von Getränken decken. Die Kosten für Miete und Li- 

zenz betragen Ca. 700,- DM im Monat. Um den Behörden mönlichst we- 
nig formale Ansatzpunkte für Störung oder Sckließung der i'eiia zu ge- 
ben, haben die Genossen die weitestgehende und damit auch die 

teuerste Lizenz ~enommen. 
Sie berichteten uns von Schwierigkeiten mit der ört- 

lichen Or~anisation der Kommunistischen Partei. Als stärkste Organi- 

sation der Linken dominiert sie das kulturelle Leben der Stadt, zwei 
weitere PeBas werden von der W geführt. Unsere Gesprächspartner 



c t e l l t e n  d i e  Vermutung a n ,  daE a u s  Kre i sen  d e r  Kommunistischen Pa r -  

~ ; o :  ,?:,% Gerücht a u s g e s t r e u t  werde, i n  d e r  von uns besuchten Peiia 

verkeiiik,.r, 'Gehe ind iens tagen ten '  und ' T e r r o r i s t e n '  (damit  s i n d  d i e  

Ano;ehörl.;cri -l?c I'iIII ~ e n e i n t ) .  Z i e l  s e i  e s ,  Besuchein abeuschrecken 

und d i e  Peiia f i n a n z i e l l  auszutrocknen.  A l l e s ,  was d i e  KP n i c h t  

s e l b s t  k o n t r o l l i e r e ,  ve r suche  s i e  zu boyko t t i e ren .  Wir konnten d i e -  

s e  Vermutung n i c h t  überprüfen.  S o l l t e  s i e  r i c h t i g  s e i n ,  würde s i c h  

e i n  wenig rühmliches  B i l d  von d e r  P o l i t i k  d e r  W u n t e r  den Bedin- 

Runsen d e r  I 4 i l i t ä r d i k t a t u r  ergeben. 

Internationaler Frauentag 

Verfolgung und T e r r o r  nach dem P u t s c h  h a t t e n  d a s  Z i e l ,  d i e  Massen 

l ä n g e r f r i s t i ;  e inzuschüch te rn  und i h r e  A k t i v i t ä t  zu  lähmen. D i e s e s  

Z i e l  wurde zu einem wesen t l i chen  'Pe i l  e r r e i c h t .  Zwar schwindet d i e  

psychische  n'irkiinr: des  T e r r o r s  langsam, a b e r  e s  is t  e i n  l a n g e r  Pro- 

ze!!, i n  dem d i e  Plenschen d i e  A n ~ s t  überwinden. K l e i n s t e  Widerstands- 

ak t ionen  werden i m  Keim e r s t i c k t .  So wurde uns b e r i c h t e t ,  daß s i c h  

an d e r  Pädagogischen F a k u l t ä t  d e r  U n i v e r s i t ä t  am P u t s c h - J a h r e s t a g  

d i e  c h r i s t l i c h e n  S tuden ten  Traue rk le idung  a n l e g t e n .  S i e  wurden um- 

gehend v e r h a f t e t .  

r o t z d e n  g i b t  es a b e r  immer wieder k l e i n e  und auoh 

größere  Aktionen d e s  P r o t e s t e s  gegen d i e  D i k t a t u r .  I m  l e t z t e n  J a h r  

wurdenerstrnals wiede r  e i n e  ,yröfiere Naikundgebung 2, und Aktionen 

zum I n t e r n a t i o n a l e n  Zrauen tag  durchgeführ t .  Die Aktionen zun 

Brauentafi werden von a l l e n  l i n k e n  Gruppen g e t r a g e n ;  auch wenn d i e  

K? den ):röBten E i n f l u ß  b e s i t z t ,  i s t  e s  keineswegs de ren  P a r t e i a n -  

g e l e g e ~ b e i t .  Auch zum d i e s j ä h r i g e n  Frauen tag  waren Aktionen ge- 

o l a n t .  Die Gewerkschaf ter  d e r  'Coordinadora  Nacional  S i n d i c a l '  

(CNS) hat:en dazu auf i ;erufen,  am 6. März Kundeeoun,qen durchzuführen.  

1 )  Movimiento d e  I z q u i e r d a  Revo luc iona r io :  Beweguns d e r  r e v o l u t i o -  
nären Linken 

2 )  Der d i e s j ä i i - i z e  1. ikiai konnte n i c h t  a ls  S t rn .5endenons t ra t ion  
durch::ciührt :.,erden. I n  den Lateinanerika-;'lachrichten 62, J u n i  
1YbL i s t  e i n  B e r i c h t  v e r ö f f e n t l i c h t .  



Die Antwort d e r  Zegierung war Verbot.  S i e  a r g u n e n t i e r t e ,  de r  I n t e r -  

n a t i o n a l e  Frauentag s e i  e i n e  Bommunistische Srf indung lind iesiie?en 

s e i e n  a l l e  Aktionen a n l ä ß l i c h  d i e s e s  Tages i l l e g a l .  Irn übri:en habe 

d i e  c h i l e n i s c h e  Frau  genug S t o l z  und Ehre ,  s i c h  n i c h t  an so lchen  

Aktionen zu b e t e i l i g e n .  

Am Abend d e s  8. März waren w i r  i n  Va lpa ra i so .  A l s  wir 
auf d i e  S t r a ß e  t r a t e n ,  waren ü b e r a l l  Kenschen. g s  war k e i n  Demonstra- 

t i o n s z u g ,  a b e r  es d räng ten  s i c h  d e u t l i c h  mehr Menschen a l s  ncrr .al  

auf den Gehsteigen. Und ü b e r a l l  s t anden  Gru-pen von P o l i z i s t e n ,  zu 

v i e r t  oder  f ü n f t .  I n  weniqen Plinuten h a t t e n  w i r  übe r  30 P o l i z i s t e n  

g e z ä h l t .  B i s  w i r  s c h l i e ß l i c h  d i e  Ylaza e r r e i c h t  h a t t e n ,  wo d i e  

Kundgebung s t a t t f i n d e n  a i l l t e ,  v a r  schon a l l e s  vorüber.  Eine  T e i l -  

nehmerin, m i t  d e r  w i r  ansch l i eßend  ~ e s p r o c h e ~  haben, b e r i c h t e t e ,  

d i e  P o l i z e i  habe s o f o r t  e ingegr i f f e r . .  Die Demons";ranten h ä t t e n  s i c h  
7 l t  'und auf d e r  ganzen P laaa  v e r s t r e u t  versammelt ,  V1iii;blätter v e r t e l  

Pa ro len  pesen d i e  J u n t a  gerufen.  Die P o l i z e i  habc s i c n  vor  a l l em 

! ~ ~ l ~ ~ p ~ i ~  ;: ¿ i i  i... ~ e n o r i i i t r a n t i r ~  G ~ ; D I  ' . . C  . : Y ! . ,  ' u n , e i i  

s o l che  Personen h e r a u s g e g r i f f e n ,  d i e  i h r  o e r e i t s  irqendivie '3ekanrit 

waren. Unsere Gesprächcoar tner in  war d e r  Meinung, d i e  P o l i z e i  s e i  

t r o t z  a l l em v e r g l e i c h s i i e i s e  v o r s i c h t i s  vorge;.an%en ( i n 1  I l n t e r sch ied  

zu f r ü h e r e n  Aktionen).  Eine US-3ürgerin, d i e  v ö l l i g  u n b e r e c h t i x t  

e d n f a l l s  festgenommen wurde, l i e ß  man s o f o r t  wieder f r e i ;  d i e  

Rüc~s ich tnahme auf a u s l ä n d i s c h e  Reakt ionen s p i e l e  e i n e  n i c h t  zu 

un te r schä tzende  R a l l e .  Die Genossin war auch optimis:isch h i n s i c h t -  

l i c h  d e r  Verhaf te ten.  Nach i h r e r  Meinung kämen s i c  nach e i n i l e n  



Tao;en wieder frei und würden - von Geldstrafen abgesehen - nicht 
weitcr verfolst, weil die Regierung im Ausland kein Auf-ehen 

erregen xol~le. Sie schätzte die Aktion als einen Erfolg ein, als 

einen Ausdriick der schwindenden Angst. Vor 4 Jahren sei eine sol- 

che Aktion noch nicht möglich gewesen. An Manifestationen dieser 

Art beteiligen sich in starkem Ma3 Hausfrauen und Juaendliche. Wir 

haben uns diese Tatsache so erklärt. daß Jugendliche (v.a. Schüler 

und Studenten) meist noch keine Familie zu versorgen haben; sie ha- 

ben den Terror nach dem Putsch nicht so direkt miterlebt und sind 

daher eher bereit, Risiken einzugehen. Die Hausfrauen sind dieje- 

nigen, die den Lebensunterhalt der Familien zu organisieren haben 

und die die materiellen Verschlechterungen am deutlichsten zu spü- 

ren bekommen. Bei den berufsrätigen Männern spielt dagegen eine Rol- 

le, daß die Teilnahme an solchen politischen Demonstrationen den 

Verlust der Arbeitsstelle mit sich bringen kann, unter den Bedin- 

gungen hoher Arbeitslosi~keit eine existentielle Gefahr. 

Am Vorabend des 8.  März fand in der Pena, die wir be- 

sxht haben. eine VeranSialtune: zum Internationalen Frauentag statt. 

Die Bühne war mit Bildern von Pablo Neruda, Violetta Parra und 

Victor Jara sowie einem Transparent nit der Aufschrift 'Dia Inter- 

national de 1a Mujer' (Internationaler Tag der Yrau).geschmückt. 

Der kleine Raum war mit Ca. I00 Personen bis auf den letzten Platz 

gecüllt. Zs waren zumeist jüngere Ziliarer und Frauen aller Alters- 

stufen. An diesen Abend traten auch Künstler aus anderen Ferias auf. 

Lieder und Gedichte, die die Kritik an der Diktatur besonders klar 
zum Busciruck brachten oder die das Sciicksal der Verschwudenen und 

2rmordeten zum Thema hatten, wurden vom Publikum mit lauter Zu- 

otimmuns bedacht. Diese Veranstaltung fand kurz nach den &Ereignis- 

sen auf der Plaza statt. Sie ist ein Ausdruck der ~egenwärtisen 
Situation, in der der Protest insoweit seduldet wird, als er sich 

nicht öffentlich manifestiert. 

In Santiaao fand zur gleichen Zeit wie in Valparaiso 
eine ähnliche Aktion statt. In der Zeitschrift 'Solidaridad' Nr. 88 

wurden unter dem Titel "8. März - Brot, Rosen ... und Verhaftungen" 
die Ereignisse so ceschildert: 

"Außer den Menschen, die am 8. März 1980 auf die Strane gingen, 
sah man im Zentrum der Hauptstadt ein großes Polizeiaufgehot. 
Uniformierte und zivile Heante, sourie eine große Zahl von Frau- 
en des Sicherheitsdienstes waren mit verschiedenen Fahrzeugen 
unterwegs, mit Folizeimotorrädern, Polizeibussen, aber auch mit 



normalen Bussen und Taxis. 

Uemonstration zum lnternatlona~en irauen- 
tag im Zenzrum von Santiago 

. ~7 

HuGfanos. 
Der alte Gewerkschaftsführer Clotario Best wurde in sei- 

ner Wohnung durch Zivilbeamte festgehalten, die sich nicht aus- 
gewiesen hatten. Sie kamen um 10 Uhr 20 in das Haus des Gewerk- 
schaftsführers und hielten sich dort 2 Stunden auf,,ohne einen 
Befehl der Justiz oder der Verwaltunnsbehörde vorwelsen zu kön- 
nen. 

Die SicBerheitskräfte verhafteten 110 Kenschen. Die 66 
Männer wurden zum 5. Polizeirevier gebracht, die Frauen wurden 
im 1. untergebracht. ... Bei Redaktionsschluß wvrie bekannt, 
daß die Männer in einen Hungerstreik getreten sind, UT ihre 
Forderung nach Freilassung und ihre Solidarität mit den ver- 
hafteten Frauen auszudrücken." 

Wir haben später erfahren, daR die Verhafteten eine Woche lang fest- 

gehalten wurden, der ~röiiere Teil wurde iann freigelassen. Xine 

Gruppe - nach offiziellen Angaben 12 ?exso;irn - wurde jedoch ent- 



sprechend einer neuen gesetzlichen Regelung in die Verbannung ge- 

schickt. D-h., sie werden gezwungen, bis zu einem Vierteljahr in 

irgendeinem entlegenen Ort zu bleiben. Erst im März 1978 hoben die 

Behörden in Chile den Belagerungszustand und die nächtliche Aus- 

gangssperre weitgehend auf. Der Ausnahmezustand blieb allerdings 
weiter bestehen und wurde nach einer 5-monatigen Verlängerung im 

letzten Jahr in diesem Jahr um weitere 6 Monate verlängert. Die 
Verbannungsregelung gibt dem Innenminister das Recht, 'zersetze- 

rische Elemente' für 3 Monate in entlegene Gegenden zu schicken 
oder sie unter Hausarrest zu stellen. Bei solchen Maßnahmen muß 

man immer in Rechnung stellen, daß die Betroffenen in den meisten 

Fällen ihren Arbeitsplatz verlieren. 
Nie ist es den Verbannten ergangen? Die Zeitschrift 

'Solidaridad' berichtet in der Nr. 93 (Mitte Mai 19801 unter der 
Oberschrift 'Verbannte - das andere Exil' über das Schicksal der 
Verbannten. Aus diesen Bericht geht hervor, daß die Junta ihr Ziel 
nicht erreicht hat, die von dieser Maßnahme Betroffenen einzu- 

schüchtern und zu isolieren. Wir geben im folgenden einige Passa- 
gen des Artikels zusammengefaEt wieder: 

Die Mehrheit der Verbannten hat in den Dörfern, wohin 
man sie geschickt hat, eine große Solidarität durch die dortigen 
Bewohner erfahren. Sie wurden von ihren neuen Nachbarn unterge- 



- bracht, zum Essen eingeladen,und soweit wie möglich hat man ihnen 

auch eine Arbeit im Rahmen des Mindestbeschäftigungsplanes (PM) 
verschafft. Die Erfahrungen und Erlebnisse der Verbannten in den 

zumeist sehr armen Dörfern haben sie in ihrer Haltung bestärkt. 
"Diese Leute - sagte einer der Verbannten - haben mir gezeigt, daß 
wir recht haben, daß wir uns auf dem richtigen Weg befinden ...Ir, 
ein anderer sagte: "Durch die Verbannung bin ich gewachsen. Ich 

spüre immer mehr, daß unser Kampf richtig ist. Wir sind nicht ruhi- 
ger geworden, im Gegenteil, unser Wunsch zu kämpfen, ist noch grös- 

ser geworden." 
Allerdings hatten nicht alle Verbannten die Möglichkeit, 

in dieser Form mit der Bevölkerung in Kontakt zu kommen. Einer wur- 

de nachts im Zimmer seiner Unterkunft von der Polizei eingesperrt. 

Er durfte im Dorf mit niemandem reden, außer, das Gespräch wurde im 
Polizeirevier geführt. Ein anderer durfte sich nur im Umkreis des 

Polizeireviers bewegen. 

Gefangene und Verschwundene 
Anfang Februar dieses Jahres fand in einem Gefängnis der Hauptstadt 

Santiago ein Aufstand Gefangener statt. Nach Presseberichten waren 

daren 300 Gefangene beteiligt. Nach 1 1/2-stündigen Kämpfen wurde 
der Aufstand mit Waffengewalt niedergeschlagen. Uher die genaue Zahl 

der Opfer haben wir nichts erfahren können, sicher ist, daß es Tote 
gegeben hat. Wir haben 2 Wochen nach den 53eignissen mit Vertretern 
der 'Vicaria' gesprochen, die uns erklärten, daß bis zu diesem Zeit- 

punkt noch kein Rechtsanwalt ihrer Einrichtung Zutritt zu den Ge- 
fangenen erhalten habe. Der Aufstand wurde von politischen Gefange- 

nen organisiert, man hat sie mittlerweile in verschiedene andere Ge- 
fängnisse verlegt. In der chilenischen Presse wurde die 'Vicaria' 

der Rädelsführerschaft bei dem Aufstand angeklagt, ein Versuch, ihre 

Arbeit zu diskreditieren. 
Die Angriffe auf die Tätigkeit der 'Vicaria' haben sich 

in den letzten Monaten verschärft. Verschiedene Gebäude der Zin- 

richtung wurden beschossen und Mitarbeiter eingeschüchtert. Die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung - auch in Chile in den entsprechender 
Kreisen ein 'angesehenes' Blatt - hat in einem Bericht von Martin 
Gester diesen Angriffen neue Munition geliefert: Unter Berufung auf 



; l?formationen v o ~  'Christdeao1:raten'  wird s c h e i n h e i l i g  b e h a u p t e t ,  

c < i  . ,I-r S e s c h ä f t i ~ t e r i  d e r  ' V i c a r i a '  s e i e n  'Marx i s t en '  (im h e r r -  

schend,.:. '!-rztiindnis iss das  ohnehin f a s t  j e d e r  Gegner d e r  D i k t a t u r ) ,  

wohl wi s i enu ,  :,ss d a s  f ü r  d a s  humani täre  i n ~ a g e m e n t  d e r  ' V i c a r i a '  

bedeuter. karin! i i :~sa t i  Tür d i e  Menschenrechte a l a  F r a n k f u r t e r  All- 

,gemeine Z e i t u n ~ !  (V@. FA2 vom 15.7.1980). 
Nach dem Piitach h a t t e  d i e  M i l i t ä r j u n r a  Gefan~enenl 'ager  

e i n ~ e r l c h c e t ,  ce i lvre ise  i n  den u n w i r t l i c h s t e n  Regionen d e s  Landes,  

s o  i m  f a s t  a n t a r k t i s c h e n  Süden ode r  i n  v e r l a s s e n e n  Siedlungen d e r  

Salpeterminen i n  d e r  Atacana-Yüste d e s  Nordens. Heute s t e h e n  d i e s e  

G e f a n a e c e n l a ~ e r  l e e r .  Wir konnten uns durch Augenschein davon über-  

zeui?en, d3? z.B. das  b e r ü c h t i g t e  Lager  'Chacabuco' i n  d e r  Atacama- 

d ü s t e  t a z s ä c h l i c h  n i c h t  mehr b e l e g t  is t .  Cs ist  jedoch noch immer 

a l s  m i l i t ä r i s c h e r  S p e r r b e z i r b  ausgewiesen,  mönliche 'diedorver'xen- 

 dun^ i s t  n i c h t  ausgeschlossen.  Die n o l i t i s c h e n  Gefangenen wurden i n  

' n o r s a l e '  Gefängnisse  ü b e r f ü h r t ,  an  i h r e r  Lage h a t  s i c h  dadurch kaum 

etwas !;eündert. 

Einen besonderen F a l l  s t e l l e n  d i e  'Verschwundenen' da r .  

E s  h a n d e l t  s i c h  um Personen,  d i e  v e r h a f i e t  wurden und se i tdem spur-  

l o s  verschwunden s i n d .  Die Rc ,? i c rx~nc  e r k l ä r t ,  s i e  wisse  n i c h t s  über  

' 'W3 i s t  meLne Tochter? '*  



deren  Verb le ib .  Der Forderuna nach Aufklärung d e s  S c h i c k s a l s  d e r  

Verschwundenen ve r such ten  i m  verjrangenen J a h r  AngehöriEe durch  

Hungers t r e iks  i n  Kirchengebäuden i i i  verscliindener. c l i i l , m ~ ~ s c h e n  

S t ä d t e n  Nachdruck zu  v e r l e i h e n .  k h n l i c n e  S o l i 3 a r i t ä t s n l : t i o n e n  fan -  

den auch i n  Kuro3a s t a t t .  Es 7xsteP.t d i e  b e ~ r ü n d e t e  Vermutung, da3 

v i e l e  d i e s e r  Verschwiindenen ermordet wurden. ¿nde ?<?U vmrdeli i n  

d e r  Kalkmine von Lonquen i n  Aer iiiiie vor) 2antiai ;o d i e  Leiciien o,:;i 

1 '7 L a n d a r b e i t c r : ~  ;e!'uriden. d i e  v-in d e r  i o l i z e i  3efnl:ert  und e r -  

' mordet ;uorden waren. I . . i t t l ? r ~ , v e i l e  vurden :r,ei,;¿re scLciier ,;c!!~imcn 

.. :e ;L:, e s  C C ,  da rlie D~lc ta-  Massenzräbcr gefunden. ScP.uld' 

t u r  d i e  Verbrechen z:,licchen l ' , ' i j  - l '.,'ic amneskier t  h ü i .  

d i r  haben b e r e i t - :  ervr3il1it~ ial l  a i c  'VLcar i a r  e i n e  Uo- 

kumenta t ior  i b e r  d i e  Verschwunderien e r s t e i l t  h a t ,  d i e  m i t t l e r w e i l e  

auf 7 Bände angewachsen i s t .  iIeben deii d a r i n  erla:! ten und 10G :: 
dokument ier ten  ca .  650 Vällen l i b t  e s  wui tn rc  sa.  2000 Perssnen .  

über  deren Verb le ib  ' u d  Scl i icksal  iilz1:tc bekannt I s t .  . 
BUrgerliche Kräfte als 
Bündnispartner 7 
Die c h i l e n i s c i i e  !~ ; i l i cä rd i l c t acur  h a t  ökorioniisch e i n e  Verbinduni: von 

ausländischem und i n l ä n d i s c h e n  Ur3ßka? i t a l  z u r  Gr.indlage. Fo lge  da- 

von ist e i n e  extreme Konzen t ra t ion  von K a n i t e l  und p o l i t i s i h e m  Eiii- 

f l u n  i n  den Bänden weniger  Fami l i en ,  d i e  i n  Ss rb incung  n i t  a u s l ä n d i -  

schem K a p i t a l  Ökonomie und P o l i t i k  k o n t r o l l i e r e n .  üas  he r r schende  

ökonoaische Konzept b e i n h a l t e t  auch e i n c  Zilriickdrän,;urig d e r  Tür der, 

i n l ä n d i s c h e n  Markt produzierenden Klcin-  and N i t c e l i n d u s t r l c ,  & i e  

Förderung d e r  Zxporte i n  bestimmten Bereichen ( v o r  a l l em R o h s t o f f e )  

und e i n e  en t sche idende  E r l e i c h t e r u n g  f ü r  I a p c r t e  a u s  dem Ausland. 

Durch d i e s e  ökononicche P o l i t i k  d e r  J u n t a  Bera ten  zu- 

nehmend 'Tei le  d e r  e inheimischen Klein-  und Mit te1bour i ;eoic ie  unze r  

Druck. Insbesondere  s i n d  es abe r  t r a a i t i o n e l l e  'Tei ie  d e s  Kle icbur -  

gertums wie S t a a t s a n ~ e s t e l l t e  und bestimmte Sek to ren  d e r  i n r e l l i -  

genz,  d i e  durch d i e  Verschärfung i h r e r  m a t e r i e l l e n  Lebensbedin- 

gungen o b j e k t i v  nähe r  an  d i e  A r b e i t e r k l a s s e  und d i e  Nassen d e r  

s t ä d t i s c h e n  Armut ne rück t  werden. Daraus ergeben s i c h  neue Möglich- 

k e i t e n  von Bündnissen au f  d e r  Gr7mdlafe  des  Klassenkampfes. Inwie- 

weit  d i e s e  P lö~ l i cMce i t en  sciion e n t w i c k e l t  s i n d  und auch i h r e  sub- 



jektive Entsprechung in den Reihen des Kleinbürgertums haben, kön- 

nen wj.r nicht entscheiden. Wir haben Sympathisanten der Christde- 

mokratischen Partei getroffen, die praktisch die gleiche Arbeit 

machen wie Mitglieder linker ~rganisationen und die auch ein kla- 

res Bewußtsein von der Polarisierung in der chilenischen Gesell- 
schaft haben. Solche Formen der praktischen Zusammenarbeit, die 

sich unter den Bedingungen der Diktatur oft gsnz selbstverständ- 

lich ergeben, sind aber etwas ganz anderes als die Bündnisabsich- 
ten, die insbesondere von der Kommunistischen Partei an die Christ- 

demokraten als Partei heradgetragen werden. 
Die Christdemokratische Partei (PDC) ist nicht die Par- 

tei des Kleinbürgertums. Ini Unterschied zu ihrer weitgehend klein- 

bürgerlichen Mitglieder- und Sympathisantenbasis vertritt die PDC 

politisch die Interessen eines Teils der chilenischen Bourgeoisie: 
jenes Teils, der stärker auf den Binnenmarkt orientiert ist und 

durch die Wirtschaftspolitik der Diktatur, die exportorientiert und 

auf eine Liberalisierung der Importe (Zollsenkungen) ausgerichtet 

ist, benachteilist wurde. 

Sicher scheint uns zu sein, daß der Teil der Klein- 
und Mittelbourgeoisie, der selbst nicht unmittelbar von der Verar- 

mung bedroht ist, nicht für ein Bündnis gewonnen werden kann, das 
den Klassenkampf nicht ausschließt. Dieser Teil wäre zu einer Zusam- 
menarbeit mit den linken Organisationsn nur bereit, wenn er die Fuh- 

r;uig hat und die Linken garantieren, daR die chilenischen Massen ihre 
sozialen Forderungen auf unbesrimmte Zeit zurückstellen. Vor diesem 
Hintergrund sind die BLidnisprojekte der KP und von den Teilen der 

Sozialistischen Partei um Almeyda zu sehen. Die Problematik solcher 

Bündniskonzepte können wir hier nicht weiter verfolgen, Parallelen 
mit ähnlichen Konzepten in Kanpf gegen den Faschismus in Europa 
fallen jedooh auf. + )  

Wir wollen an dieser Stelle die Denkweise beschreiben, 
so wie sie uns in Chile in einer Reihe von Gesprächen begegnet ist, 
die wir mit Menschen führen konnten, die der Mittel-, =.T. auch der 

+) Wir weisen auf zwei Broschüren der Grunpe Arbeiterpolitik bin, 
die sich mit europäischen Erfahrungen des Kampfes gegen den Fa- 



Oberschicht zugerechnet werden müssen. In Chile ist - wie in allen 
kapitalistischen Ländern der 3. Welt - die Trennungslinie zwischen 
diesem Teil der Gesellschaft und dem Proletariat und den Massen der 

Armut in Stadt und Land materiell und vor allem bewußtseinsmäßig 

extrem scharf ausgeprägt. Auch wenn die unteren Schichten des Klein- 

bürgertums zunehmend unter Druck geraten, hatten wir doch den Ein- 

druck, daß sich auch der ärmste Kleinbürger noch zum 'besseren' 
Teil der Gesellschaft rechnet. Wir haben in den genannten Kreisen 

niemanden getroffen, der die Politik der Militärregierung offen 

unterstützt hätte, allerdings auch niemanden, der offen seine Oppo- 

sition bekundet hätte. Wir konnten weder aus diesen Gesprächen noch 

aus anderen sichtbaren Anzeichen den SchluD ziehen, daß die Dikta- 

tur gegenwärtig eine breitere Basis in der Bevölkerung hätte. 

Ein Hauptmerkmal im Denken dieser Leute läßt sich so be- 

schreiben: 
Die Annst vor einer möalichen Linksentwickluna; in der chilenischen 

Gesellschaft überwiest bei weitem Kritik und Opposition aenenüber 
der Junta. Die Militärdiktatur erscheint dabei als das kleinere 

Ubel. Zwar träumt das Kleinbürgertum von bürgerlich-parlamentari- - 
sehen Verhältnissen wie während der Regierungszeit des christdemo- 
kratischen Präsidenten Frei, Allendes Vorgänger, aber es gibt kei- 

nerlei konkrete Vorstellungen, wie das zu erreichen wäre. 

Die Zeit der Unidad Popular, insbesondere in der letzten 

Phase, ist dagegen mit traumatischen Erinnerungen an Chaos, Lebens- 
mittelknappheit und teilweise auch direkter Lebensbedrohung verbun- 
den. Dabei ist es zweitrangig, ob dieses Gefühl, das eigene Leben 
sei bedroht gewesen, eine reale Grundlage hat oder nicht. Ent- 

sprechend wird auch - trotz aller vorsichtigen Kritik an der Dikta- 
tur - der Militärputsch vom 11. September 1973 grundsätzlich Re- 
rechtfertigt. Er erscheint als Rettung vor Anarchie, Chaos und 

kommunistischer Unterdrückung. Die Zahlen über die Opfer des Put- 

sches werden allgemein als ausländische Propaganda und maßlos über- 

trieben abgetan. Zwar habe es 'einige' Tote gegeben, das sei aber 
bei so einem Ereignis normal und passiere überall auf der Welt. Und 
w e m  es darum geht, wer wen umbringt, dann ist es diesen Leuten 
-schon lieber, es kommt so, wie es gekommen ist. 

Für große Teile des Kleinbürgertums stellen die Arbeiter- 
klasse und die Massen der Armut eine dauernde Bedrohung dar. Da8 

diese Massen Forderungen erheben und versuchen könnten, sie auch 



3 , ~ r c h z u s e t z e n ,  wird a l s  Drohung m i t  dem eigenen Ruin empfunden. 

Oie , L i c t ~ c r u n , ~  e i n e r  k l e i n b ü r f l e r l i c h e n  E x i s t e n z ,  ge rade  auch i n  

Z e l t e t ,  ':,L. .i!esc m a t e r i e l l  bedroht  i s t ,  sch l i e ! i t  f ü r  den g r ö ß t e n  

T e i l  u n s e r e r  i ;esprächspar tner  a u s  diesem N i l i e u  immer noch d i e  &- 

i ü l l u n g  d e r  Anzprüche d e r  un te ren  Klassen aus .  Aus d i e s e r  Bewußt- 

s e i n s v e r f a s s u n g  r e s u l t i e r e n  geradezu a b e n t e u e r l i c h e  Formen d e r  Ab- 

grenzung und d e r  Verdrängung. Man v e r s c h l i e ß t  d i e  Augen vor  d e r ,  

R e a l i t ä t  d e r  Armut und d e s  Slends .  Es war erschreckend f e s t z u s t e l -  

l e n ,  wie w e a i ~  d i e  Bewohner d e r  ' b e s s e r e n '  V i e r t e l  über  d i e  Lebens- 

bedinsungei! i n  den Callampas und übe r  d a s  Denken d e r  d o r t  leben-  

den Pienschen wuilten. D i r e k t  da rau f  angesprochen,  wird  d i e  Armut je-  

doch 6 e r e c h t f e r s i f : t :  Die Armen s i n d  s e l b e r  s c h u l d ,  s i e  s i n d  f a u l ,  

u n z u v e r l ä s s i s  und me i s t ens  betrunken. Das s e i  eben d i e  'Lebensein- 

S t e l l u n g '  v i e l e r  Chi lenen.  Dai! d i e  'maßlosen'  Forderungen d i e s e r  

Leute  u n t e r d r ü c k t  werden'müscen, e r s i b t  s i c h  d a r a u s  von s e l b s t .  

F r e i l i c h  'wäre d e r  Eindruck f a l s c h .  d a s  Kleinbürgertum 

s e i  a ls  Yanzes U-Cer d e r  ökonoaisc!ien P o l i t i k  d e r  J , m t a .  Besonders 

j e n e r  'Te i l ,  d e r  i n  s p e k u l a t i v e n  S e k t o r  (im w e i t e s t e n  S inn)  enga- 

E i e r t  i s t ,  2.9. i n  3anken oder  i m  Baugeschä f t ,  p r o f i t i e r t  von d e r  

~ e ~ e n w ä r t i ~ e r ,  S i c a a t i o n ,  d i e  ihm a l s  ' W i r t s c h a f t s w u ~ d e r '  e r s c h e i n t .  

Uas Sczialproduict  s t e i g t  J ä h r l i c h  um 7 - 9 5 ,  d i e  S reue rn  werden 

gesenk t ,  f r e i l i c h  n u r  bestimmte: s o l c h e ,  d i e  den Unternehmern und 

m+'ohlhabenden i e  rlege s i n d  wie Auto-, Import-  und Einkommenssoeiiern. 

Umgekehrt werden Grundnahrungsmit te l  wie Brot  und Milch s e i t  e i n i g e r  

Z e i t  m i t  e i n e r  2C.jigen S t e u e r  b e l a s t e t ,  wie uns e i n  Padre  e r z ä h l t e .  

Aber i n  Unte r sch ied  zu i r ü h e r e n  Z e i t e n  kann man h e u t e  i n  C h i l e  

dem ectsprechenden Geld a l l e  Kocsumart ikel  kaufen ,  d i e  e s  auch i n  

den USA oder  i n  Luropa g i b t .  

J e r  Inhaber  e i n e s  Baugeschäf tes  v e r r i e t  uns s c h l i e f i l i c h  

auch d i e  Löß.mg f i i r  d a s  Problem d e r  Arnut :  Den Reichen müsse e s  noch 

v i e l  b e s s e r  Tchen, damit  dann e i n  T e i l  d e s  Wohlstandes i n  d i e  unte-  

r e n  G e s e l l s c h a i t s c c h i c h ~ e n  a b f l i e ß e n  könne. Wir bezwei fe ln ,  daß 

d i e s e  Menschen da rauf  war ten  werden. 



Parteienstiftungen in der BRD und 
die Aktivitäten der Hanns-Seidel- 
Stiftung der CSU In Chile 

Mit den Stiftungen der politischen Parteien (SPD: Priedrich-Ebert- 

Stiftung; CDU: Konrad-Adenauer-Stiftung; PDP: Friedrich-Kaumann- 

Stiftung; CSU: Hanns-Seidel-Stiftung) existieren in der BHD Insti- 

tutionen, wie sie in vergleichbarer Form in keinem anderen kapita- 

listischen Industrieland zu finden sind. Entwicklungspolitiker an- 

derer Länder beneiden die BAD um die politischen Stiftunqen als 

Instrumente lautlosen, aber umso wirksameren Han*elns. 

Die Stiftungen sind regierun~sunabhängig, sie werden 

aber aus dem Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit durch feste Zuweisungen finanziert. Dadurch ist die 

Verwendung der Gelder nicht mehr im einzelnen zu verfolgen, ob- 

gleich das Parlament die 'Pätigkeit der Stiftun~en kontrollieren 

soll. Die von den Stiftungen verfolgten Interessen orientieren 

sich allerdings ausschließlich an den entsprechenden Parteien. Die 

Grundlage für die Tätigkeit der Stifton~en hesteht in der .;rund- 

sätzlichen Obereinstimmung der derzeiti~en Bundestagsoarteien mit 

den Interessen des westdeutschen Kapitals und dessen gewachsener 

Bedeutung auf dem Weltmarkt. 

In ihrem Bericht zur Entwicklurigspolitik beschrieb 
die Bundesregierung inde 1973 die Rolle der Earteienstiftun~en: 

"Die politischen Stiftungen arbeiten enq mit Parteien, Ge- 
werkschaften und ähnlichen Institutionen zusammen, um poli- 
tische und soziale Schlüssel~runpen in diesen Ländern zu 
aktivieren und zu ccärker. ... Partner der ~olitischen Srif- ~ ~~ ~ ~~ ~ ~ - ~ ~ - ~~ ~ - , ~ ~~-~~ ~ - ~ - -  

tungen in den Entwicklunysländern sind private Or-nnisatiu- 
nen wie Gewerkschaften, Genossensctaften, Pzrteien, Ju~end- 
oreanisationen. Landarbeiter- un3 Beuernarnanisationen. Jour- 
nayistenverbä&e, öffentliche ~inrichtun~ei wie ~undf¿I;k?e- 
sellschaften und Universitäten sowie KeySierunqen und inter- 
nationale Organisationen." (Bericht zur JntwicklungsGolitik 
der Bundesreoieruna. in: Zur Sache 4/1'37*) .- . ~. 

Die Parteienstiftungen sollen Fionierarbeit für die 
Expansion des westdeutschen Kapitals auf iieltebene leisten. Da- 

bei setzen die Stiftunaen für ihre Tätigkeit entsprechend der 

dahinterstehenden Parteiinteressen unterschiedliche Schwerpunkte: 

"Die Praxis der(Priedrich-Ebert-)Stiftung in Lateinamerika 
könnte =an mit der folgenden These beschreiben: Die geför- 
derten Projekte sind ihrem CharakTer nach umso fortschritt- 



licher, je autoritärer die poli~ischen Strukturen des je- 
weiligen Landes und je entschiedener folglich die Partner- 
orqanisationen dort in die Opposition verbannt sind. Mit 
i..ir:'ii:ne?der Wandlung der jeweiligen Verhältnisse und damit 
'daci~ssii.ler Machtnähe jener Gruppierungen werden diese von 
der Yricrlrich-Ebert-Stiftung unterstützten Projekte dann 
auch immer u~mittelbarer zu Vehikeln westdeutscher Wirt- 
schafts- und i'olitikinteressen gemacht - bis zu dem Punkt, 
wo gegenüber einer regierenden Partnerpartei, 2.B. seiner- 
zeit genenüber der Accion Democratica in Venezuela, die 
Friedrich-Ebert-Stiftung direkt als Kontaktinstanz für 
westdeutsche Multis benutzt wird." (Saarbach,S.; Einige As- 
pekte der aktuellen Lateinamerika-Politik der Sozialdemo- 
kratie, in: Lateinamerika - Analysen und Berichte 4, West- 
berlin 1980) 

Die Hanns-Seidel-Stiftunn der CSU sieht demgegenüber 

ihre Aufgabe eher in der Zusammenarbeit mit 'autoritären Re- 
qierungen'. Für ihren Geschäftsführer Siegfried Lenge ist durch 

den guten Kontakt zwischen Strauß und Pinochet die Möglichkeit 

gegeben, "dort etwas zu schaffen, was positiv wäre für die Arbeit- 
nehmer". So bot sich die Stiftung an, die aus den überfallartig 
organisierten betrieblichen Gewerkschaftswahlen Ende 1978 hervor- 

gegangenen Vertreter im Sinne der Militärdiktatur zu schulen. 
Mit der Einrichtung der Militärregierung 'Institut für Gewerk- 

schaftsstudien' wurde ein Abkommen geschlossen, wonach die Hanns- 
Seidel-Stiftung die Tätigkeit dieses Instituts finanziell und 

fachlich unterstützt. Der Generalsekretär des Regierungs-Insti- 

tuts Luis Leiva Perez erklärete dazu: 

"Die Hanns-Seidel-Stiftung wird die gewerkschaftliche Wei- 
terbildung der neuen Funktionäre finanzieren und sicher ei- 
nige Xormen dafür angeben. Die Philiosophie und die Planung 
bleiPen jedoch in der Hand des Instituts." (Frankfurter Nund- 
schau 21.11. 1J7d: Seidel-Stiftung in Chile aktiv) 

Der damali-e westdeutsche Botschafter in Santiago 

- Erich Gträtling - hielt das Vorhaben für "sehr förderungswürdig' 
und das Auswärtige Amt hatte "keine politischen Bedenken". Der 
SFD-Entwicklungsbilfeminister Gffergeld erklärte zu der Forderung 
der Panns-Seidel-Stiftung, ihr Chile-Projekt mit 2,4 hio. DM 

öffentlicher Gelder zu unterstiitzcn: "Ich bin fest entschlossen, 
von mir kriegen die keinen Pfennig.' (Stern v. 27.12. 1976) 

Was nan angesichts der Praxis fester, nicht weiter aufgeschlüssel- 
ter Zuh,eisungen an die Parteienatiftungen ~ion dieser 'Zntschlossen- 

heit'halten soll, bleibt Offerqelds Geheimnis. Immerhin erhält 

die !Ianns-Seidel-ötiftuni: jährlich einen Betrag von 16 Mio. DM 
aus der von Of'fergeld vervralteten Staatskasse. 



In der Mitp;liederzeitung der IG Metall wurde die 

Aussage eines chilenischen Gewerkschafters aus einem Metallbe- 

trieb in Santiago zu den Schulungen der Hanns-Seidel-Stiftuir: 

wiedergegeben: 

"Zwei Drittel des Seminarinhalts hatten mit meiner Auf- 
gabe als Arbeitervertreter nichts zu tun. Da fallen sie 
erst einmal kräftii: iiber die Allende-Politik und unsere 
Gewerkschaften. sowie den verbotenen zentralen Gewerk- 
schaftsverband (CUT) her. Dann erklären sie, dai! Wirtschaft 
mit Politik überhaupt nichts zu tun hat; die Wirtschaft 
bewege Sich nach dem freien Spiel der Kräfte." (Pietall 9/79: 
Mit CSU-Hilfe auf Junta-Kurs?) 

Die Hanns-Seidel-Stirtung der C S U  ist durch ihre 

Unterstützung dem von der Militärregierunn aesteuerten 

'Instituts für Gewerkschaftsstudien' an der Politik der 
Diktatur beteiligt, die Gewerkschaften zu spalten und zu atomi- 

sieren und ideolo~isch auf den Kurs der Militärdiktatur zu 

bringen. 



r':ir i h r e  T ä t i ~ k e i t  i n  C h i l e  kann d i e  Hanns-Seidel -St i f tung d e r  

CSU, d ? c  Koten Kontakte  zwischen Franz J o s e f  S t r a u ß  und Auguste 

P i n o c i ~ e ~  J3:nrte nutzen.  

S t r a u ß  und Pinochet  1977. während d e r  Chi le-Reise  von S t r a u ß ,  i m  
Süden d e s  Landes,  e i n e r  s t a r k  von deu t scnen  Einwanderern gepräEten 
R e ~ i o n .  



Eine Druckerei für den Widerstand! 

Unter den harten Bedingungen des Untergrundes entwickelt sich in 
Chile der Volkswiderstand weiter. Die sogenannte Volksbefragung 

vom 11. September 1980 zeigt nur zu deutlich den Willen der Dik- 

tatur, sich für unbegrenzte Zeit an der Macht zu halten. 

Immer deutlicher wird es für die gesamte Opposition. 
daß es in Chile keinen Demokratisierungsprozeß und auch keinen 

bedeutenden Wechsel innerhalb der Diktatur geben wird. 

Im Kampf gegen die Diktatur spielen die Untergrundpresse 

und die Untergrundpropaganda eine bedeutende Rolle: Ober sie 
wird die Kontrolle der Diktatur über die Massenmedien überwunden, 

sie verbreiten und vermitteln dem ganzen Volk die Erfahrungen des 
Widerstandes und ermöglichen eine Koordination des Kampfes. sie 

informieren über den Kampf anderer Völker und die internationale 
Solidarität. sie sind des wichtigste Element in der notwendigen 

ideologischen Auseinandersetzung innerhalb der Linken. 

Um die Arbeit unserer Untergrundpresse in Chile zu 

verstärken, haben wir uns die Aufgabe gestellt, diese mit den 
Mitteln für eine Druckerei zu unterstützen. Eine Aufgabe. für 
die wir auch die Unterstützung der internationalen Solidarität 
benötigen. 

EINKEIT FUR DEN SIEG ! 
Die internationale Solidaeität stärkt den Widerstand I 

Spenden an: 

chile gemeinschaft 
BfG: Frankfurt BLZ 500 101 H 

KONTO: 15 76 399 000 
Nidacorso 6 6000 Ffm 50 

Stichwort: Druckerei 
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